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I.  KAPITEL. 


§  1. 

Einleitung. 


Staatsbank  oder  Privatbank,  überhaupt  die  Frage, 
ob  und  in  welcher  Weise  der  Staat  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Baniiweseris  betätigen  soll,  hat  seit 
dem  Mittelalter  eine  grosse  Rolle  gespielt.  Die  Ver- 
wendung des  Grundstockes  der  Depositen  zu  lang- 
atmigen Unternehmungen  oder  gar  riskanten  Spe- 
kulationen, wobei  die  anvertrauten  Gelder  oft  bei- 
nahe gänzlich  verloren  gegangen  w^aren,  hatte  in 
Venedig  im  Jahre  1587  die  erste  Staatsgirobank 
(banco  di  Rialto)  entstehen  lassen.  1617  folgten  ihr 
die  Amsterdamer-  und  1619  die  Hamburgerbank, 
welche  mit  wechselndem  Schicksal  bis  zur  Gründung 
(1875)  der  Reichsbank  bestand^).  Mit  dem  Bank- 
gesetze^)  vom  14.  März  1875  und  7.  Juni  1899,  welches 

^)  Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts, 
Stuttgart  1891;  v.  Poschinger,  Bankgeschichte  des  Königreichs 
Bayern,  Erlangen  1874;  F.  Schiveyer,  Die  Bankdepotgeschichte, 
München  18^9. 

^)  Friedberg,  Die  Handelsgesetzgebung  des  deutschen  Rei- 
ches, Leipzig  1901,  S.  383  ff.;  Latz,  Geschichte  und  Kritik  des 
deutschen  Bankgesetzes,  Leipzig  1888;  Hetterich,  Die  bevor- 
stehende Erneuerung  des  deutschen  Bankgesetzes  im  Jahrbuch 
für  Gesetzgebung  1898  S.  1387;  Derselbe,  Die  Entwicklung  des 
deutschen  Noteiiwesens  unter  dem  Bankgesetze  von  1875,  ebenda 
S.  995 ;  Conrad,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  Jena 
1899,  IL  Bd.  5.  u.  6.  Lieferung^  S.  149  ff.;  Statistique  internationale 
des  banques  d'emission.  Rome  1881/82  vom  italienischen  statisti- 
schen Amte. 


Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Öeschäft. 
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zugleich  die  Noteiiemmission  regelte,  fand  diese 
Entwickelung  für  Deutschland  ihren  vorläufigen  Ab- 
schluss.  Die  jüngsten  schweizerischen  Versuche 
zur  Erlangung  eines  Bankgesetzes  sind  wenig  ver- 
heissungsvoll.  Eigen thch  die  gleichen  Verhältnisse, 
welche  zur  Gründung  der  Staatsgirobanken  führten, 
erfuhren,  speziell  hinsichthch  der  irregulären  Depots, 
für  den  Kaufmannsstand  im  allgemeinen  noch  ihre 
eigene  Regelung. 

V^aiin  liegt  depositum  irreguläre  vov  und  wie 
darf  überhaupt  mit  hinterlegten  Wert- 
papieren verfahren  werden'?  So  leicht  an 
und  für  sich  es  ist,  depositum  irreguläre  von  depo- 
situm reguläre  abzugrenzen,  so  schwer  scheint  es 
zu  sein,  im  einzelnen  Falle  zu  erkennen,  welches 
von  beiden  gemeint  sei.  Die  schweren  Bankbrüche 
von  1891  zeigten  dies  zur  Genüge.  Sie  bildeten  den 
offiziellen  Anstoss  zum  Erlass  des  Gesetzes  vom 
5.  Juni  1896  betreffend  die  Pflichten  der  Kaufleute 
bei  Autbewahrung  fremder  Wertpapiere^).  Doch  be- 
zieht sich  dasselbe  nur  auf  offene  Depositen  (§  1 
leg.  Giiy-). 


^)  Friedberg,  a.  a.  0.  S.  496  ff.  Artikel  Effektendepot  in 
Frankfurterzeifcung  v.  26.  u.  27.  X.  1891;  Zur  Frage  der  Depots 
im  Fonds-  und  Effekten  verkehr  von  Wiener,  Senatspräsident,  in 
Nationalzeitung  vom  10.  u.  11.  XII.  1891;  v.  FecJwiann,  Direktor 
der  bayer.  Handelsbank,  Das  Reichsgesetz  über  die  Pflichten  der 
Kaufleute  bei  Aufbewahrung  fremder  Wertpapiere,  Erlangen  1897 ; 
Riesser,  Bankdepotgesetz,  Berlin  1897 ;  F.  Lusensky,  Das  Gesetz 
betr.  die  Pflichten  der  Kaufleute  bei  Aufbewahrung  fremder 
Wertpapiere,  Berlin  1896;  Schiveyer,  a.  a.  0.  Vortrag  von  Strobel 
in  Goldheiners  Wochenschrift  1893  S.  344  ff. ;  Binding,  Grundriss 
1896  S.  235;  Lisrd,  Lehrbuch  des  Strafrechtes,  Berlin  1900  S.  431, 
445  ff'.  452,  560,  633. 

^)  Cohn  in  Endemanns  Handbuch  III  S.  885;  Dernburg,  Pan- 
dekten §  37 ;  Brinz  II  S.  486. 


Ist  das  depositum  irreguläre  unter  den  Begriff 
des  Depots  oder  unter  den  des  Darlehens 
zu  ziehen?  Schon  bei  den  l^ömern  hatte  das  In- 
stitut des  depositum  irreguläre  zu  existieren  an- 
gefangen; es  erhielt  dann  im  Mittelalter  seinen 
Namen^)  und  entwickelte  sich  in  der  Gegenwart, 
speziell  auf  dem  Gebiete  des  Bankwesens,  so  mächtig, 
dass  man  mit  Recht  die  Frage  stehte,  ob  man  es 
noch  unter  den  DepotbegrifT  ziehen  könne.  Nach- 
dem in  der  Literatur^)  diese  Frage  reichlich  erörtert 
worden  war,  entschied  sie  die  neuere  Gesetzgebung 
in  bejahendem  Sinne  (0.  R.  §  484/5;  B.  G.  B.  §  700). 

Das  gleiche  Bedürfnis  nach  Sicherheit,  welches 
zur  Entstehung  der  Staatsgirobank,  zum  Depotgesetz 
und  zur  Abgrenzung  des  depositum  irreguläre  vom 
depositum  reguläre  führte,  hat  auch  ein  viertes  In- 
stitut entstehen  lassen,  das  Sc  Ii  rank  fach.  Doch 

')  Niemeyer j  Depositum  irreguläre,  Halle  1889,  S.  110  Anm.  21. 

-)  Derselbe,  a.  a.  0.;  Neustetel,  Römisch-rechtliche  Unter- 
suchungen für  Wissenschaft  und  Ausübung,  Heidelberg  1821 
S.  1 — 44;  Otto  Mühlhäuser,  Ueber  Umfang  und  Geltung  des 
Depositum  irreguläre,  Erlangen  1879;  Witzig,  Zur  Lehre  vom 
Depositum  irreguläre,  Zürich  Diss.  1888;  Löwenstein^  Depositum 
irreguläre  und  das  Darlehen,  Erlangen  Diss.  1896 ;  Frankel,  Das 
Darlehen  und  die  irreguläre  Hinterlegung,  Erlangen  Diss.  1899; 
Brandau.  Der  unregelmässige  Verwahrungsvertrag,  Erlangen 
Diss.  1899;  Best,  Darlehen  und  depositum  irreguläre,  Erlangen 
Diss.  1896;  Huschke,  Lehre  des  röm.  Rechtes  vom  Darlehen, 
Stuttgart  1882,  S.  23;  Brückner,  Kritik  Niemeyers  in  Kritische 
Vierteljahrsschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft; 
Schmid,  Kritik  Neusteteis  in  Archiv  für  civilistische  Praxis  XXX 
S.  77  1847;  J.  Osner,  Zur  Lehre  vom  Kreditgeschäft  in  Gold- 
schmidts Zeitschr.  für  Handelsrecht  XXXYIl ;  Osner,  Das  irreguläre 
Deposit  in  Wochenschrift  für  Aktien-  und  Bauwesen  und  Steuer- 
en d  stempelfragen  1892  N.  6 ;  Sachs,  Zeitschrift  für  Handelsrecht 
XVIII  S.  418;  Archiv  für  bürgerl.  Recht  1890  III  S.  112;  Seufferts 
Archiv,  N.  F.  I.  N.  28;  Bluntschli,  Erläuterungen  zum  Privatgesetz- 
buche von  Zürich  (§  1142)  von  1855;  Motive  zum  B.  G.  B.  II 
S.  577;  Planck,  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Berlin  1899  11  S.  445. 
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während  die  erstgenannten  drei  Gebilde  literarisch 
genugsam  bearbeitet  und  bereits  durch  Gesetze  ge- 
regelt sind,  so  macht  sich  das  Fehlen  jeder  wissen- 
schaftlichen Behandlung  des  Schrankfaches  bei  seiner 
allgemeinen  Einbürgerang  je  länger  je  unangenehmer 
fühlbar.  Auch  die  Frage  nach  der  juristischen  Natur 
des  Schrankfachgeschäftes  spielt  entsprechend  dem 
hauptsächlichen  Entwicklungsfelde  des  modernen 
Handels,  auf  dem  Gebiete  des  Bankwesens,  eine 
Rolle  und  ist,  wenn  auch  weit  unscheinbarer,  doch 
von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung. 

Da  sich  das  Schrankfachgeschäft  nicht  nur  als 
spezielles,  wie  das  depositum  irreguläre,  sondern  ge- 
radezu ausschliesshch  als  Bankgeschäft  quahfiziert^), 
so  ist  es  wohl  am  Platze,  auf  die  Bankgeschäfte  im 
allgemeinen  einen  kurzen  Überblick  zu  werfen. 

Siehe  unten  S.  28. 


Die  BankgescLäfte^) 


zerfallen  in  Aktiv-  und  Passivgeschäfte,  d.  h.  solche, 
bei  welchen  die  Bank  Kredit  gewährt,  und  solchej 
bei  denen  sie  Kredit  empfängt. 

Die  Aktivgeschäfte  können  wir  wiederum  ein- 
teilen in: 

1.  Gewährung  von  Darlehen, 

aj  ohne  Deckung  (Blankokredit), 
h)  mit  Deckung. 

Diese  kann  bestehen  in  einem  Faustpfand. 
Wird  dasselbe  durch  Wertpapiere  repräsentiert, 
so  hegt  ein  Lombardgeschäft  vor.  Das  Gegen- 
stück dazu  bildet  das  Hypothekargeschätt,  wel- 
ches durch  die  Eigenschaft  seiner  Unterlage  als 
Grundpfand  charakterisiert  ist.  Endlich  kann 
die  Deckung  auch  noch  bestehen  in  blosser 
Bürgschaft.  Wenn  die  Hinterlegung  von  Wert- 
papieren nicht  spezieh  als  Deckung  für  ein 
bestimmtes  Darlehen  stattfindet,  sondern  als 
Grundlage  eines  zu  begründenden  Geschäfts- 
verkehres dient welchem  die  Eigenschaft  des 
Aktivgeschäftes  nicht  wesentlich  ist,  so  lässt 
man  solche  Geschäfte  gewöhnhch  unter  ((Passiv- 
geschäft»  figurieren. 

Koch  in  Endemanns  Handb.  II  S.  133 ;  Thöl,  Das  Handels- 
recht, Leipzig  1879,  S.  114  ff.;  Schweyer,  a.  a.  0.  S.  154,  164; 
Conrad,  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaflen  II.  S.  132; 
Cosac,  Lehrbuch  des  Handelsrechtes,  Stuttgart  1900,  S.  250  ff. 

2)  Siehe  unten  über  Giroverkehr  S.  9  und  12,  dazu  Reichs- 
gerichtliche Entscheidungen  XII  S.  85  ff. 


—    6  — 


2.  Diskontogeschäfte.  Die  Bank  kauft  noch  nicht 
fällige  Kreditpapiere,  Dividendenscheine  und 
Wechsel  zu  einem  entsprechend  biUigeren 
Preise,  um  deren  Betrag  dann  am  Verfalltage 
einzulösen  oder  die  Papiere  weiter  zu  veräussern. 
Da  diese  aber  bis  dahin  in  ihrem  Werte  ebenso 
gut  sinken  als  steigen  können,  so  ist  das  Ge- 
schäft dem  Verkäufer  gegenüber  Kreditgeschäft. 

3.  Uebernahme  von  ganzen  oder  teilweisen  An- 
leihen an  Staat,  Gemeinden  oder  Private  (z.  B. 
Fabriken)  und  von  Aktienemissionen. 

4.  Anderweitige  Kapitalanlagen  (z.  B.  Beteiligung 
als  Kommanditär). 

Die  Passivgeschäfte  können  sein: 

1.  Kassenführungsgeschäfte  (Inkasso,  Giroverkehr). 

2.  Emission  von  Noten,  welche  jedoch  an  die 
staatliche  Genehmigung  geknüpft  und  dadurcli 
beschränkt  zu  sein  pflegt^). 

3.  Aufnahme  von  Darlehen,  namentlich  in  Form 
der  Ausgabe  von  Obligationen. 

4.  Depositengeschäfte^).  Einerseits  machen  sie 
selbst  einen  sehr  grossen  Teil  der  Bank- 
geschäfte aus,  andererseits  bilden  sie  für  andere 
Geschäftszweige  die  Grundlage,  so  dass  man 
nicht  mit  Unrecht  sagt,  der  ganze  moderne 
Bankverkehr  stelle  sich  in  der  Hauptsache  als 
eine  Verkörperung  des  Depositenwesens  dar. 
Dieser  Umstand  rechtfertigt  es  wohl,  auf  das- 
selbe näher  einzutreten.  Aus  dem  einfachen^ 
unscheinbaren  römischen  depositum  hat  sich  der 
wichtigste  Bestandteil  unseres  modernen  Bank-^ 
Verkehrs  entwickelt!    Wie  ist  dies  zugegangen ? 

0  Siehe  S.  2:  Bankgesetz  vom  14.  III.  1875  ii.  7.  VT.  1899. 

2)  Neumann- Hof  er,  Depositengeschäfte  und  Depositenbanken. 
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Von  jeher  existierte  das  wirtscliaftliclie  Be- 
dürfnis, sich  hinsichthch  der  Sachen,  welche  bei 
kleinem  Volumen  grossen  Wert  repräsentieren,  vor 
rechtswidriger  Entäusserung  zu  schützen.  Am 
meisten  waren  in  dieser  Lage  die  Geldwechsler, 
welche  immer  einen  grössern  Vorrat  flüssigen  Geldes 
auf  Lager  haben  massten.  Sie  suchten  dasselbe 
mögUchst  gut  zu  «verwahren»,  und  je  mehr  einer 
zu  behüten  hatte,  um  so  geringer  waren  die  im  Ver- 
hältnis aufgewendeten  Kosten;  die  Sicherheit  aber 
wuchs  proportional  zur  Menge  der  aufzubewahrenden 
Sachen.  So  gab  es  sich  denn  wie  von  selbst,  dass 
Dritte  ihre  Wertsachen  dem  Geldwechsler  in  seine 
Obhut  gaben^).  Schon  im  alten  Babylon  treffen 
wir  diese  Erscheinung^).  Im  alten  Griechenland 
waren  es  vorab  die  Tempel,  welche  als  Aufbe- 
wahrungsorte funktionierten^).  Delphi,  Delos  und 
Ephesus  gestatteten  Privaten  und  Staaten  ihre  Kost- 
barkeiten in  den  Tempelräumen  gegen  ein  kleines 
PI  atz  gel  d  unterzubringen.  Die  griechischen  Ban- 
kiers^) (dpyopafioßoc  oder  xokkößcarat  =  Geldwechsler, 
Toxtarat  oder  ^avecazat  =  Darleiher,  rpane^hac  =  Zah- 
lungsvermittler) befassten  sich  nur  spärlich  mit  dem 
Depot,  selbst  als  sie  durch  die  Zahlungsvermittlung 
auf  dessen  Zweckmässigkeit  aufmerksam  gemacht 
worden  waren. 

Bei  den  Ptömern  treffen  wir  die  argentarii 
(eigentliche  Bankiers)  und  die  nummiilarii  (Geld- 

^)  Schweyer  a.  a.  0.  S.  6. 

J.  Merkel,  Die  Banken  im  Altertum  in  Conrad  a.  a.  O. 

II  40  ff. 

•')  K.  F.  Herrmann,  Lehrbuch  der  griechischen  Antiquitäten, 
Freiburg  und  Tübingen  1882,  S.  452  ff'. ;  Maier-Schoemann,  Der 
attische  Prozess,  S.  513. 

^)  Siehe  vorige  Anmerlmng, 
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Wechsler,  welchen  die  Münzprobe  obliegt),  welche 
beide  anter  Konstantin  dem  Grossen  in  dem  Begriffe 
collectarii  zasammengefasst  wurden.  Unter  anderen 
Geschäften  betrieben  diese  auch  die  Annahme  von 
Geld  als  depositum  reguläre  oder  irreguläre^)  und 
waren  bereits  zur  Führung  von  drei  Büchern  ver- 
pflichtet, näiMich  eines  Tagebuchs  oder  Journals, 
eines  Kassenbuchs  [Codex  accepti  et  expensij  und 
eines  Rationenbuchs  [Uber  rationumj.  Mit  dem 
Untergang  des  Römerreiches  schwand  in  den  Wirren 
der  Völkerwanderung  die  vSicherheit  überhaupt  da- 
hin, und  in  der  Geschichte  des  Depots  entsteht  ein 
unausfüllbarer  leerer  Raum. 

Als  die  Einrichtung  der  Aufbewahrung  wieder 
auflebte,  geschah  dies  natürUch  da,  wo  überhaupt 
Kultur  und  Handel  ihre  Wiedergeburt  feierten,  in 
Italien,  woher  der  Verfall  ausgegangen  war.  Wieder 
treff'en  wir  auf  der  Messe  den  Geldwechsler,  hinter 
einem  Tische,  auf  einer  einfachen  Bank  sitzend  — 
daher  banccherius  (Bankier)  —  bei  der  Ausübung 
seines  Gewerbes.  Auch  er  hat  wieder  die  Münzen 
auf  ihren  Feingehalt  zu  prüfen,  woran  noch  heute 
unser  Bankomark  erinnert^).  Das  Bild,  welches  sich 
uns  darbietet,  ist  das  gleiche  wie  im  Altertum.  Doch 
gar  bald  sollte  es  verändert  werden!  Zunächst  ist 
es  ja  auch  wieder  der  banccherius,  welcher  neben 
der  Verwahrung  seines  eigenen  Geldvorrates  die 
fremder   Wertsachen   besorgt.     Dass    dabei  die 

^)  1.  24  Dig.  depos.  vel  contra.  XVI  3,  dazu  M.  Voigt, 
Ueber  die  Bankiers,  die  Buchführung  und  Literalobligation  der 
Römer  in  den  Abhandlungen  der  philologisch-historischen  Klasse 
der  kgl.  sächsischen  Gesellschaft  der  W'^issenschaften  X  S.  513 
fr.  1888. 

2)  Georg  Obst,  Der  Depositen  -  Kontokorrent-  und  Gheck- 
verkehr,  Stuttgart  1898,  S.  8. 
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Siclierang  der  einzige  Zweck  war,  welchen  die  Ver- 
tragsparteien im  Auge  hatten,  erhellt  daraus,  dass 
hinsichtlich  dieses  regulären  Depots  die  Gold- 
schmiede den  Banquiers  eine  ganz  erhebliche  Kon- 
kurrenz machten,  denn  bei  den  Goldschmieden  kann 
das  Depot  gar  keinem  andern  Zwecke  dienen  (Giro- 
konto, Darlehen  u.  a.),  als  der  Verwahrung. 

Mit  dem  Rückgange  des  Goldschmiededepots 
entwickele  sich  das  Depot  des  Bankiers  nach  den 
verschiedensten  Richtungen.  Derselbe  händigte  eine 
Depositalquittung  aus.  Diese  primitive  Er- 
scheinung ßnden  wir  Ende  des  XV.  und  anfangs 
des  XVI.  Jahrhunderts  in  Sizilien  unter  dem  Namen 
apodixa  banchi^).  Daraus  entwickelten  sich  die  fedi 
dl  deposüo  —  primitive  Banknoten.  Fede  ist  der 
formelle  Schein  unter  Beobachtung  der  alten  Treu- 
gelöbnisformel .  Diese  D  e  p  o  s  i  t  e  n  s  c  h  e  i  n  e  werden 
eingetragen  in  Bankbücher  und  erhalten  exekutive 
Kraft.  Bald  bekommen  sie  auch  Ordreklausel  (Pa- 
lermo 1422)  oder  sogar  Inhaberklausel  (Bologne- 
sisches  Gesetz  von  1606).  Anfangs  des  XV.  Jahr- 
hunderts stellten  die  Staatsbehörden  auf  ihre  bei 
den  Bankiers  hegenden  Guthaben  polizze  aus,  so 
zuerst  in  Palermo.  In  Neapel,  welches  dieser  Ent- 
wicklung alsbald  folgte,  galten  dann  solche  Scheine 
nur,  so  weit  das  Guthaben  wirklich  reichte.  Als  an 
die  Stelle  des  Staates  Private  mit  ihren  Guthaben 
traten,  auf  welche  sie  rmn  auch  solche  Scheine  aus- 
stellten, da  war  der  Check  geboren.  Neben  dieser 
Entwicklung  war  eine  andere  einhergegangen,  welche 
wieder  mehr  in  Oberitalien  stattgefunden  hatte.  Der 
Kaufmann,  welcher  ein  Geschäft  abschloss,  musste 


')  Goldschmidt,  a.  a.  0.  S.  318  ff. 
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bei  seinem  Bankier  aus  seinem  Depot  Geld  holen, 
um  es  dann  in  natura  seinem  Gegenkontrahenten, 
z.  B.  dem  Verkäufer,  zu  übergeben,  damit  es  dieser 
wieder  in  sein  Depot  bringen  konnte,  welches  oft 
bei  demselben  Bankier  lag^).  Der  Bankier  hätte  in 
seinen  Büchern  den  Betrag  einfach  «umschreiben» 
können.  Um  diesem  Bedürfnis  zu  genügen,  bildeten 
sich  Umschreibebanken.  Venedig  weist  solche  schon 
1422  auf.  Als  dann  durch  das  Aufkommen  der 
Wertpapiere  (Depotschein  mit  Ordre-  oder  gar  In- 
haberklausel, Check)  die  Summen  wenigstens  nicht 
mehr  in  natura  tradiert  werden  mussten,  so  tat  dies 
dem  Umschreibesystem  keinen  Abbruch ;  im  Gegen- 
teil, man  verband  nun  beides  miteinander :  der  Check 
Avurde  zum  Giro  check.  Obschon  dieser  ganzen 
Entwicklung  jede  Durchbildung  fehlte,  so  können 
wir  doch  schon  gegen  Ende  des  Mittelalters  deut- 
liche Ansätze  einer  solchen  feststellen.  Italien  war 
die  weitere  Ausbildung  nicht  vergönnt.  Aus  der 
Eifersucht  der  blühenden  Handelsstaaten  gegen- 
einander entstanden  innere  Wirren,  welche  grösseren 
Kriegen  riefen  und  dadurch  das  Land  zum  zweiten- 
mal e  auf  längere  Zeit  darniederwarfen. 

Ah  die  Ruhe  sich  wieder  einstellte,  da  war 
Amerika  entdeckt  und  nach  Indien  fuhr  man  auf 
direktem  Seewege.  Damit  im  Zusammenhange  sprang 
die  Entwicklung  von  Italien  auf  England  über  — 
die  ersten  englischen  Checks  datieren  von  1633  — 
das  mit  der  allgemeinen  Einführung  der  Wert-  and 
speziell  der  Inhaberpapiere  das  Bankwesen  zu  der 
grossartigen  Entfaltung  unserer  Tage  vorbereitete. 
Die  Aufbewahrung  von  Sachen  und  namentlich  von 

^)  C.  Nasse,  Die  Banken  im  XL— XVII.  Jahrhundert  in  Conrad 
a.  a.  0.  II.  S.  47  ff. 
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Geld  winde  zm  gewerbsmässigen  Bescliäftigung  und 
damit  war  das  Bankdepot  vollende).  Estritt  ans 
entgegen  in  seinen  verschiedenen  Gestaltungen. 
Wir  kennen  es  als  depositum  reguläre^)  mit  der  ein- 
fachen Depositalqaittinig,  als  deposihim  irreijidare  in 
verschiedenen  Formen:  als  eijifaches  Depot,  als 
Kontokorrentguthaben  oder,  wie  die  Kaufleute  zu 
sagen  pflegen,  Kontokorrentrechnung,  Gheckrecli- 
nung  und  Girokonto.  Dem  entsprecheiid  haben  wir 
für  das  einfache  Depot  den  alten  Depositen- 
schein. Gewöhnlich  lautet  er  auf  den  Namen,  kann 
aber  auch  an  Ordre  gestellt  oder  als  Inhabertitel 
formuliert  sein.  Das  gewöhnliche  Depot  entsteht 
dadurch,  dass  man  Geld  oder  es  ersetzende  ähn- 
liche Fungibilien  (Wertpapiere)  der  Bank  übergibt 
mit  der  Abrede,  sie  möge  dieselben  eine  bestimmte 
Zeit  lang  Jiach  Gutdünken  —  meistens  gegen  ein 
kleines  Entgelt  —  verwenden  und  nach  Ablauf 
dieser  Frist  verpflichte  sie  sich  gegen  Rückgabe 
des  erteilten  Depotscheins  die  gleiche  Summe 
in  genere,  nicht  in  specie  zurückzugeben  oder 
nach  erhaltenem  Auftrag  zu  gebrauchen.  Dieses 
Mandat  des  Deponenten  löst  dann  das  Depot- 
verhältnis ab,  d.  h.  mit  dem  Depotgeschäft  ver- 
bindet sich  häufig  die  Kommission,  ßeini  kaufmän- 
nischen T^agergeschäfte^),  welches  sich  hier  eben- 
falls anschliesst,  entspricht  dem  Depotscheine  der 
Lagerschein,  der  sich  wieder  in  zwei  von  einander 
unabhängige  Urkunden  spalten  kann  (Lagerschein 
und  Verpfändungsschein  —  Warrant  — ).  Im  Gegen- 

^)  Ueber  dessen  Unterarten  siehe  S.  15. 

H.  G.  B.  216  ff.;  Cosac,  a.  a.  0.  S.  514;  Dernhurg,  Die 
Schuldverhältnisse  nach  dem  Rechte  des  deutschen  Reiches  und 
Preussens,  Halle  1901  8.521  ff.;  0.  R.  212. 
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satz  zu  den  erwähnten  gewöhnlichen  Depots  sind 
Kontokorrent-  und  Gheckrechnung,  sowie  Girokonto 
jederzeit  disponiljle  Guthaben,  lieber  das  Konto- 
korrent-Guthaben kann  verfügt  werden,  wie  über 
ein  Sparkassengutliaben^)  und  durch  Wechsel, 
lieber  die  Gheckrechnung  ist  nur  Verfügung  durch 
Gheck  zulässig,  über  das  Girokonto  prinzipiell 
nur  durch  Giro  check,  d.  h.  Anweisung  zur  Um- 
schreibung. Allein  gewöhnlich  lässt  man  das  Giro- 
konto auch  als  Gheckrechnung  funktionieren,  d.  Ii, 
man  kann  auf  dasselbe  auch  Anweisungen  zur  Aus- 
zahlung ziehen,  also  gewöhnliche  Ghecks.  Beider 
deutschen  Reichsbank  sind  dies  die  gewöhnlichen 
weissen  Ghecks,  welche  auf  Namen,  an  Ordre  oder 
auf  Inhaber  lauten  können.  Ist  derselbe  Gheck  ge- 
kreuzt d.  h.  quer  überschrieben:  Nur  zur  Ver- 
rechnung, so  darf  die  Bank  den  Betrag  nicht 
auszahlen,  sondern  hat  mit  einem  andern  Konto- 
inhaber oder  sich  selbst  zu  verrechnen.  Für  Ueber- 
tragungen  auf  Konten  an  demselben  oder  einem 
andern  Bankplatze  dienen  die  roten  unübertragbaren, 
auf  Namen  lautenden  Ghecks.  Ueber  mehr  als  das 
Guthaben  darf  nicht  verfügt  werden,  ansonst  der 
Gheck  in  seinem  ganzen  Umfange  abgewiesen  wird. 
Betrifft  die  Verfügung  gerade  das  ganze  Guthaben, 
so  wird  präsumiert,  man  habe  damit  das  Girover- 
hältnis lösen  wollen^).  Allen  vier  Verhältnissen  liegt 
ein  rechthch  als  solches  anerkanntes  Depot  ^)  zu- 
grunde, welches  in  den  beiden  ersten  Fällen  durch- 
schnittlich mit  in  Gheckrechnung  mit  IVsV« 


0  Nur  darf  die  Bank  unter  keiner  Bedingung  Kündigung 
beanspruchen. 

^)  Geschäftsordnung  der  Reichsbank,  S.  49  if. 

R.  G.  XII  S.  80;  Seuffert,  Pandekten,  4.  AuH.  II  S.  202. 
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und  in  Girokonto  gar  nicht  verzinst  wird,  indem 
hier  die  Zahlangsvermittlung  als  Entgelt  aufzufassen 
ist^). 

Nachdem  wir  so  das  Banlvdepot  in  seiner 
grossen  Ausdehnung  überschaut,  begreifen  wir  die 
oben  erwähnten  Zweifel  über  seine  Eigenschaft  als 
Depot.  Und  wir  wollen  der  Vollständigkeit  halber, 
ohne  auf  den  römisch-rechtlichen  Unterschied  des 
stricli  juris  und  bonce  fidei  negotium  zwischen  Dar- 
lehen und  Depot  zurückzugehen,  die  H aup  tz üge , 
welche  esalsDepotcharakterisieren,  kurz 
wiedergeben:  Der  wirtschafthche  Zweck,  welchen 
die  Kontrahenten  verfolgen,  ist  mehr  der  der  Auf- 
bewahrung, als  der  der  nutzbringenden  Anlage;  des- 
halb wird,  wenn  ein  Entgelt  überhaupt  bezahlt  wird, 
es  immer  unter  dem  Darlehenszinsfusse  stehen^), 
Deponent  will,  dass  der  Bankier  das  Geld  in  seiner 
Quantität,  nicht  Individualität  aufbewahre,  d.  h.  jeder- 
zeit in  genere  zurückgäbe  oder  nach  Auftrag  ge- 
brauche^). Dabei  wird  nicht  mehr  verlangt,  dass 
er  soviel  Geld  in  der  Kasse  habe,  als  die  Summe 
aller  Depositen  beträgt;  die  «Veruntreuung  an  der 
Quantität»^)  ist  abgeschafft.  Den  Grundstock  darf 
der  Bankier  für  sich  verwenden,  hat  aber  im 
eigenen  Interesse  die  Rückgabepflicht  nicht  zu  ver- 
gessen. Die  Gefahr  geht  erst  mit  dem  Momente  auf 


^)  Wenn  im  Bankgesetze  vom  14.  III.  1875  in  §  13  N.  7 
Giro-  und  Depositen  verkehr  getrennt  sind,  so  hat  dies  keine 
juristische,  sondern  bloss  wirtschaftliche  Bedeutung  (verschiedene 
Bedingungen  der  Geldannahme). 

B.  Slg.  XXI  1070,  2;  Osner,  Das  irreguläre  Deposit  in 
Wochenschrift  für  Aktien-  und  Bauwesen,  Steuer-  und  Stempel- 
fragen 1892  N.  6. 

3)  R.  G.  XI  322. 

Entsch.  d.  Kassationshofes  zu  Wien  v.  4.  III.  1881. 
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ihn  über,  wo  er  von  dieser  Verbrauchsbefugnis  wirk- 
lich Gebrauch  macht.  Vorher  trägt  sie  der  Depo- 
nent^), welchem  bis  zu  jenem  Moment  auch  ein  Aus- 
sonderungsrecht im  Konkurse  zusteht,  weil  der  Ein- 
tausch der  absoluten  Sicherheit  gegen  eine  persön- 
liche Forderung^)  erst  im  Zeitpunkte  des  Verbrauches 
stattfindet.  Deponent  gibt  das  Geld  unaufgefordert 
hin^),  anders  als  beim  Darlehen.  Diesem  gegenüber 
sind  noch  Zeit  und  Ort  besonders  liervorzuheben, 
indem  das  Depot  Holschuld  ist  und  sich  mit  keiner 
Kündigungsfrist  verträgt.  Dagegen  sind  Sparkasse- 
guthaben Darlehen,  da  dabei  der  wirtschaftliche 
Zweck  mehr  auf  nutzbringende  Anlage  als  auf  Auf- 
bewahrung gerichtet  ist.  V^ie  der  Grosskapitalist 
sein  Geld  in  Unternehmungen  steckt,  so  trägt  es  der 
kleine  Mann  auf  die  Sparkasse,  damit  diese  es  an 
seiner  Stelle  produktiv  anlege'^).  Auch  kommt  es 
ja  vor,  dass  solche  Sparkassen  iliren  Einlegern  resp. 
einer  Sammelstelle"*)  (z,  B.  Hülfsgesellschaft)  für  die 
Einsätze  ein  Faustpfand  bestellen.  Kein  Depot,  wenn 
auch  in  der  Kauhiiannssprache  oft  unter  diesen  Be- 
grifT  subsumiert,  ist  der  Pfandbesitz  und  das  Report- 
geschäft. Ersterer  gehört,  wenn  auch  aufdenüber- 
gebenen  Wertpapieren  Depot  aufgeschrieben  sein 
mag,  doch  zum  Darlehensgeschäft^'),  letzteres  ist  ein 
Doppelkauf'). 

')  Planck  a.  a.  0.  S.  4452. 

2)  Jhering,  Zweck  im  Recht  I.  S.  169. 

^)  R.  Ct.  Xi  322;  Schweyer,  a.  a.  0.  S.  32;  Scherrer,  Bürgerl. 
Gesetzbuch,  Erlangen  1898,  11.  Bd.  6.  Heft,  Schuldverhältnisse 
S.  981 ;  dazu  die  oben  erwähnte  Literatur. 

Schweyer,  a.  a.  0.  S.  59;  Scherer  a.  a.  0.  S.  981,  8  II  9 ; 
R.  G.  I.  208;  B.  Slg.  XXI,  1070,  2. 
•^)  Lusensky,  a.  a.  0.  S.  46. 
«)  B.  Slg.  XXY.  2.  580. 

Lusensky,  a.  a.  0.  S.  71.   R.  G.  XIX.  49. 
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Wenn  wir  zum  Schlüsse  eine  Eititeilung  der 
Depositen  geben  sollen,  so  leimen  wir  vorerst  die 
in  unverzinsliche  (current  accounts)  nnd  verzlnshche 
(deposit  accounts)  ab,  da  sie,  rein  äusserlich,  den 
Grund  der  Sactie  nicht  trifft.  Eine  andere  in  eigent- 
liche und  Deckungsdepositen  wird  leicht  unjuristisch, 
da  Pfandbesitz  zu  letzteren  zu  zählen  wäre.  Eine 
dritte  Einteilimg  in  Summen-,  Sammel-  und  Sonder- 
depot nimmt  zu  wenig  Rücksiclit  auf  die  wirtschaft- 
liche Grundlage,  denn  die  Namen  verraten  die  wirt- 
schafthchen  Zwecke  nicht.  So  gelangen  wir  denn 
zu  einer  vierten  Art  der  Schematisierung: 

1.  Verbrauchsdepositen,  wo  es  heisst:  Tan- 
tundem  eiusdem  generis  est  idem. 

Wir  haben  bereis  seine  Unterarten  kennen 
gelernt : 

aj  einfaches  Depot  (Depositenschein), 
h!  Kon  to ko rr e n tr eclmung, 
c)  Gheckrechnung, 

dj  Girokonto,  welcher  aber  nicht  notwendig, 
sondern  nur  regelmässig  hierher  fällt. 

2.  A  u  f b  e  w  a  h  r  u  n  g  s  d  e  p  0  s  i  t  e  n. 

Wir  kehren  im  Grunde  zu  dem  Unterschiede 
zwischen  depositum  reguläre  und  irreguläre  zu- 
rück. Wir  können  die  Aufbewahrungsdepositen 
zerlegen  in: 

A.  Verschlossene, 

1.  in  einfachen  Enveloppen, 

2.  in  Kassetten. 

B.  Offene, 

1.  ohne  Verwaltung, 

2.  mit  Verwaltung.    Diese  können  wieder- 
um sein: 
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a]  ohne  Benutzung, 

h]  mit  Benutzung.  Diese  können  wieder- 
um sein: 

a)  ohne  Entgelt^, 
/9/  mit  Entgelt. 

Wenn  wir  das  Depotwesen  so  ausführlich  be- 
handelt hahen,  so  geschah  dies  nur  um  die  Antwort 
vorzubereiten  und  zu  erleichtern  auf  die  Frage:  Ist 
das  Schrankfachgeschäft  D epositengschäft 
und  fällt  es  unter 
Autbewahrungsdepositen, 
A.  Verschlossene, 

3.  in  Schrankfächern 
oder  ist  durcli  dasselbe  ein  neues  Passivgeschäft 
entstanden,  welches  denselben^)  etwa  unter 
5.  Vermietung  von  Schrankfächern 
anzufügen  wäre? 

^)  Das  Girodepot  kann  auch  hierunter  fallen. 
2)  Siehe  S.  6. 


IL  KAPITEL. 


Das  Schrankfach  im  allgemeinen. 

Geschichtliche  Entwicklung. 

Das  vSchrankfach  tritt  uns  zuerst  in  England 
entgegen.  Allein,  wie  bereits  erwähnt,  hat  England 
das  Bankwesen  von  Italien  übernommen  und  des- 
halb wollen  wir  auch  daliin  zurückkehren.  Während 
wir  das  depositum  irreguläre  sich  mächtig  haben 
entwickeln  sehen,  so  veranlasste  der  ruhende  Zu- 
stand des  depositum  regidare  uns  zum  Stillschweigen 
über  dasselbe. 

Wir  hatten  zuletzt  ausgeführt,  dass  es  dem 
italienischen  Goldschmiede  oder  Bankier,  welcher 
selbst  einen  grossen,  eigenen  Vorrat  von  Wertpa- 
pieren aufzubewaiiren  hatte,  in  einem  ging,  auch 
Sachen  Dritter  in  seine  (( Panzerkasse »  aufzunehmen. 
Dabei  war  der  Depositar  natürlich  daran  interessiert, 
dass  die  hinterlegte  Sache  möglichst  klein  und  in 
gefälliger  Form  verpackt  war,  während  dem  Depo- 
nenten daran  lag,  mit  möglichst  wenig  Mühe  Sachen 
herausnehmen  und  hioeinlegen  zu  können.  Diese 
beiden  Prinzipien  suchte  man  miteinander  zu  ver- 
binden. Schon  die  Bömer  hatten  zu  diesem  Zwecke 
das  Siegel  benutzt   Im  Mittelalter  übernahm  das 

Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Geschäft.  2 
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Siegel  der  Bankier  und  schrieb  für  die  ihm  über- 
gebenen  Depots  bald  eine  bestimmte  Form  voj'. 
Je  nach  der  Grösse  des  Couverts,  welches  in  be- 
stimmter Weise  versiegelt  sein  musste,  berechnete 
er  das  Entgelt.  Je  nach  der  ßeschalTenlieit  seiner 
Panzerkasse  setzte  er  die  Dimensionen  des  Depots 
fest.  Die  Reichsbank  scheint  noch  heute  auf  diesem 
Standpunkte  zu  stehen;  sie  schreibt  die  Formen 
des  Depots  vor,  gerade  wie  wenn  sie  dieselben  in 
Schabladen  oder  Kasten  von  bestimmten  Dimen- 
sionen legen  wollte,  um  dann  für  diese  das  Entgeld 
zu  berechnen^).  Das  war  nun  ganz  gut  für  Sachen, 
welche  Jahr  und  Tag  unberührt  im  Depot  liegen 
blieben.  Bei  Depots  aber,  an  denen  der  Hinterleger 
häufige  Verändermigen  vorzunehmen  hatte,  gab  es 
immer  grosse  und  viele  Umstände:  Das  alte  Siegel 
musste  erbrochen,  die  ganze  straffe  Verpackung 
aufgemacht  und  allenfalls  eine  ganz  neue  umgelegt 
und  neue  Siegel  aufgedrückt  werden.  Der  Deponent 
kam  so  dazu,  seine  Sachen  in  eine  Schatulle  oder 
I^assette  zu  legen,  welche  er  nun  nicht  mehr  ver- 
siegelte, sondern  mit  einem  Schlüssel  einfach  ver- 
schloss  und  dann  so  dem  Bankier  übergab.  Allein, 
bei  diesem  stapelten  sich  bald  die  verschiedenför- 
migsten  Kassetten  auf,  und  während  er  die  früheren 
Pakete  durch  ein  bischen  Drücken  leicht  hatte 
zusammenrangieren  können,  war  bei  diesen  harten, 
wenn  nicht  ganz  eisernen,  so  doch  eisen  beschla- 
genen Schachteln  nichts  zu  erzwingen.  Es  ging 
daher  oft  kostbarer  Piaum  verloren.  So  sah  sich 
der  Bankier  genötigt,  die  Form  dieser  Kassetten, 

Geschäftsordnung  der  Reichsbank  S.  78. 
-)  In  der  Zeit  des  Ueberganges  vom  Siegel  zum  Schloss 
wurde  das  Siegel  noch  neben  dem  Verschlusse  angebracht. 
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wie  früher  der  Pakete  and  Enveioppeii ,  vorzu- 
schreiben und,  da  eine  Kassette  von  bestimmter 
Form  eben  schwerer  zu  bekommen  ist  als  ein  be- 
stimmtes Gouvert,  erkannte  er,  dass  wohl  ihm  und 
seinen  Klienten  am  besten  gedient  sei,  wenn  er 
die  Kassetten  selber  herstellen  lasse  mid  sie  dann 
^n  die  Deponenten  verkaufe.  Aber  als  diese  nicht 
ahe  die  Artigkeit  besassen,  bei  ihrem  Weggange 
dem  Bankier  die  Kassette  zu  schenken,  und  er  dann 
oft  neue  musste  erstehen  lassen,  hielt  er  es  für 
geratener,  sie  den  Khenten  nur  zu  vermieten. 
In  seiner  Kasse  Hess  er  ein  Gestell  konstruieren, 
so  dass  diese  Kassetten  dann  gerade  in  dessen 
Fäclier  liineinpassten  Damit  war  eigentlich  das 
Schrankfach  fertig;  nur  durfte  der  Khent  die  Stahl- 
kammer noch  nicht  betreten.  Seine  Kassette  wurde 
ihm  an  den  Schalter  gebracht  und  hier  konnte  er 
im  Kassenliofe  und,  wenn  es  gut  ging,  an  einem 
abgeteilten  Pulte  die  gewollten  Handlungen  mit 
seinem  Depot  vornehmen.  Dies  war  nicht  nur  un- 
angenehm, sondern  sogar  gelährhch,  denn  in  den 
Eassenvorraum  konnte  ja  jeder  Dieb  sich  einschlei- 
chen, wenn  er  nur  einen  anstandigen  Rock  trug. 
Die  Stahlkammer  wäre  entschieden  der  geeignetere 
Ort  gewesen,  weshalb  das  Interesse  der  Deponentea 
dorthin  drängte.  Als  dann  1891  die  verschiedenen 
schweren  ßankbrüche in  Deutschland  auf  vorher- 
gehende im  Auslande  folgten,  ergriff  das  Publikum 
ein  grosses  Misstrauen  gegen  das  iri-eguläre  Deposit. 
2u  gebildet,  um  grössere  Summen  unverzinst  hegen 
zu  lassen,  kaufte  es  sich  Wertpapiere  und  suchte 

^)  Diese  Entwicklungsstufe  linden  wir  nur  in  England, 
Holland  und  Amerika. 

-)  Siehe  oben  S.  2,  Depotgesetz  und  seine  Literatur. 
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sich  dieselben  auf  verschiedene  Art  zu  sichern.  Man 
vinkulierte  sie  oder  ersetzte  sie  durch  Einträge  in 
den  Staatsschuldbüchern  Die  häufigste  Art  aber 
war  die  reguläre  Hinterlegung,  deren  Sicherheit  man 
noch  dadurch  zu  erhöhen  suchte,  dass  man  das 
Depot  errichtete  bei  grossen  Banken,  welche  ausge- 
dehnte Reserven  hatten,  allenfalls  noch  unter  Staats- 
aufsicht standen  und  vollkommenere  und  sicherere 
Verwain^ungseinrichtungen  (Stahlkammern)  besassen. 
als  die  kleinen  Banken  und  Bankiers.  Deshalb  nahm 
dann  das  bereits  erwähnte  Hin-  und  Hertragen  der 
Kassetten  von  der  Stahlkammer  nach  dem  Schalter 
speziell  bei  den  grösseren  Banken  einen  lästigen 
Umfang  an,  und  sie  strebten  nach  Vereinfachung,, 
deren  Vorbilder  auch  alsbald  in  England  und  Amerikai 
gefunden  wui'den.  Zunächst  wurde  ein  Extraschalter,, 
ja  ein  Extrazimmer  eingerichtet  für  den  Verkehr 
solcher  regulärer  Depositen;  ja  die  Bank  gestattete 
sogar  einzelnen  Fachinhabern,  welche  sie  besonders 
gut  kannte,  den  Eintritt  in  die  Stahlkammer.  Allein 
all'  das  war  nur  ein  Uebergangszustand ;  das  Zimmer 
wurde  der  Stahlkammer  immer  näher  gerückt,  und 
die  ausnahmsweise  erteilte  Erlaubnis  wurde  immer 
häufiger  gegeben.  Mit  dem  Interesse  des  Deponen- 
ten hatte  sich  das  des  Depositars  verbunden  nach 
Vereinfachung  und  Verbesserung  der  Einrichtung 
des  regulären  Depots  im  Sinne  der  Versöhnung  der 
beiden  Prinzipien:  Möglichst  einfache,  mühelose  Ver- 
ivahrung  von  seilen  der  Bank  und  grössle  Verfügungs- 

^)  Besitzer  preuss.  Konsols  bezw.  deutscher  Reichsanlehen 
können  in  den  preuss.  resp.  Reichsschuldbüchern  Einträge 
erwirken,  welche  dann  an  Stelle  der  zu  vernichtenden  Papiere 
als  Vertragsurkunde  treten.  Später  kann,  wer  die  Kosten  nicht 
scheut,  die  Einträge  wieder  löschen  und  die  Papiere  wieder 
herstellen  lassen. 
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freiheit  von  Seiten  des  Hinterlegers,  ohne  dass  die 
Sicherheit  dadurch  irgendwie  gemindert  würde.  Weni^ 
wir  nun  aus  den  Kassetten  herausnehmbare  Schub- 
laden oder  Schränkchen  mit  darin  hegenden  Kasten 
Averden  lassen,  so  steht  das  Schrankfach  vor  uns. 

Wenn  sich  diese  Entwickhing  spezieU  in  Eng- 
land vohzog,  woher  der  Kontinent  das  Schrankfach 
als  fertiges  Gebilde  übernahm,  so  finden  wir  doch 
Ansätze  zu  derselben  überall.  Ebenso  verhält  es 
sich  mit  den  einzelnen  Etappen,  nur  dass  man  vieler- 
orts bei  einer  niederen  stehen  bheb  und  dann  mit 
üebersp ringen  einiger  Stufen  eigener  Entwicklung 
das  Schrankfach  von  aussen  importierte.  Dies  ist 
namentlich  der  Fall  Deutschlands,  Italiens,  Frank- 
reichs und  der  Schweiz. 


§  4. 

Körperliche  Beschaffenheit. 

Safe^),  Goffre  fort^),  Tresor  bedeuten  ursprüng- 
lich feuerfeste  Schränke.  Bald  wurde  auch  die 
D  i  e  b  s  Sicherheit  eine  wesentliche  Eigenschaft  der- 
selben, so  dass  sie  gewöhnlich  das  Attribut  erhalten : 
dieb-  und  feuersicher.  Da  sie  in  immer  grösseren 
Dimensionen  hergestellt  wurden,  so  sah  man  sich 
genötigt,  ihr  hineres  wie  bei  einem  gewöhnlichen 
Kasten  abzuteilen,  zuerst  horizontal,  dann  bald 
auch  vertikal.  Dadurch  entstanden  einzelne  Fächer, 

')  Adjektiv:  sicher;  Substantiv:  sicherer  Ort,  feuerfester 
i5chrank. 

-}  Goffre,  cophinus,  Kobber:  Truhe,  Lade;  Goffre  fort:  feuer- 
fester Schrank. 
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welchen  man  nun  ohne  weiteres  den  Namen  des 
Ganzen  gab.  In  der  Meinung,  dass,  wo  dies  möglich^ 
der  Unterschied  zwischen  Ganzem  und  Teil  auch 
im  Namen  wiedergegeben  werden  soll,  wählten  wir 
für  eine  solche  Abteilung  das  Wort  Schrank- 
fach. 

Was  ist  Schrankfach  und  wie  sieht  eine  solche 
Einrichtung  aus9  Mit  spezieller  Berücksichtigung  der 
modernsten  Anlagen  wollen  wir  auf  Grund  der  uns 
zugegangenen  Reglemente  und  Aufklärungen  ver- 
suchen, ein  Durchschnittsbild  zu  entwerfen.  Meistens 
in  den  Kellerräumen  der  Banken  oder  in  einem- 
speziellen  Safesturm  ^)  linden  sich  die  «Gewölbe» 
oder  Schatzkammern.  Der  Boden,  aus  Zement  und 
Terazzo,  oft  noch  mit  Eisenschienen  durchzogen, 
ruht  auf  einer  Betonmohle,  welche,  wenn  möglich, 
bis  auf  das  Niveau  des  Grundwassers  reicht.  Die 
Wände  bestehen  aus  Granit  oder  mit  Zement  ver- 
gossenen Klinkersteinen  und  sind  durch  Eisenstäbe 
verstärkt.  Sie  haben  eine  Dicke  von  40—60  cm. 
Die  Decke  besteht  aus  einer  untersten  Lage  dicht 
nebeneinanderhegender  eiserner  Balken,  welche  mit 
Zement  vergossen  werden ;  darauf  ruht  eine  Beton- 
decke von  bis  50  cm  Stärke.  Dann  folgt  ein  Luft- 
raum und  eine  Monierdecke  von  geringerer  Dicke. 
Dadurch,  dass  unter  der  ersten  Lage  der  Eisen- 
balken die  Decke  gewölbt  oder  mit  Stützen  versehen 
wird,  ist  es  zur  absoluten  Unmöglichkeit  gemacht, 
dass  selbst  bei  Brandeinsturz  das  Gewölbe  irgend- 
wie behelligt  werde.  Die  Türe,  durch  welche  die 
Stahlkammer  abgeschlossen  wird,  ist  eine  schwere^ 
eiserne  Doppeltüre  mit  Asbesteinlagen  oder  starken 

Yergl.   Wilutzky,    Miete  mit  doppeltem  Verschluss  in 
Deutsche  Juristenzeitung  V.  Bd.  S.  295  (Jaürgang  1900). 
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Aschenkasten  und  wird  in  Amerika  l^ereiis  auf  elek- 
trischem Wege  geöffnet  und  geschlossen.  Die  eiser- 
nen Armaturen  machen  das  Gewölbe  zu  einei"  wirk- 
lichen Panzer-  oder  Stahlkammer.  Meistens  stehen 
darin  schmiedeiserne  Schränke,  gewöhnliche  mit 
Asbest  eingelegte  Panzerkassen,  oder  schon  äusser- 
lich  sichtbai-e  in  die  l'acher  abgeteilte  Gestelle,  so 
dass  es  aussielit,  als  ob  die  kleinen  Schränke  alle 
aufeinander  hinaufgestellt  wären. 

Als  Facli  bezeichneii  wir  den  als  Schublade 
oder  Kästchen  sich  darstellenden  Hohlraum  mit  der 
ganzen  Vorderseite  und  der  Hälfte  der  ihn  umgeben- 
den Wände.  Bezüglich  derselben  liegt  das  gleiche 
Verhältnis  vor,  wie  bei  einer  zwei  Nachbarn  ge- 
hörenden Gartenmauer.  Die  Fächer  selbst  sind  Be- 
standteile des  Schrankes  oder  Gestelles,  dessen 
Schicksal  sie  teilen.  Sind  dieselben  eingemauert, 
oder  auf  andere  Art  niet-  und  nagelfest  mit  der 
Mauer  verbunden,  so  werden  sie  zu  humobilien. 
GewöhnUch  hält  man  es  indessen  nicht  für  nötig, 
die  schweren  Möbel  noch  einzumauern,  um  sie  vor 
Wegnahme  zu  sichern.  Vielmehr  wird  an  vielen 
Orten  gerade  darauf  gesehen,  dass  zwischen  ihnen 
ein  kleiner  Zwischem^aum  bleibt,  damit  die  Wände 
der  Stahlkammer  um  so  leichter  kontrolliert  werden 
können.  Und  in  einem  solchen  Falle  sind  die  in 
die  Stahlkammern  gestellten  Schränke  als  Mobilien 
aufzufassen.  Wir  treten  damit  zwar  einer  Ansicht 
von  Wilutzky^)  entgegen,  welcher  meint,  sowohl 
das  Milieu,  wo  die  Schränke  stehen  als  auch  der 
Veitragswille  der  Parteien  mache  die  Schränke  zu 
Immobilien.  Was  dieses  letztere  Argument  anbetrifft, 
so  kann  man  nicht  durch  Vertrag  aus  einer  beweg- 

^)  Wilutzky,  u.  a.  0.  Deutsche  Juristenzeitung  V  S.  295. 
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liehen  Sache  eine  unbewegliche  machen;  man  könnte 
höchstens  verabreden,  man  wolle  sie  wie  eine  un- 
bewegliche behandeln,  eine  Abmachung,  die  aber 
beim  Schrankfachgeschäfte  nirgends  anzutreffen  ist. 
Was  das  erste  Argument  anbetrifft,  so  ist  dieses 
nur  stichhaltig  für  den  Fall,  wo  zwischen  der  Stahl- 
kammer und  den  Schränken  eine  innige  Zusammen- 
gehörigkeit besteht,  allein  wenn  diese  letzteren  nicht 
in  der  oben  erwähnten  Weise  mit  der  Stahlkammer 
verbunden  sind,  so  wird  diese  Zusammengehörigkeit 
eben  gerade  fehlen.  Die  beweghchen  Schränke  sind 
keine  Pertinenz^)  der  Stahlkammer,  da  eine  diese 
letztere  betreffende  Willensäusserung  nicht  aucli 
auf  erstere  bezogen  wird^),  zwischen  beiden  keine 
dauernde  Verbindung  existiert,  wo  durch  die  Schränke 
die  Benutzung  der  Stahlkammer  ermöglicht  oder 
befördert  wird^),  und  ferner  nach  der  Verkehrs- 
auffassung die  ersteren  nicht  als  ein  Teil  der  letzteren 
gelten^),  so  wenig  wie  ein  gewöhnlicher  beweghcher 
Schrank  als  Zubehör  eines  Zimmers  gilt,  wenn  er 
auch  in  dessen  Holzart  und  Stil  gearbeitet  ist.  Wenn 
man  kurzweg  von  einem  Hause,  einer  Wohnung  oder 
einem  Zimmer  spricht,  so  denkt  man  an  den  unmöb- 
lierten Zustand  des  ins  Auge  gefassten  Objektes; 
denkt  man  an  den  möblierten,  so  hält  man  nach 
herrschender  Verkehrsauffassung  es  allgemein  für 
nötig,  dies  extra  zu  sagen  ''). 

^)  So  Samke:  Ist  der  sog.  Safevertrag  ein  Miels-  oder  ein 
Verwahrungsvertrag  In  Deutsche  Juristenzeitung  Y  S.  389. 

2)  1.  13  §  31  DXIX,  1;  1.  91  §  5  DXXXII. 

3)  1.  26  pr.  DXXXin,  7;  17  §  7  DXIX,  1.  1  17  §§  10,  11 
1.  18  §  1  DXIX,  1. 

4)  Baron:  Pandekten  (1896)  §  44. 

Ueber  die  Wichtiglieit  der  Frage  ob  das  Fach  eine  beweg- 
liche oder  eine  unbewegliche  Sache  sei,  vergleiche  unten  Seite  48. 
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Der  interessante  Teil  des  Faches  ist  die  Vorder- 
seite, wo  sich  der  Verschluss  betindet;  hiiisicht- 
Jicli  desselben  unterscheiden  wir  melirere  Systeme. 
Das  älteste  und  einfachste  ist  das:  Der  ganze 
.Schrank  ist  durch  eine  grosse  vom  Bankbeamten 
zu  öffnende  Türe  abgeschlossen  nnd  das  Fach  selbst 
steht  unter  dem  einfachen  Verschlusse  seines  In- 
habers. Wenn  die  Bank  in  Verbindung  mit  einem 
Kontrollrechte  sich  nicht  etwa  noch  einen  eigenen 
Sclilüssel  zurückbehalten  hat,  so  hat  der  Inhaber 
über  das  Fach  selbst  Alleinverschluss.  Meistens  ist 
es  ihm  auch  gestattet,  zu  seiner  grössern  Beruhi- 
gung noch  ein  Vorlegschloss  anzubringen.  Bei  einem 
neuern  Systeme  hat  jedes  Scln^ankfach  seine  eigene 
äussere  Türe,  welche  zwei  oder  drei  Verschlüsse 
besitzt,  wovon  immer  die  Bank  einen  öffnet.  Und 
zwai"  hat  in  einem  solchen  Falle  der  Facliinhaber 
zuerst,  dann  die  Bank  und  schliessüch  wieder  der 
Fachinhaber  zu  öffnen.  Oft  wird  es  dabei  so  einge- 
richtet, das  die  Schlüssel  nicht  herausgezogen  wer- 
den können,  bis  das  Fach  wieder  geschlossen  ist, 
oder  dass  beim  Herausziehen  des  Schlüssels  das 
Schloss  von  selbst  zusclmellt,  um  ein  Offenbleiben 
der  Fächer  und  damit  allfällige  Diebstähle  zu  ver- 
hindern. 

W^enn  das  Fach  geöffnet  ist,  so  kann  der 
Inhaber  seine  Sachen  herausnehmen.  Das  offene 
Fach  präsentiert  sich  als  Kästchen  oder  Schublade, 
welche  lierausgezogen  oder  herausgenommen  wer- 
den kann.  Im  Kästchen  oder  in  der  bloss  heraus- 
ziehbaren Schublade  liegt  oft  ein  herausnehm.- 
barer  Blechkasten,  in  welchem  sich  die  Wert- 
sachen befinden.  Ihn  kann  der  Inhaber  sich  von 
einem  Bankdiener  in  eine  in  der  Kammer  selbst 
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oder  im  Vorräume  sich  befindende  Koje  oder  Kabine 
bringen  lassen,  um  mit  seinen  Wertsachen  dort  un- 
gestört die  beabsichtigten  Handlungen  vornehmen 
zu  können.  Er  ist  davon  dispensiert,  mit  den  offenen 
Papieren  in  der  Hand  im  Lokale  herumlaufen  zu 
müssen.  Die  Kabine  ist  verschUessbar  und  gewöhn- 
Jich  elektrisch  erleuchtet.  Hat  der  hihaber  in  seiner 
Koje  genug  Coupons  abgeschnitten,  so  kann  er  nur 
auf  den  Knopf  der  elektrischen  Klingel  drücken  und 
der  Diener  holt  den  Kasten,  welcher  meistens  nicht 
vei'schliessbar  ist,  ab  und  bringt  ihn  an  seinen  Platz. 
Das  Fach  wird  wieder  verschlossen.  An  Stelle  der 
Kabinen  linden  sich  oft  abgeteilte,  offene  Pulte, 
welche  dann  aber  meist  in  der  Stahlkammer  selbst 
stehen.  Wenn  ein  Vorraum  da  ist,  so  funktioniert 
er  gevvissermassen  als  Wartezimmer  und  ist  je  nach 
dem  mit  mehr  oder  weniger  Komfort,  Kursblättern 
und  Zeitungen  ausgestattet^).  Auch  er  wird  des 
Nachts  dnrch  eiserne  Gittertüren  verschlossen. 

Schon  vor  dem  Eintritt  in  den  Vorraum,  oder 
wo  kein  solcher  existiert,  in  die  Stahlkammer,  sind 
gewisse  Formalitäten  zu  erfüllen,  und  zwar  geschieht 
dies  an  den  betreffenden  Eingangstüren  selbst  oder 
am  Kassenschalter. 

Es  wird  ein  Personalausweis  verlangt  (Legiti- 


^)  Dadurch,  class  im  Vertrage  darauf  hingewiesen  wird, 
erhalten  diese  juristisch  scheinbar  unbedeutenden  Leistungen 
der  Bank  rechtliche  Erheblichkeit.  Vergl.  z.  B.  Reglement  der 
Dresdener  Bank  (Berlin)  §  7 :  Den  Mietern  von  Schrankfächern 
stehen  zur  Vornahme  der  mit  den  niedergelegten  Wertgegen- 
ständen etwa  erforderlich  werdenden  Arbeiten  (Trennung  der 
Zinsscheine  u.  s.  w.)  die  neben  dem  Tresor  befindlichen  Räume, 
in  denen  sich  verschliessbare  Abteilungen,  sowie  Lesezimmer 
und  Telephonanlagen  befinden,  ohne  weitere  Vergütung  zur 
Verfügung. 
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mationskarte,  eventuell  mit  Volhnaclitsurkunde),  und 
(las  beinahe  überall  eingeführte  Pass-  oder  Schlüs- 
selwort. Ein  Beamter  vergleicht  dasselbe  mit  den 
Aufzeichnungen  in  seinen  Büchern.  Vielerorts  liegt 
noch  eine  Frequenzhste  auf,  wo  der  Fachinhaber 
seine  Unterschrift,  welche  vor  dem  Einlasse  eben- 
falls auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  wird,  einzutragen 
hat.  In  der  Stahlkammer  selbst  legitimiert  der 
Schlüssel. 


III.  KAPITEL. 


§  5. 

Ueber  die  rechtliche  Natur  des  Schrank- 
facligeschäftes. 

Zunächst  stellen  wir  fest,  dass  dasselbe  zwei- 
seitiges Rechtsgeschäft  ist.  Es  liegen  vor:  zwei  Pri- 
vatwillenserklärungen,  welche  auf  Aufhebung  (Besitz 
des  Deponenten)^),  Erhaltung  (Eigentum  des  Depo- 
nenten) und  Begründung  (Gewahrsam  der  Bank)^) 
eines  Rechtsverhältnisses  gehen  ^).  Dieses  Rechts- 
geschäft ist  ein  Handelsgeschäft^);  denn  es  gehört 
zum  Betriebe  des  Handelsgewerbes  eines  Kaufmannes 
und  bleibt  Handelgeschäft,  auch  wenn  nur  ein  Kon- 
trahent Kaufmann  ist^).  Schon  wegen  der  Stahl- 
kammer, welche  doch  speziell  Bankeinriclitung  ist^ 
fällt  diese  Rolle  des  Kaufmannes  denn  auch  faktisch 
stets  der  Bank  zu,  so  dass  dem  Schrankfache  da- 
durch der  Stempel  des  Bankgeschäftes  aufgedrückt 
wird^).  Allein,  da  es  die  Bank  nicht  notwendig  be- 

Siehe  unten  S.  34. 

Baron,  Pandekten,  Leipzig  1896  S.  89  ff.;  Windscheid, 
Lehrbuch  des  Pandektenrechts,  Frankfurt  190O  §  69;  Dernhurg, 
Pandekten  1900  S.  209,  279. 

Cosac  a.  a.  0.  S.  37  ff.;  Gareis,  Das  deutsche  Handels- 
recht, Berlin  1899  S.  471  ff. 

^)  Vergl.  H.  G.  B.  §§  345,  347. 

^)  Koch  in  Endemanns  Handbuch  H  133,  Laband,  Staats- 
recht n  133. 
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treiben  muss,  um  überhaupt  Bank  zu  sein^),  so  ist 
es  kein  Grund,  sondern  ein  blosses  Nebenbank- 
geschäft,  kein  Grund-,  sondern  ein  Nebenhandels- 
geschäft. Dass  es  jemals  eine  so  grosse  Piolie,  wie 
z.  ß.  die  Darlehens-  oder  Diskontogeschäfte,  spielen, 
d.  h.  zum  Grundhandelsgeschäfte  avancieren  wird, 
ist  möglich. 

Wo  unter  den  Bankgeschäften  ist  das  Schrank- 
fachgeschäft unterzubringen?  Will  es  seine  Geburt 
nicht  verleugnen,  so  ist  eigenthch  durch  seine  Ent- 
stehung seine  rechtliche  Natur  auch  bestimmt.  Allein 
es  gibt  ja  heute  gerade  oft  Fälle,  wo  sich  ein  Recht- 
verhältnis durch  moderne  wirtschaftHche  Einflüsse, 
speziell  des  Milieu,  so  umbildet,  dass  diese  neue 
Art  zu  seiner  zweiten  Natur»  wird^).  Dadurch, 
dass  wir  bereits  den  Charakter  des  Geschäftes  als 
eines  Nebenbankgeschäftes  festgestellt  haben,  ist 
der  Kreis,  wo  wir  das  Schrankfach  unterbringen 
können,  schon  etwas  enger  geworden.  Und  die 
Frage  spizt  sich  zu  auf  die  bereits  am  Schlüsse  des 
ersten  Kapitels  gestellte:  Ist  das  Schrankfach  eine 
Unterart  des  verschlossenen  Aufbeivahrungsdepots  oder 
ist  es  Raummiete?  An  ein  Kommodat,  wo  kein  Ent- 
gelt bezahlt  wird,  oder  an  einen  Auftrag,  wo  ein 
«übertragenes  Geschäft  besorgt»  werden  soll,  oder 
gar  an  Kommission,  wo  Ein-  und  Verkäufe  zu  machen 
sind,  ist  nicht  zu  denken. 

Dabei  erwähnen  wir  nur  noch,  dass  die  Ver- 
wahrung, ursprünglich  eine  Unterart  des  Mandates^ 
aus  dessen  Begriff  längst  emanzipiert  ist. 

')  Auch  der  Staat  könnte  in  seinen  Archiven,  welche  z.  B, 
gerade  leer  stehen,  Schrankfächer  ausmieten. 

^)  Denken  wir  an  die  römische  servilus  hahitationis  und  an 
die  moderne  Wohnungsmiete. 
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Alle  deutschen  und  französischen  Regiemente, 
welche  in  unsere  Hände  gelangt  sind,  sprechen  von 
Miete  von  Schrankfächern.  Weit  davon  entfernt, 
ein  Rechtsgeschäft  nach  seiner  Rezeichnung  beur- 
teilen zu  wollen,  müssen  wir  doch  konstatieren, 
dass  viele  Anzeichen  für  die  Miete  sprechen.  Vor 
allem  nennen  wir  den  Umstand,  dass  es  sich  in 
vielen  Fällen  ja  um  eingemauerte  Fächer,  also  um 
Immobilien^)  handelt.  Scho n  in  der  gemeinrecht- 
lichen Doktrin  stand  Dernburg  mit  seiner  «Verwah- 
rung von  Grundstücken»  ^)  vereinzelt  da,  und  heute 
anerkennen  die  neuern  Gesetzgebungen  überein- 
stimmend nur  bewegliche  Sachen  als  Gegenstand 
der  Verwahrung  Somit  bleibt  uns  nichts  anderes 
als  Miete  übrig;  denn  das  Schrankfachgeschäft  prin- 
zipiell als  Verwahrung  hinzustellen  und  dann  für 
gewisse  Fälle,  welche  eigenthch  gar  nicht  als  Aus- 
nahme bezeichnet  werden  können,  Miete  zuzulassen, 
das  geht  nicht  an. 

Ein  weiteres  Argument,  welches  für  die  Miete 
spricht,  ist  die  Entgeltlichkeit,  welche  den  Ver- 
trag entschieden  zur  zweiseitigen  Obligation  macht, 
eine  Eigenschaft,  die  dem  Depotvertrage  bestritten 
ist.  Dieser  charakterisiert  sich  ja  gerade  durch  Un- 
entgeltlichkeit, und  sobald  eine  Vergütung  bezahlt 
wird,  so  kann  von  einem  Depot  nicht  mehr  die 
R.ede  sein  "^). 

^)  Damit  geraten  wir  vielleicht  in  einen  scheinbaren  Wider- 
spruch mit  der  festgestellten  Eigenschaft  als  Handelsgeschäft, 
doch  ist  heute  Miete  von  Immobilien  (z.  B.  Ladenmiete)  als 
Nebenhandelsgeschäft  anerkannt.  Cosac  a.  a.  0.  S.  42. 

2)  Phüler,  Vorlesungen  über  Bürgerliches  Gesetzbuch,  Leip- 
zig 1899  S.  163. 

^)  0.  R.  475  B.  G.  B.  688. 

*)  I.  1.  §§  8—10  D.  XVI  3  Seufert  a.  a.  0.  S.  276.  Wind- 
scheid a.  a.  0.  §  561. 
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Dann  besteht  ferner  eine  gewisse  Analogie 
zwischen  der  Miete  eines  Schrankfaches  und  der 
eines  Zimmers  in  sicherem  Hause,  einer 
Wohnung  in  gutem  Quartier,  wenn  man  auch  die 
gemieteten  l\äunie  nur  zur  Aufbewalirung  von  Mi)- 
])eln  braiiclite.  Warum  sollte  nun  die  Miete  eines 
Zimmers  im  Kellergewölbe  einer  Bank  —  ob  Schränke 
dai'in  stellen  odei*  nicht,  ist  gleicligültig  —  mit  Sepa- 
rateingang, wo  überhaupt  gar  nicht  kontrohiert  wer- 
den kann,  wer  ein-  nnd  ausgeht,  niclit  auch  Miete 
sein?  Es  wäre  dies  wahrlich  nicht  einzuseifen,  selbst 
wenn  der  Separateingang  wegfällt;  denn  es  liegt 
nur  Ueberlassung  eines  Raumes  zum  Gebranche  vor, 
oline  jede  andere  Leistung  von  Seite  des  Vermieters. 
Und  §  668  des  deutschen  B.  G.  B.  sagt,  dass  die 
blosse  Gewährung  eines  Raumes,  wo  der  Deponent 
seine  Sachen  jiiederlegen  könne,  noch  keinen  Ver- 
wahrangsvertrag  begründe^).  Selbst  wenn  ein  Ver- 
mieter versicherte,  er  wolle,  wenn  der  Mieter  z.  B. 
auf  einem  Ausgange  sich  belinde,  auf  dessen  Sachen 
ein  wachsames  Auge  haben,  «ein  bischen  aufpas- 
sen )\  so  würden  wir  Mietvertrag,  eventuell  mit  der 
Nebenabrede  der  Verwahrung,  annehmen. 

Allein  w^enn  der  Mieter  auf  lange  Reisen  geht 
und  die  V\^ohnung,  ohne  an  eine  Rückkehr  zu  denken, 
behält,  um  seine  Möbel  noch  bis  auf  weiteres  darin 
belassen  zu  können,  aber  deren  Schlüssel  dem  Ver- 
mieter übergibt,  welcher  seinerseits  vei'spricht,  die 
Sachen  zu  hüten,  ist  das  aucli  noch  Mietvertrag? 
Bedenken  wir,  dass  dessen  Sinn  darin  besteht,  dass 
der  Vermieter  sich  verpflichtet,  dem  Mieter  Sachen, 
hier  Räume,  zum  Gebrauche   zu  überlassen,  so 

0  F.  Schollmeyer,  Das  Recht  der  einzelnen  Schuldverhält- 
nisse im  B.  G.  B.  für  das  deutsche  Reich.  Berlin  1897  S.  65. 
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müssen  wir  sagen,  dass  im  vorliegenden  Falle  es 
letzterem  weniger  um  die  Gebrauchserlaabnis  als 
um  die  Obhut  zu  tun  war,  und  dass  ersterer  denn 
auch  sich  zu  der  Obhut  verpflichtete,  eine  Leistung, 
Avelche  bedeutender  ist,  als  die  Ueberlassung  der 
Räume  zur  Benutzung.  Wir  entscheiden  uns  des- 
kalb  dafür,  dass  hier  die  Verwahru  ng  zur  Haupt- 
abrede  vorrücke  unter  Herabsetzung  der  Miete 
auf  Nebenabrede.  Das  Gleiche  ist  zu  sagen,  wenn 
die  Bank  es  übernimmt,  über  den  Eingang  der  ge- 
mieteten Stahlkammer  peinlich  zu  wachen,  so  dass 
das  Element  der  custodia  nach  dem  Parteiwillen 
entschieden  wichtiger  ist  als  das  der  Raumgewäh- 
rung. 

Von  der  Stahlkammer  ist  zum  Schrankfache 
nur  ein  kleiner  Schritt.  Prüfen  wir  dasselbe  aut 
die  genannten  beiden  Elemente! 

Mit  der  Zunahme  des  bürgerUchen  Kapitals 
wuchs  auch  das  Bedürfnis  nach  grösserer  Sicherheit. 
Dass  das  Schrankfach  aus  diesem  Bedürfnis  heraus- 
gewachsen ist,  beweist  seine  Abstammung  vom 
depositum  reguläre ^  seine  ganze  Entwicklung, 
namenthch  aber  der  Zeitpunkt  seiner  Einführung'^ 
in  Deutschland  (nach  den  Bankbrüchen  von  1891). 
Wenn  wir  dadurch  zur  Vermutung  kommen,  das 
Schrankfach  diene  dem  wirtschafthchen  Zwecke  der 
Verwahrung,  so  bringt  uns  eine  Betrachtung  des 
Institutes  selbst  dies  zur  Gewissheit. 

Vor  allem  nennen  wir  auf  Seite  der  Bank  die 
custodia,  wozu  sich  dieselbe  verpflichtet;  in  allen 
Reglementen  finden  wir  diesbezügliche  Bestimmungen. 
Ja,  seit  wann  bietet  denn  ein  Vermieter  custodia  an 
für  die  Sachen  des  Mieters?  Dazu  geschieht  dies 
in  einer  solchen  Art  und  Weise,  dass  es  unzulässig 
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Wäre,  sie  als  Nebeiiabrede  in  einem  Mietvertrage 
aufzufassen^),  Uebrigens  wäre  die  Bank  wohl  gar  nicht 
von  so  grosser  Zuvorkommenheit,  dass  sie  sich 
jemandem  gegenüber,  welcher  einen  Vertrag  auf 
Raummiete  abgeschlossen  hat,  verpflichtete  zu  einer 
Leistung,  welche  nicht  nur  über  den  einfachen  Miet- 
vertrag hinausgeht,  sondern  ihr  eine  viel  schwerere 
Last  als  die  vertragsgemässe  Gestattung  der  Raum- 
benutzuiig  auflädt.  Solche  wird  gegenüber  der  Ver- 
wahrung ja  ganz  unbedeutend,  indem  sie  ja  in  der 
custodia  inbegriffen  ist.  Diese  umfasst  ja  jene,  aber 
nicht  umgekehrt.  Dadurch,  dass  die  Bank  die  custodia 
so  hervorhebt,  verrät  sie  deutlich,  dass  sie  selbst 
das  Verhältnis  als  Verwahrung  und  nicht  als  Miete 
umfasst. 

Denn  welchen  Wert  hätte  es,  von  custodia  und 
Diligenz  (omnis  diligentia  oder  diligentia  quam  suis 
oder  summa  diligentia)  zu  sprechen,  wenn  sie  nicht 
im  Glauben  wäre,  sie  habe  Gewahrsam  an  dem 
Inhalte  des  Schrankfaches;  und  wieso  hätte  sie  als 
Vermieter  die  Verfügungsgewalt?  Ein  Vermieter  hat 
keinen  Gewahrsam  an  Sachen  des  Mieters^).  Um 
unsere  Frage  zu  lösen,  haben  wir  also  zu  prüfen, 
ob  die  Bank  Gewahrsam  hat  an  dem  Schrankfach- 
inhalte oder  nicht.  Zunächst  zeigen  wir,  das  der 
Fachinhaber  keinen  Besitz  habe  an  den  hinterlegten 
Papieren.  Besitz  fassen  wir  auf  als  die  tatsächliche 
Gewalt  ^)  über  eine  Sache.  Ohne  dass  die  Bank  den 
Fachinhaber  in  ihr  Haus,  in  den  Vorraum  und  in 
die  Stahlkammer  einlässt  und  hier  erst  noch  ihren 
Verschluss  öffnet,  kann  von  seiner  Verfügungsgewalt 

^)  Vgl.  unten  S.  40.  Partei  willen  des  Mieters. 
2)  Vgl.  Entwurf  des  Schweizer.  Zivilgesetzbuches  §  961, 
B.  G.  B.  §  854. 


Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Greschäffc. 


3 


—    34  — 


keine  llede  sein^).  Und  seljjst  jetzt  nützen  ihm 
unter  Umständen  seine  Schlüssel  nicht  viel.  Denn 
wenn  die  13ank  nun  Ansprüche  an  ihn  hat,  etwa 
wegen  durch  den  Inlialt  des  Faches  entstandener 
Kosten,  so  kann  man  von  iln^  niclit  verlangen,  dass 
sie  sich  selbst  das  Vergnügen  des  Nachsehens  be- 
reite'^). Der  Beamte  wird  in  solchem  Falle  nur  öffnen 
unter  der  Bedingung,  dass  Papiere  zurückbleiben, 
soweit  dies  für  die  Ansprüche  der  Bank  nötig  ist. 
Für  den  Fall,  dass  ein  Fachinhaber  nicht  auf  eine 
solche  Bedingung  eintritt,  so  wird  die  Bank  kün- 
digen, Avodurcli  sie  in  kürzester  Zeit  das  Recht  erhält, 
das  Fach  zu  öffnen^),  um  an  dem  Inhalte  ihre  An- 
sprüche geltend  zu  machen.  So  kommen  wir  zu 
dem  Resultate,  dass  die  tatsächliche  Gewalt  dem 
Fachinhaber  jedenfalls  abgesprochen  werden  muss. 
Er  will  ja,  dass  die  Bank  verwahre  mit  gewisser 
Diligenz^),  and  da  ist  Grundbedingung,  dass  er  ihr 
den  Gewahrsam  an  den  hinterlegten  Saclien  bestelle. 
Er  kann  diesen  gar  nicht  voll  besitzen  wollen,  sonst 
kann  sein  Vertragswille  nicht  auf  Verwahrung  ge- 
richtet sein.  Wir  treten  damit  einer  Entscheidung 
des  Tribunal  de  la  Seine  -')  entgegen  und  schliessen 
uns  dem  Schweizerischen  Bundesgericlite  an,  welches 
folgende  Meinung  aussprach  ^) :  «  Der  Pfandgläubiger, 
welcher  die  Schlüssel  besitzt  zu  einem  Schranke, 
der  im  Hause  des  Pfandschuldners  als  Haaseigen- 

^)  Vgl.  Wilutzhy  a.  a.  0.  und  Ilancke  a.  a.  0. 
-)  Siehe  unten  S.  95  Retention  und  Kompensation. 

Siehe  unten  S.  68  und  92. 
^)  Vgl.  spez.  S.  40  und  71  ff. 

Entscheidung  vom  7.  November  1900:  Le  locateur  d'un 
coilVe  fort  a  pleine  possession  de  tout  ce  qui  est  dans  le 
coffre  fort. 

B.  Slg.  XXn  526;  ferner  XI  702,  XII  644,  3;  XVIIT  890,  928. 
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tüaiei'ocler  — gleichwertig  —  in  dem  abgeschlosseneu 
Korridore  sehier  Mietwohnung  steht,  hat  keine  voh- 
ständige  physische  Verfügungsfreiheit  über  die  darin 
hegenden  Sachen.»  Ich  mache  darauf  aahiierksam,dass 
dabei  vom  B.  G.  betont  wird,  dass  in  beiden  Fähen  der 
Schuldner  den  Gläubiger  an  jeglicher  Vornahme  mit 
dem  Schranke  liindern  könne  und  dürfe,  weswegen 
ihm  (dem  Schuldner)  der  Gewahrsam  des  Schrankes 
zukomme.  Für  die  (( tatsächhche  Gewalt»  genügt 
das  Können,  auch  der  Dieb  ist  tatsächhclier  Besitzer 
■der  gestohlenen  Sachen. 

Da  aber  nun  eine  von  beiden  Parteien,  Fach- 
Inhaber  oder  Bank,  die  tatsächliche  Gewalt  haben 
muss,  so  ist  durch  unsere  Auseinandersetzung  der 
negative  Beweis  dafür,  dass  die  Bank  den  Gewahr- 
sam hat,  erbracht.  Wir  leisten  den  Beweis  auch 
noch  positiv:  Die  Bank  ist  Inhaber  des  Hauses,  des 
Vorraumes  und  der  Stahlkammer,  und  hat  schliess- 
lich noch  mindestens  einen  Schlüssel  zum  Schrank- 
fache. Die  Scliränke  hat  sie  vollständig  in  ihrer 
Gewalt.  Sie  kann  die  bew^eglichen  ohne  weiteres 
versetzen,  die  eingemauerten  herausnehmen  und 
wegtransportieren.  Das  Schicksal  der  einzelnen 
T'ächer  ist  damit  ebenfalls  entschieden.  Es  herrscht 
hier  völlige  Analogie  zu  den  frühern  Kassetten^). 
Allein  um  zu  dem  Inhalt  der  Fächer  zu  gelangen, 
bedarf  die  Bank  des  Schlüssels  des  Fachinhabers 
und  damit  diesen  selbst  7  Beantworten  wir  diese 
Frage  mit  Ja,  so  statuieren  wir  Mitbesitz  -),  antwor- 
ten wir  Nein,  so  ist  die  Entscheidung  zu  Gunsten 
des  Alleingewahrsams  der  Bank  gefallen.  Schliesst 
der  Gewahrsam  an  einer  übergebenen  Kassette  den- 

')  Siehe  oben  S.  19  ff. 

-)  So  Wüutzky  und  Hancke  a.  a.  0. 
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jenigen  an  deren  Inhalt  in  sich  ?  Ja,  wie  die  Kassette 
den  hihalt!^)  Es  wäre  nicht  spitzfindig,  sondern 
sophistisch,  das  Gegenteil  behaupten  zu  wollen,, 
denn,  wenn  der  Bankier  die  in  seiner  Verfügungs- 
gewalt befindliche  Kassette  verbrennt,  was  bei  einer 
nur  eisenbeschlagenen,  hölzernen  möglich  ist,  oder 
in  einem  See  versenkt,  so  gehen  dadurch  auch  die 
darin  liegenden  Sachen  verloren.  Wenn  er  die  Kas- 
sette überhaupt  in  seiner  Gewalt  hat,  so  kann  er 
sie  auch  aufsprengen  lassen  und  hat  somit  aucli 
die  tatsächliche  Gewalt  über  den  Inhalt.  Nun  könnte 
man  behaupten,  diese  letztere  entstehe  erst  durcli 
das  Aufsprengen.  Die  Ansicht  hat  viel  für  sich,  ist 
aber  in  der  Praxis  unhaltbar,  da  sie  dazu  führte^ 
jemandem,  der  seine  Sachen  irgend  wohin  verram- 
melt hat,  und  zwar  vielleicht  so  gut,  dass  er  mit 
dem  Schlüssel  noch  nicht  ohne  weiteres  öffnen 
kann,  den  Gewahrsam  abzusprechen.  Zur  tatsäch- 
lichen Gewalt  genügt  die  auf  räumlichem  Verhält- 
nis ^)  basierte  Herrschaft  über  eine  Sache,  und  diese 
durchschlägt  in  unserer  Zeit  nicht  nur  den  Holz- 
deckel einer  Kassette,  sondern  auch  die  eiserne 
Schrankfachtüre.  Das  ist  der  tatsächUche  Zustand;, 
das  Dürfen,  welches  mit  dem  Können  nicht  ver- 
wechselt werden  darf,  spielt  bei  der  tatsächlichen 
Gewalt  als  solcher  keine  Rolle.  Wenn  die  Bank 
sich  auch  verpflichtet,  ihre  Verfügungsmacht  in  ge- 
wisser Weise  nicht  zu  gebrauchen,  so  hat  sie  sie 
deswegen  doch.   Sie  kann  sie  ausüben,  ohne  dass 


')  Vgl  1.  1  §  41  D  XYI,  3. 

2)  Dieses  entscheidende  räumliche  Verhältnis  ist  in  unserem^ 
Falle  völlig  klar.  Es  ist  die  Bank  und  nicht  der  Fachinhaher,  in 
deren  räumlicher  Herrschaft  das  Depot  sich  befindet.  Dazu  ist. 
ihr  noch  extra  Mitverschluss  eingeräumt. 
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der  Fachinhaber  es  nur  ahnt,  geschweige  denn,  dass 
er  umgekehrt  etwa  sie  daran  verhindern  könnte. 

Die  weitaus  grösste  Zeit  des  Tages  darf  er  ja 
gar  nicht  in  die  Stahlkammer  eintreten,  so  dass 
zwischen  ihm  und  dem  Fachinhalte  ein  räumUches 
Verhältnis  überhaupt  nur  dann  bestellt,  wenn  er 
gerade  in  der  Stahlkammer  ist  und  ihn  in  den  Hän- 
den hat^).  Das  ist  aber  ein  Ausnahmefall  und  die 
Regel  ist  die,  dass  die  tatsächliche  Gewalt  der  Bank 
allein  zukommt,  d.  Ii.  sie  Alleingewahrsam  hat.  Wir 
setzen  uns  damit  in  Widerspruch  mit  den  Ansichten 
von  Wilutzky  und  Hancke,  welche,  wohl  durch  den 
Verschluss  des  Deponenten  irregeführt,  sich  dahin 
ausgesprochen  haben,  dass  die  Bank  und  der  Depo- 
nent am  Fachinhalte  Mitbesitz^)  hätten,  was  nicht  die 
^leinung  kaben  kann,  der  eine  Teil  sei  juristischer 
und  der  andere  tatsächlicher  Besitzer.  Wilutzky  gab 
zu,  das  die  Möglichkeit  der  fortgesetzten  Benutzung 
vollständig  vom  Willen  der  Bank  abhänge,  meinte 
aber  denn  doch,  der  Deponent  sei  unmittelbarer 
und  die  Bank  mittelbarer  Besitzer.  Hancke  hat  dann 
bereits  dargetan,  dass  vielmehr  die  Bank  unmittel- 
barer und  der  Deponent  mittelbarer  Besitzer  sei 
und  obgleich  er  ganz  richtig  bemerkt,  der  Depo- 
nent habe  gewissermassen  nur  die  rechtliche  und 
die  Bank  die  tatsächliche  Verfügungsgew^alt,  so  ver- 
gisst  er  dann  doch,  dass  bloss  die  abstrakte,  recht- 
liche Verfügungsgewalt  zur  Begründung  eines  Mit- 
besitzes nicht  genügt. 

Hier  sei  endlich  noch  hervorgehoben,  dass  das 
gewaltsame  Aufsprengen  des  Faches  überhaupt  eine 
seltene  Annahme  sein  wird,  da  die  Bank  regelmässig 

Siehe  oben  S.  34. 
-)  So  auch  Dernburg:  bürgerl.  Recht  II,  2.  Abt.,  §  351b. 
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ein  Doppel  der  Sch lüssel  des  Facliiiiliabers  be- 
sitzt, etwa  in  Verbindung  mit  einem  KontroUreciite, 
auf  welches  wir  noch  unten  näher  eintreten  werden. 
Das  Doppel  des  Schrankfaclischlüssels,  welches  sich 
in  den  Händen  der  Bank  befindet,  ist  das  R.esultat 
einer  ganz  natürlichen  Entwicklung.  Beim  gewölui- 
liehen,  vei'sclilossenen  Depot,  aus  welchem  das 
Schrankfach  hervorging,  wäre  es  gegen  den  Ver- 
tragswillen gewesen,  wenn  die  Bank  einen  Schlüssel 
zur  Depotkassette  besessen  hätte.  Damit  aber,  dass 
diese  sich  zum  Sclirankfacli  entwickelte,  welches 
sich  docii  im  Eigentume  der  Bank  befindet,  sah  sich 
letztere  genötigt,  nach  einem  Mittel  zu  suchen,  um 
über  ihr  Eigentum  zu  disponieren  für  den  Fall,  dass 
der  dem  Schrankfachinhaber  ausgehändigte  Schlüssel 
aus  irgend  einem  Grunde  versagen  sollte.  Er  war 
vielleicht  verloren  gegangen,  so  dass  sich  mit  dem 
Interesse  der  Bank  an  einem  zweiten  Schlüssel  das 
des  Inhabers  verband.  Oft  aber  kam  es  vor,  dass 
Inhaber,  welche  in  Konkurs  kamen  oder  denen  die 
Bank  gekündigt  hatte,  den  Schrankfachschlüssel  ab- 
sichtlich verschwinden  machten.  In  allen  diesen 
Fähen  musste  das  Fach  nun  doch  geöffnet  werden, 
und  wie  es  zu  gehen  pflegt,  wenn  man  nichts  Bes- 
seres weiss,  man  wandte  Gewalt  an  und  sprengte 
es  auf.  Das  war  nun  aber  eine  umständliche  und 
kostspielige  Sache,  so  dass  die  Bank  notwendiger- 
weise auf  den  Gedanken  kam,  noch  einen  Beserve- 
schlüssel  sich  anfertigen  zu  lassen^),  wodurch  für 

^)  Ganz  neuerdings  gestatten  amerikanische  Banken  dem. 
Deponenten  dieses  Doppel  der  Sclilnssel  unter  sein  Siegel  zu 
legen  und  es  so  versiegelt  der  Bank  zu  belassen.  Die  Bank 
bleibt  auf  diese  Weise  im  Besitze  ihres  Reserveschlüssels  und 
der  Deponent  ist  sicher,  dass  sie  denselben  ohne  sein  Weissen* 
nicht,  ohne  das  Siegel  zu  erbrechen,  gebrauchen  kann. 
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alle  Even tiiaii täten  gesorgt  ist.  Der  Inneliabung  eines 
Sclilüssels  kommt  es  gleich,  wenn  die  Bank  so 
genaue  Zeichnungen  vom  Schlosse  hat,  dass  sie 
durch  iiire  Arbeiter  durch  einen  nur  dem  Ersteller 
bekannten  KunstgrilT  oder  bestimmte  Instrumente 
den  Yerschhiss  mit  Leiclitigkeit  offnen  kann. 

Man  sieht  bei  näherer  Betracirtung,  wie  seln^ 
sich  die  Bedeutung  des  scheinbar  hochwichtigen 
einlachen  oder  zweifachen  Verschlusses  des  Fach- 
inhabers herabmindert.  Im  Grunde  ist  der  Ver- 
schluss eben  doch  nur  das  Abbild  des  alten  Siegels, 
das  er  vertritt.  Wie  dieses  dient  er  zunächst  der 
Ordnung  mid  hat  keine  andere  Bedeutung  als  diese, 
bei  Beschädigung  des  Fachinhaltes  deren  Beweis 
zu  erleichtern. 

Nachdem  wir  so  den  Gewaln^sam  der  Bank  auch 
positiv  demonstriert  haben,  fragen  wir  noch  nach 
dessen  näherer  Qualifizierung.  Die  Bank  ist  Eigen- 
tümerin der  Schrankfäclier ;  durch  Rechtsgeschäft 
überträgt  sie  von  ilu'em  Eigentumsrechte  den  «Be- 
sitz» auf  den  Fachinhaber  mit  gewissen  zwischen 
den  Zeilen  zu  lesenden  Bedingungen :  Das  Schrank- 
fach bleibt,  wo  es  ist,  in  Stahlkammer  und  Gewalir- 
sam  der  Bank  und  der  Inhaber  darf  es  nur  zur 
Niederlegung  von  bestimmten  Gegenständen  be- 
nutzen. Die  l^>ank  bekommt  also  Detention 
an  dem  Sohra n k f a c h  und  dem  Inhaber  bleibt 
von  seinem  juristischen  Besitze  nichts  als  der  Name 
und  ein  eng  umgrenztes  Benutzungsrecht^).  Dabei 
bemerken  wir  noch  speziell,  dass  diese  Detention 


^)  Hcmcke  (a.  a.  0.)  sagt  ähnlich,  der  Deponent  habe  mehr 
tlie  rechtliche  und  die  Bank  mehr  die  tatsächliche  Verfügungs- 
gewalt, eine  Idee,  welche  näher  ausgedacht,  sich  oCfenbar  mit 
der  unsrigen  deckt. 
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auch  bei  eingemauerten  und  als  Immobilien  be- 
trachteten Schrankfächern  besteht,  weil  die  beiden 
Schlüssel,  welche  der  hihaber  erhält  und  auch  be- 
hält, nicht  als  Kennzeichen  seines  Besitzes  gelten 
können,  da  sie  ja  allein  gar  nicht  öffnen,  während 
die  Bank  alle  Verschlüsse  aufschliessen  kann.  Wir 
kommen  zu  dem  Ergebnis,  dass  in  allen  Fällen  die 
Bank  die  tatsächliche  Gewalt  über  Fach  und  Inhalt 
hat,  nach  dem  Willen  der  Parteien  als  Detention. 
Wir  haben  damit  ein  neues  Argument  gewonnen, 
welches  für  die  Verwahrung  und  gegen  die  Miete 
spricht. 

Auch  auf  Seite  des  F  a  c  Ii  i  n  h  a  b  e r  s  finden  wir 
verschiedene  Umstände,  welche  gegen  die  Miete 
und  für  die  Verwahrung  sprechen.  Vor  allem  ist 
es  dessen  Person  selbst.  Solche  Leute,  welche 
für  ihre  Wertpapiere  ganze  Kasten  oder  Schubladen 
«mieten»,  hätten  gewöhnhch  auch  zu  Hause  Platz 
genug  für  deren  Aufbewahrung..  Wenn  sie  die 
Wertpapiere  aber  dennoch  auswärts  unterzubringen 
suchen,  so  ist  es  gewiss  nicht  aus  Baummangel, 
und  dementsprechend  ist  ihr  Wille  auch  nicht  darauf 
gerichtet,  einfach  das  Becht  zu  erwerben,  einen  be- 
stimmten Raum  benützen  zu  dürfen.  Sie  wollen 
ihre  Papiere  in  Sicherheit  bringen  und  zwar  dahin, 
wo  diese  am  grössten  ist.  So  kommen  sie  zur 
Stahlkammer,  deren  ganze  Beschaffenheit  klar 
erkennen  lässt,  dass  es  sich  hier  nicht  um  Raum- 
miete d.  h.  Gewährung  eines  Raumes,  als  vielmehr 
um  Gewährung  von  Siclierheit  handelt.  Wenn  denn 
hier  unserem  Fachinhaber  ein  Platz,  ein  Fach  an- 
gewiesen wird,  so  geschieht  das  der  Ordnung  wegen, 
aber  nicht  etwa  um  dem  Bedürfnisse,  welches  ihn 
hergeführt  hat.  Genüge  zu  leisten.  Dies  findet  erst 
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dadarch  statt,  dass  sich  die  Bank  verbürgt,  dass  die 
Stahlkammer  auch  ein  wirkhch  sicherer  Ort  sei,  und 
sich  zu  einer  gewissen  Diligenz  verpflichtet.  Diese 
besteht  in  der  Ausübung  der  custodia,  welche  sich 
nach  dem  Orte  besimmt,  wo  der  Eigentümer  seine 
Sachen  untergebracht  haben  woUte.  Die  Festsetzung 
der  Oertlichkeit  hat  dabei  nur  die  Bedeutung,  dass 
die  Saclie  in  deren  wirtschaftliche  Verhältnisse  ein- 
treten soll,  wonach  sich  dann  im  Zweifel  die  Haftung 
dessen  bestimmt,  welcher  die  custodia  über  die  an 
dem  Orte  niedergelegten  Sachen  übernahm^). 

So  kommt  denn  der  Fachinliaber  auch  dazu,  eine 
Vergütung  zu  zahlen,  welche  für  die  Miete  von 
wenigen  dm^  Raum  eine  unbegreiflich,  ja  wucher- 
haft hohe  wäre.  Sie  zeigt  deutlich,  dass  er  eben 
nicht  einen  Mietvertrag,  sondern  einen  Verwahrungs- 
vertrag abschliessen  wollte.  Mindestens  neun  Zehntel 
entfallen  als  Entgelt  auf  diesen.  Dabei  müssen  wir 
hier  erAvähnen,  dass  der  oben  angeführte  Stand- 
punkt'^) der  des  römischen  und  gemeinen  Rechtes 
ist,  welcher  heute  als  überlebt  bezeichnet  werden 
darf.  Neuere  Gesetzgebungen  präsumieren  sogar 
unter  gewissen  Umständen  die  Entgeltlichkeit  ^). 
Diese  bildet  also  für  die  Annahme,  dass  das  Schrank- 
fachgeschäft ein  Depotgeschäft  sei,  nicht  nur  kein 
Hindernis,  sondern  in  der  Höhe,  wie  sie  voriiegt, 
ein  neues  Argument  für  dasselbe. 

Gehen  wir  über  zum  Objekt  d  e  s  S  c  h  r  a  n  k  - 
fachgeschäftes!    Was  ist  Objekt,  das  Schrank- 


^)  Wenn  jemand  seinen  Wagen  in  einer  Scheune  unter- 
bringt, deren  Dach,  wie  er  weiss,  ein  Loch  hat,  so  haftet  der 
Depositär  nicht  für  den  aus  diesem  Mangel  entstandenen  Schaden. 

-)  Siehe  oben  S.  30. 

0.  R.  475;  B.  G.  B.  689. 
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fach  oder  dessen  Inhalt?  Wir  nahmen  oben^)  ersteres 
an.  Ist  diese  Ansicht  haltbar?  Will  der  Fachinhaber 
ein  Schrankfach  besitzen  oder  seine  Papiere  in 
Sicherheit  haben;  welches  ist  der  springende  Punkt? 
Wir  haben  im  vorstehenden  Absätze  bereits  die 
Frage  in  letzterem  Sinne  beantwortet  Er  will  seine 
Wertsachen  gut  untergebracht  wissen,  und  wo  nicht 
Schrankfächer  existieren,  legt  er  sie  eben  in  eine 
Kassette  und  übergibt  diese  der  Bank.  Das  Schrank- 
fach ist  für  ihn  nur  Mittel  zum  Zweck.  Sieht  die 
Dank  das  Schrankfach  oder  dessen  Inhalt  als  Gegen- 
stand des  Geschäftes  an?  Wir  haben  bereits  oben^> 
ausgeführt,  dass  die  Bank  Verpflichtungen  über- 
nimmt, welche  einem  leeren  Schrankfache  gegen- 
über keinen  Sinn  hätten.  Die  Diligenz,  welche  sie 
«auf  Bewahrung  und  Sicherung»  verspricht,  kann 
sich  nur  auf  den  Inhalt  des  Schrankfaches  beziehen, 
so  dass  wir  zum  Schlüsse  kommen,  dass  auch  die 
liank  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Vertrags  willen 
des  Fachinhabers  den  Inhalt  des  Faches  als  Ver- 
tragsgegenstand ansehe.  Was  hätte  ein  Retentions- 
oder  Pfandrecht  zu  bedeuten,  wenn  das  Fach  als 
solches  Vertragsgegenstand  wäre?  Wie  sonderlich 
nälimen  sich  die  Legitimationspflichten  bei  einem 
blossen  eisernen  Schrankfache  aus ;  die  Formalitäten 
hätten  da  gar  keinen  Wert.  Die  ganze  ausgedehnte 
Beliandlung  der  Herausgcibe  und  des  Hineinlegens^) 
würden  an  W^ert  bedenklich  verlieren,  wenn  dem 
Fachinhalt  seine  Rolle  als  Hauptgegenstand  des  Ver- 
trages benommen  würde.  Das  OefTnungsrecht  der 
Rank,  ihre  Kündigung  als  Aufibrderung  zur  Heraus- 

Siehe  Seite  30  Ii". 
-)  Vgl.  darüber  S.  22  und  23. 
•')  Vgl.  darüber  §  10. 
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nähme  des  Facliinlialtes,  desseji  zu  präsumierender 
Ausschkiss  von  der  Kommission  und  der  ßenutziing, 
wie  sie  das  deposUum  irreguläre  kennt,  all  das  sind 
Punkte,  welche  gegen  das  Fach  als  Hauptvertrags- 
gegenstand sprechen. 

Das  Schrankfach  ist  vielmehr  blos  die  Form 
desselben,  und  die  obige  Ansicht  erscheint  inhaltslos 
im  striktesten  Sinne  des  Wortes.  In  der  Art  des 
Fachinhaltes  aber  liegt  ein  weiteres  Moment  für  den 
Charakter  des  Geschäftes  als  eines  A^erwahrungs- 
vertrags.  Nach  den  Iveglementen  kann  der  Inhalt 
nämlich  nur  bestehen  in:  Wertpapieren,  Urkunden 
und  Wertsachen.  Für  solche  Gegenstände  aber 
mietet  ein  normaler  Mensch  nicht  protzenliaft  Ptäume, 
sondern  sie  werden  in  Verwahrung  gegeben. 

Schliesshch  sei  auch  noch  erwähnt,  dass  der 
Ausschluss  der  Aftermiete,  den  wir  in  we- 
lligen Reglementen  ausdrücklich  angeführt  ßnden, 
nicht  etwa  den  Charakter  einer  dispositiven  Ver- 
tragsabrede trägt,  sondern  vielmehr  dazu  dient,  den 
Fachinhabern  etwas,  das  sich  natürlicherweise  aus 
dem  Geschäfte  ergibt,  noch  speziell  zur  Beachtung 
zu  empfehlen.  Die  meisten  R.eglemente  schweigen 
denn  auch  ganz  darüber,  indem  sie  offenbar  der 
Meinung  sind,  der  Ausschluss  der  Aftermiete  sei 
selbstverständlich.  Ein  neues  Moment  für  die  Ver- 
wahrung, denn  bei  Miete  wäre  die  Erlaubnis  der 
Aftermiete  zu  präsumieren! 

Wenn  wir  unsere  Ausfülu'ungen  überblicken, 
so  überzeugen  sie  uns,  dass  der  ßedürfnispunkt^), 
der  wirtschaftliche  Zweck des  Schrankfachgeschäftes 
in  der  Verwahnuig  besteht.    Er  ist  für  uns  das 

0  H.  Best.  a.  a.  0.  S.  36  ff. 
-)  H.  Dernburg  a.  a.  0.  S.  516. 
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allein  Massgebende.  Er  ist  der  Inhalt  des  Willens^) 
und  nicht  der  rein  äusserhche,  objektive  Tatbestand, 
sondern  die  die  Rechtsgeschäfte  beherr- 
schende Willensrichtung  der  Vertrags- 
parteien ist  es,  welche  die  rechtliche  Natur 
des  Schrankfachgeschäftes  bestimmt;  dass 
diese  nicht  nur  früher,  sondern  aucli  heute  noch 
auf  Verwahrung  gerichtet  ist,  haben  wh'  nachgewiesen. 
Wie  das  Darlehen  dem  Leihzwecke,  so  dient  das 
Depot  dem  Verwahrungszwecke-).  Die  Verwahrung 
ist  beim  Schrankfache  nicht  sowohl  naturale  oder 
accidentale  als  vielmehr  essentiale  negotii.  Und  es 
ist  interessant  zu  sehen,  wie  die  Banken,  wenn  sie 
schon  von  Miete  sprechen,  doch  sich  beeilen,  im 
gleichen  Atemzuge  die  custodia  nicht  etwa  als  Neben-, 
sondern  als  Hauptsache  zu  betonen^).  Wie  wir  uns 
diese  Erscheinung  zu  erklären  haben,  werden  wir 
bald  sehen^).  Hier  stellen  wir  zum  Schlüsse  aut 
Grund  unserer  Erörterungen  die  Behauptung  auf: 
Das  Schrankfachgeschäft  ist  ein  Depot- 
geschäft ^) 

Zu  diesen  speziellen  Erörterungen  treten  noch 
einige  weitere  Betrachtungen  zu  Gunsten 
des  Depots.  Vor  allem  meinen  wir  die  Tendenz, 


^)  Zitelmann,  Irrtum  und  Rechtsgeschäft  S.  168. 

-)  Fränkel,  Dartehen  und  Depositum  irreguläre,  Erlangen 
diss.  1899.  S.  36. 

^)  Vgl.  namentlich  ein  Schreiben  des  Credit  Lyonnais  Paris 
vom  13.  März  1902:  D'un  autre  cote  nous  n'avons  aucun  regle- 
ment  special  au  sujet  de  la  location  de  nos  coffres-forts,  car  le 
fonctionnement  de  ce  service  est  excessivement  simple,  notre 
objectif  se  bornant  ä  donner  ä  notre  clientele  la  securite  la  plus 
complöte  contre  le  vol  et  Fincendie. 

^)  Siehe  unten  Seite  49. 

Verwahrungsgeschäft  nach  deutschem  B.  G.  B.,  Hinter- 
legungsgeschäft nach  schweizerischem  0.  R. 
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welche  schon  oben  beim  Depositenverkehr  ihre  Er- 
örterung gefanden  hat  und  die  auf  eine  ausdehnende 
Auslegung  des  Begriffes  des  Depots  geht.  Längst 
hat  sich  dasselbe  vom  Mandate,  als  dessen  Abart 
es  eigentlich  betrachtet  werden  muss^),  emanzipiert. 
Schon  die  römischen  Juristen  legten  in  den  Begriß 
des  depositum  auch  den  der  depositio.  Als  das  de- 
positiim  irreguläre  aufkam,  wurde  es  nach  dem  Ge- 
wohnheitsgesetze,  dass  die  Menschen  neue  Gebilde 
stets  unter  die  schon  bestehenden  Namen  zu  be- 
greifen suchen,  unter  den  Depotbegriff  gezählt.  In 
neuester  Zeit  wollte  man  sogar  die  Gastwirte  aus 
gewöhnlichem  Verwahrungsvertrage  haften  lassen^). 
Das  ganze  ausgedehnte  Gebiet  des  Bankdepots  fällt 
unter  das  Depositum.  Und  wenn  nun  das  irreguläre 
Deposit  diese  Behandlung  erfährt,  dürfen  wir  sie 
i]0ch  vielmehr  dem  Schrankfache  angedeihen  lassen;, 
welches  doch  direkt  vom  depositum  reguläre  ab- 
stammt und  deswegen  noch  ein  weit  besseres  An- 
recht hat  auf  seinen  Titel  als  Depot.  Und  wahrlich, 
es  wäre  eine  verkehrte  Welt,  für  das  Schrankfach 
neben  dem  verschlossenen  Aufbewahrungsdepot, 
das  erst  zwei  kaum  nennenswerte  Unterarten  be- 

^)  P.  Schneider,  Depot  und  Mandat,  Erlangen,  Diss.  1899, 
Motive  IL  569. 

2)  Bereits  spriciit  man  von  Aufnahmsvertrag  (Planck,  a.  a.  0, 
S.  445^).  Dernhurg  (a.  a.  0.  S.  525)  schlägt  vor,  die  besondere 
Haftung  der  Gastwirte  fallen  zu  lassen,  da  deren  Grund,  ihre 
Gonnivenz  mit  Dieben,  heute  ja  auch  verschwunden  sei,  und 
sie  aus  einfachem  Verwahrungsvertrage  haften  zu  lassen.  Bahr 
(Gegenentwurf  zum  B.  G.  B.  für  Deutschland,  Kassel  1892)  führt 
dies  durch  (§  572).  Das  B.  G.  B.  hält  indessen  am  Alten  fest, 
und  begnügt  sich  damit,  den  Mietvertrag  als  eine  spezielle  Art 
des  Verwahrungsvertrages  darzustellen.  Motive  II  584;  Weil,  Vor- 
träge über  B.  G.  B.  München  1898.  Seite  447.  G.  Buchka.  Ver- 
gleichende Darstellung  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  und  ge- 
meinen Rechtes,  Berlin  1899. 
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sitzt^),  eine  neue  Kategorie  Bankgeschäfte  zu  schafTen 
und  dann  den  ganzen  und  ausgedehnten  Depositen- 
verkehr in  den  Begriff  des  Depositum  hineinzu- 
zwängen. Namentlich  zitieren  wir  iiier  noch  eine 
Entscheidung  des  Schweizerischen  Bundesgerichtes-), 
welches  bei  Anlass  der  Genter  Landesausstehung 
im  Jahre  1896  entschied:  Das  rechtliche  Verhältnis 
des  Ausstellungskomitees  zum  Aussteller,  welcher 
in  gegen  Platzgeld  ihm  zur  Verfügung. gestellten  Ge- 
bäuden oder  Bäumen  Sachen  zur  Scliau  auslegt,  ist 
ein  Depotvertrag  (mit  Nebenleistungen).  In  vielen 
Fällen  werden  diese  Räume  die  Form  von  Kasten, 
ja  wir  möchten  geradezu  sagen  Schranlvfäciiern,  an- 
nehmen, wodurch  klar  die  Analogie  des  Schrank- 
fachgeschättes  mit  dem  Ausstellungsgeschäfte  her- 
gesteUt  ist.  Wird  letzteres  als  Depot  bezeichnet, 
so  kommt  diese  Eigenschaft  auch  jenem  zu.  Sogar 
hinsichtlich  der  Verschlüsse  sind  beide  einander  in 
den  meisten  Fällen  vollkommen  gleich;  nur  die 
Nebenleistungen  sind  verschieden. 

Welches  sind  diese  Nebenleistungen  beim 
Schrankfachgeschäfte'?  Wenn  wir  auch  den  Nach- 
weis geführt  haben,  dass  dasselbe  ein  Depotgeschäft 
ist,  so  haben  wir  doch  nicht  bestritten,  dass  in  dem- 
selben Elemente  der  Miete  vorkommen.  Wir 
haben  vielmehr  am  Schlüsse  des  Absatzes  über  den 
Gewahrsam^)  ausgeführt,  dass  die  Bank  als  Eigen- 
tümerin der  Schrankfächer  deren  juristischen  Be- 
sitz an  den  Fachinhaber  abtrete,  um  von  diesem 

^)  Siehe  oben  Seite  15. 

-)  B.  Slg.  XXV.  2.  148,  3.  Toutefois  les  caracteres  princi- 
paux  de  ce  central,  etablissant  un  lien  direct  entre  Fischer  (fex- 
posant)  et  l'exposition  sont  bien  ou  demeurent  ceux  du  cöntrat 
de  depöt. 

•')  Siehe  oben  Seite  33  ff. 
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dann  wieder  Detention  zu  bekommen  a.  s.  f.  Die 
Abtretnng  des  juristischen  Besitzes  aber,  welclie 
mit  dem  Willen  beider  Parteien  und  mit  den  ange- 
tührten  Bedingungen  ^)  geschieht,  ist  tatsächlich  eine 
Miete.  Es  wird  gegen  Entgelt  der  Gebrauch  einer 
Sache  gewährt;  und  bei  der  Detention  der  Bank 
verbleibt  dieser  dem  Mieter,  was  begritrJich  nicht 
einmal  notwendig  wäre.  Mit  der  Detention  könnte 
der  Mieter  ancli  den  Gebraucli  übertragen,  wenn 
nicht  dispositive  Vertragsvorschrift  ihn  daran  hin- 
derte. Alle  diese  Nebenabreden  lassen  den  Miet- 
verti'ag  als  solchen  unberührt,  da  tatsächhch  seine 
rechthchen  Erfordernisse  vorliegen^).  Die  Frage  ist 
nur  die,  wie  wir  ihn  in  unserem  Verwahrungs ver- 
trage unterbringen  können.  Eine  ideale  Konkurrenz'^) 
ist  ausgeschlossen^).  Wie  nun  der  Verwahrungs- 
vertrag selbst  bei  einem  anderen  Vertrage  (z.  B.  dem 
Kaufe)  Nebenverhältnis  sein  kann"^),  so  kann  ein 
solches  auch  bei  ihm  vorkommen.    So  übernimmt 

^)  Als  solche  nennen  wir  hier,  die  obigen  (S.  39)  Erwäh- 
nungen weiter  ausführend :  Eine  Tradition  findet  )iicht  statt.  Die 
tatsächliche  Gewalt  geht  nie  auf  den  Mieter  über,  denn  das  sie 
begründende  räumliche  Verhältnis  bleibt  stets  dasselbe.  Selbst 
die  Uebergabe  der  Schlüssel  beim  eingemauerten  Fach  bedeutet 
keine  Tradition,  da  ja  die  Bank  einen  Vorschluss  behält,  welcher 
vom  Mieler  nicht  zu  öffnen  ist,  sie  aber  wohl  umgekehrt  die 
Verschlüsse  des  Mieters  aufma(jhen  kann.  Dazu  wird  die  Ge- 
brauchserlaubnis begrenzt  in  zwei  Richtungen:  Zeit  (Geschäfts- 
stunden, siehe  unten  Seite  87)  und  Art,  d.  h.  es  dürfen  nur 
gewisse  Gegenstände  (V\^ertsachen,  Urkunden)  ins  Fach  gelegt 
werden.  (Siehe  unten  Seite  58). 

-)  0.  R.  274 ;  B.  G.  B.  535. 

■^)  L.  Kühlenbeck:  Von  den  Pandekten  zum  Bürgerlichen 
Gesetzbuche,  Berlin  1898.    S.  322. 

Auch  Wilutzky  (a.  a.  0.)  spricht  von  einer  «Kombination» 
eines  Verwahrungs-  und  eines  Mietsvertrages,  ähnlich  Hancke  (;i. 
a.  0.)  Deutsche  Juristen zeitung  V  295  und  389. 

Motive  570;  Mathiass,  Lehrbuch  des  bürgerl.  Rechtes, 
Berlin,  1900  I.  B. 
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die  Reiclisbank  z.  B,  die  Verwaltung  offener  regu- 
lärer Depots.    Trotz  einer  Nebenabrede  bleibt  der 
Vertrag  seinem  Hauptzwecke  getreu  Verwahrungs- 
vertrag. Dabei  tut  es  nichts  zur  Sache,  ob  sich  solche 
Nebenleistungen  ohne  weiteres  aus  dem  Hauptver- 
trage ergeben  oder  ausdrücklich  ausbedungen  sind. 
Wenn  kein  Entgelt  bezahlt  wird,  sind  sie  im  allge- 
meinen nicht  zu  präsumieren^).  Wenn  selbst  der 
Hauptvertrag  unentgeltlich  ist,  so  ist  es  möglich^ 
dass  die  Nebenleistungen  bezahtt  werden  müssen. 
In  unserem  Falle  wird  ja  nun  scheinbar  die  Miete 
bezahlt,  doch  haben  wir  über  die  Bedeutung  diesem 
«Mietzinses»  bereits  oben  gehandelt'^).  Die  Miete  steht 
im  Dienste  der  Verwahrung,  ein  Verhältnis,  welches 
bereits   schon  im  alten  Griechenland  anzutreffen 
ist^).   Wir  haben  damit  der  Miete  auch  schon  die 
Stellung  eines  Nebenverhältnisses  zugewiesen 
und  treten  damit  wieder  in  Uebereinstimmung  mit 
der  genannten  Entscheidung  des  Schweizerischen 
Bundesgerichtes     Dadurch,  sowie  durch  die  obigen 
Erörterungen  über  den  Vertragsgegenstand^)  wird 
die  schwierige  Frage,  wie  bei  eingemauertem  Schrank- 
faches) die  Sache  aufzufassen  sei,  vom  Haupt-  in 
das  Nebenverhältnis  hinausgedrängt,  und  da  kann 
sie  mit  Leichtigkeit  nach  dem  einzelnen  Falle  ent- 
schieden werden^). 

Planck  a.  a.  0.  438. 

2)  Siehe  oben  S.  41. 

3)  Siehe  oben  S.  7. 

4)  B.  Slg.  S.  XXV.  2.  148;  vgl.  oben  S.  46.  Nur  dass  die- 
Nebenleistung  der  Ausstellung  beim  Schrankfachgeschäft  wegfällt.. 

Vgl.  oben  S.  42. 
^)  Wodurch  Immoblliareigenschaft  entsteht.  Ygl.  oben  S.  30. 

Hancke  drückt  sich  so  aus:  Es  ist  eine  Unterfrage,  ob 
Miete  einer  beweglichen  oder  einer  unbeweglichen  Sache  vorliegt. 
Deutsche  Juristenzeitung  V.  389. 
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Wenn  wir  nun  wieder  die  Bezeichnung  des 
Schrankfacligeschäftes  als  Miete  auf  ihre  Richtig- 
keit prüfen,  so  stellen  wir  fest,  dass  nicht  eine 
falsa  nominatio,  sondern  die  Figur  'pars  pro  Mo  vor- 
liegt, welche  wir  schon  oben^)  bei  der  Erörterung 
der  Namen  Coffre-fort,  Tresor,  Safe  angetroffen 
haben.  Der  Fachinhaber  ist  Mieter^  wenn  man  das 
Neben  Verhältnis  ins  Auge  fasst,  hinsichthch  des 
Hauptverhältnisses  aber  ist  er  Deponent.  Und  wir 
werden  uns  an  die  letztere  Bezeichnung  als  an  die 
richtigere  halten,  sonst  müsste  man  konsequent 
auch  den,  welcher  vom  Bankier  eine  Depotkassette 
mietet  —  wo  das  Depot  noch  auf  dieser  Stufe 
stellt  '^)  —  als  Mieter  und  nicht  als  Deponent  be- 
zeichnen. Da  merken  wir  ganz  deatlich,  dass  der 
Name  Mieter  die  Sache  eben  nicht  recht  trifft,  und 
für  poetische  Redefiguren  ist  die  Jurisprudenz  nicht 
der  richtige  Platz.  Aus  den  gleichen  Gründen^), 
aus  denen  man  die  Bezeichnung  Schrankfach  als 
die  richtigere  den  Namen  Goffre-fort  und  Tresor  vor- 
zieht, wird  man  nach  und  nach  dazu  kommen,  dem 
ganzen  Schrankfachgeschäfte'  den  Titel  eines  Depot- 
geschäftes und  nicht  den  der  Miete  zu  geben.  Es 
werden  auch  die  deutschen  und  französischen  Banken 
in  ihren  Reglementen  über  kurz  oder  lang  nicht 
mehr  von  Vermietung  von  Tresors,  sondern  von 
Depots  in  Schrankfächern  zu  sprechen  anfangen.  In 
England  und  Amerika  trägt  das  Schrankfachgeschäft 
bereits  schon  längst  den  Namen  Safe  deposü^),  in 
Italien  spricht  man  von  Reglementi  per  il  servizio 
delle  Cassette  di  custodia'^)  und  in  Oesterreich  steht 

')  Vergl.  oben  S.  21. 
2)  Vergl.  oben  S.  19. 
^)  So  z.  B.  Bank  von  England,  London. 

So  z.  B.  die  Banca  Commerciale  Italiana,  Milano. 

Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Greschäft.  4 
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am  Kopfe  diesbezüglicher  Reglemente :  Bestimmungen 
über  Privatdepotkassen  ^)  u.  s.  w.  Wir  können  deut- 
lich das  Bestreben  konstatieren,  welches  dahin  geht, 
dem  Schrankfachgeschäfte  einen  auch  juristisch  rich- 
tigen und  treflenden  Namen  zu  geben. 

Das  Nebenverhältnis  kann  einen  Selbstzweck 
enthalten  und  unabhängig  oder  abhängig  vom  Haupt- 
verhälinisse  sein,  oder  es  kann  dessen  Zwecke  selbst 
dienen,  indem  es  das  Hauptverhältnis  vorbereitet 
und  vervollständigt.  Die  Miete  des  Schrankfaches  ist 
wegen  des  Hauptvertrages  da  und  zwar  zu  dessen 
Vorbereitung  und  Ergänzung  oder  Ausführung. 

Zur  Vorbereitung,  hn  Interesse  der  Ord- 
nung und  müheloser,  sicherer  Verwahrung  von  Seiten 
der  Bank  bei  grösster  Verfügungsfreiheit  des  Depo- 
nenten, wird  von  diesem  gefordert,  dass  die  Hinter- 
legung in  bestimmter  Form  erfolge  Die  aufzube- 
wahrenden Sachen  müssen  in  ein  Schrankfach  gelegt 
werden.  Um  dieser  Verpflichtung  nachzukommen, 
muss  der  Deponent  ein  Schrankfach  mieten,  wie 
früher  eine  Kassette  von  bestimmten  Dimensionen. 
Ohne,  dass  er  diese  Form  erfüllt,  kann  von  einem 
Depot  mit  der  Verfügungsfreiheit  und  angenehmen 
Einfachheit  keine  Rede  sein.  Die  Form  ist  Voraus- 
setzung der  Hinterlegung,  d.  h.  bereitet  das  Depot  vor. 

Zur  Ergänzung.  Bei  dem  Schrankfachver- 
trage steht  wie  bei  jedem  Verwahr ungs vertrage  dem 
Hinterleger  jederzeit  das  Recht  zu,  die  hinterlegte 
Sache  zurückzunehmen.  Damit  ist  die  Möglichkeit 
gegeben,  dass  er  von  diesem  Rechte  auch  Gebrauch 
macht,  um  sich  seiner  Vergütungspflicht  zu  ent- 


^)  So  z.  B.  der  Wiener  Giro-  und  Kassenverein,  Wien. 
2)  Vgl.  oben  S.  22. 


—    51  — 


ziehen  Aus  einem  solchen  Verhalten  eines  De- 
ponenten könnten  der  Bank  leicht  Verlust  und  noch 
andere  Schwierigkeiten  erwachsen.  Uui  erstere  ab- 
zuwenden, ordnet  sie  Pränunierandozahlung  an,  wo- 
bei dann  bei  zu  früher  Wegnahme  des  Depots  eben 
eiutach  nichts  mehr  zurückgegebeu  wird.  So  unge- 
recht diese  Lösung  erscheint,  so  ist  sie  docli  wenig- 
stens klar  und  praktisch  für  die  Bank.  Auf  Seite 
des  Deponenten  ist  die  Sache  anders.  Er  empündet 
es  als  schwere  Ungerechtigkeit,  dass  er  eine  Ver- 
gütung zahlen  muss,  ohne  eine  Gegenleistung  zu 
empfangen.  Es  kann  vorkommen :  Heute  deponiert 
A.  und  bezahlt  die  Gebülir  für  ein  Jahr  voraus, 
morgen  muss  er  vieHeicht  alles  zurücknehmen  und 
übermorgen  wieder  von  neuem  deponieren.  Das 
kann  sich  oft  wiederholen  und  da  muss  jedesmal 
eine  neue  Jahresgebühr  bezahlt  werden.  Der  Bank 
behagt  dieser  Zustand  auch  nicht  recht.  Beide  Par- 
teien streben  da  nach  einem  Mittel,  den  Depotver- 
trag pendent  zu  erhalten,  aucli  wenn  in  Wirküch- 
keit  kein  Depot  vorhegt.  Der  Deponent  lässt  das  leere 
Couvert  oder  die  Kassette,  auch  wenn  er  den  In- 
halt herausgenommen  hat,  doch  bei  der  Bank  als 
Depot  liegen.  Hat  er  wieder  etwas  zu  deponieren, 
bittet  er  einfach  um  seine  Kassette,  legt  die  Sachen 
hinein  und  muss  nun  die  Gebühr  nicht  von  neuem 
bezahlen.  Das  Schrankfach,  die  weitere  Ausbildung 
der  Kassette,  verfolgt  den  gleichen  Zweck.  Die 
Schrankfachmiete  dient  dazu,  den  Depotvertrag  äus- 
serlich  zu  markieren  und  dadurcli  Schwierigkeiten 
von  vorne  herein  zu  vermeiden.  Dazu  kommt  dann, 
dass  das  Schrankfach  speziell  die  Möghchkeit  der 

^)  Motive  II  224,  I.  Meisner,  das  Recht  der  Schuld  Verhält- 
nisse, Kommentar  zum  B.  G.  B.,  Breslau  1898  S.  424. 
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leichtesten  Ausübung  der  Rechte  und  Pflichten 
schafft,  welche  durch  einen  Depotvertrag  begründet 
werden.  Auf  Seite  des  Deponenten  besteht  der  Vor- 
teil^ welchen  ihm  das  Schrankfach  bringt,  in  der 
grössern  Verfügungsfreiheit  ^)  Er  kann  selbst  an 
das  Schrankfach  herantreten,  dessen  hihalt  in  eine 
Koje  nehmen,  um  ihn  dort  zu  behandeln;  im  Vor- 
raum findet  er  die  Kursblätter  und  Zeitungen 
Dadurch,  dass  er  ein  Schrankfach  mietet,  wird  ihm 
die  Ausübung  seines  Rechtes  so  leicht  und  ange- 
nehm gemacht  wie  nie  zuvor.  Zugleich  aber  whxl 
der  Rank  die  Erfüllung  ihrer  Pflichten  auf  ein  Mini- 
mum von  Mühe  vermindert:  Sie  hat  nicht  mehr  da& 
lästige  Hin-  und  Hertragen  des  Depots  von  der 
Stahlkammer  nach  dem  Kassenschalter,  wo  der  De- 
ponent vor  aller  Welt  seine  Wertschriften  zeigen 
musste.  Unter  den  Depots  selbst  kann  nie  Unord- 
nung entstehen;  jedes  Depot  ist  leicht  zu  finden, 
und  das  Ganze  ist  leicht  zu  überblicken.  Die  cus- 
todia wird  in  ihrer  Hauptsache^)  ausgeübt  durch 
eine  einfache  Rewachung  des  Einganges.  Ahe  diese 
Annehmlichkeiten  sind  begründet  durch  die  Miete 
des  Schrankfaches.  Es  verbessert  die  Ein- 
richtung der  verschlossenen  Depots,  in 
deren .  Entwicklung  es  zu  oberst  steht. 

Die  Schrankfachmiete  kommt  so  in  die  Stellung 
einer  latenten,  d.  h.  während  der  ganzen  Vertrags- 


^)  Vgl.  überhaupt  hierüber  oben  S.  19  und  20. 

2)  Ueber  deren  rechtliche  Erheblichkeit  vgl.  oben  S.  26. 

^)  Die  Bank  muss  daneben  auch  noch  von  Zeit  zu  Zeit  die 
Stahlkammer  nachsehen  und  aufpassen,  dass  niemand  mit  fal- 
schen Schlüsseln  oder  an  fremdem  Fache  sich  zu  betätigen  an- 
fängt oder  beim  Verschliessen  der  Stahlkammer  in  derselben 
zurückbleibt  u.  s.  f.  u.  s.  f. 
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dauer  bestehenden  Vorbedingung:  Wenn  Sie  bei 
mir  ein  unverzinsliches  Depot  anlegen,  eröffne  ich 
Ihnen  einen  Girokonto.  Und  ganz  gleich:  Wenn  Sie 
bei  mir  ein  Schrankfach  mieten,  so  verwahre  ich 
die  darin  liegenden  Sachen.  Die  Miete  besteht  fak- 
tisch schon  vor  dem  eigentlichen  Vertrage  und 
dauert  auch  etwas  über  denselben  hinaus,  wenn  sie 
auch  rechtlich  dann  als  äusseres  Zeichen  desselben 
aufgefast  wird,  d.  h.  der  Verwahrungsvertrag  als  mit 
der  Miete  begonnen  und  beendet  präsumiert  wird^). 
Die  Miete  ist,  wie  das  Fach  für  die  Sachen  des  Depo- 
nenten, die  Form,  in  w^elche  dann  der  Schrank- 
fachvertrag, im  eigentlichen  engeren  Sinne  der 
Verwahrungsvertrag,  a  l  s  I  n  h  a  1 1  g  e  g  o  s  s  e  n  w  i  r  d. 

Da  dieser  Inhalt  gerade  in  unserem  Falle  ein 
sehr  veränderlicher  ist  —  oft  wird  ja  genau  genom- 
men nichts  verwahrt  —  so  musste  es  nahe  liegen, 
gewisse  Teile  desselben  in  dieForm  einzu- 
pressen. Namentlich  bildet  das  Entgelt  hier  ein 
interessantes  Bild.  Durch  die  Pränumerandozahlung 
und  die  Annahme,  dass  mit  der  Miete  des  Schrank- 
faches die  Verwahrung  begonnen  habe,  wird  mit 
dem  eigentlichen  Mietzins,  aus  dem  Nebenverhält- 
nisse stammend,  das  viel  wichtigere  und  grössere 
Entgelt^),  welches  aus  dem  Verwahrungsvertrage 
resultiert,  zusammengeschweisst  zu  einem  neuen 
•Gebilde.  Dieses  erhält  gewöhnlich  den  Namen  Miet- 
zins, verrät  aber  deutlich  durch  seine  Höhe,  dass 
dieser  Name  nicht  zutreffend  ist.  Durch  diese  Anti- 
zipation des  Verwahrungsentgeltes  in  das  Neben- 
verhältnis werden  überhaupt  die  Ptechte  der  Bank 
und  die  Hauptpflicht  des  Deponenten  im  voraus  er- 


Vgl.  unten  S.  63  ff. 
-)  Vgl.  darüber  oben  S.  41. 
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ledigt  mit  der  Fertigstellung  der  Form.  Die  Bank, 
welche  ihren  Vorteil  damit  eingesteckt  hat,  ist  natür- 
lich nmi  nicht  mehr  interessiert  an  dem  Zustande- 
kommen des  Hauptverhältnisses,  das  ihr  ja  nur  Pflich- 
ten aufladen  würde.  Allein  das  bezogene  Entgelt  hat 
für  sie  doch  die  Wirkung,  dass  sie  die  Verwahrung 
nicht  hindern  darf,  sondern  ihre  Entstehung  hin- 
nehmen und  die  dadurch  begründeten  Pflichten  er- 
füllen muss,  d.  h.  sie  muss  die  angebotene  Hinter- 
legung annehmen  und  zwar  ohne  noch  einmal  ein 
Entgelt  zu  fordern^  also  scheinbar  unentgeltlich.  Ob 
sie  stattfindet,  hängt  von  dem  Belieben  des  Depo- 
nenten ab.  Für  ihn  produziert  der  Hauptvertrag  der 
Verwahrung  nur  Bechte  und  keine  Pflichten  Es 
findet  in  Neben-  und  Hauptverhältnis  also  ein  Chias- 
mus (Kreuzung)  der  Rechte  und  Pflichten  der  Ver- 
tragsparteien statt: 


Nebenverhältnis  (Miete) 


Hauptverhältnis  (Depot) 


Für  die  Bank  resultiert  daraus  der  praktische 
Vorteil,  dass  ein  Becht,  welchem  schon  in  der  Form 

^)  Auch  die  Legitimationspflicht  ist  Bestandteil  des  Miet-^ 
Vertrages.  Der  Fachinhaber  legitimiert  sich  nicht  als  Deponent, 
Verfügungsberechtigter  über  die  Papiere,  sondern  als  Mieter. 
Der  Ruf  des  Deponenten  wird  nicht  ersl  geprüft,  wenn  er  etwas 
in  den  Kasten  legen  will,  sondern  beim  Abschluss  des  Mietver- 
trages. 


genügt  wii'd,  sicherer  ist  als  eines,  welches  erst  aus 
einem  nur  vielleicht  dareingegossenen  Inhalte  ent- 
steht. Dies  letztere  trifft  bei  dem  Deponenten  zu, 
weswegen  es  mit  Fug  in  sein  Belieben  gesteht  wird, 
das  Haupt  Verhältnis  zu  begründen.  Hinge  dies  von 
der  Bank  ab,  so  wäre  sein  Recht  überhaupt  nichts 
wert. 

Dadurch,  dass  man  in  diese  Form,  d.  h.  in  den 
Mietvertrag,  nicht  nur  die  dazu  wirklich  gehörenden 
Handlungen  hineingenommen ,  sondern  aus  dem 
Hauptvertrage  weitere  anticipiert  hat,  wurde  derhTtum 
erregt,  die  Miete  sei  Haupt  Verhältnis.  Wenn  sie  ja 
einmal  gültig  zu  Stande  gekommen  ist,  gibt  sich 
ahes  andere  von  selbst^):  Doch  dies  ist  kein  juris- 
tischer Grund,  sie  zum  Hauptvertragsverhältnisse 
zu  machen  und  überhaupt  keine  charakteristische 
Eigenschaft  eines  solchen.  Wir  wiederholen:  Nicht 
blosse  Aeusserlichkeiten ,  nicht  der  objektive  Tat- 
bestand, sondern  die  die  Rechtsgeschichte  beherr- 
schende Willensrichtung  der  Vertragsparteien,  der 
wirtschafthche  Zweck  ist  es,  welcher  die  juristische 
Natur  des  Rechtsgeschäftes  des  Schrankfaches  be- 
stimmt. Wir  kommen  zum  Schlussresultate :  Das 
Schrankfachgeschäft  ist  ein  Depotverirag  mit  dem 
Nebenverhältnisse  der  Miete  eines  Schrankfaches^). 

^)  Vgl.  ein  Schreiben  des  Credit  Lyonnais,  Paris,  v.  13,  III. 
1902  S.  44  oben. 

-)  Vgl.  Dernburg,  a.  a.  0.  S.  521 ;  Cosac,  a.  a.  0.  S.  512  ; 
Schweyer,  a.  a.  0.  S.  20 ;  Obst,  a,  a.  0.  S.  9 ;  Obst,  Kapitalanlage 
und  Wertpapiere,  Stuttgart  1897  S.  40;  Kromer,  System  des 
bürgerlichen  Rechtes  II  §  295-. 


IV.  KAPITEL. 


Analyse  des  Schrankfachvertrages. 

I.  Absclmitt. 
§6. 

Im  ^llg-em eilten. 

Der  Schrankfachvertrag  ist  Depot  vertrag,  nacli 
unserem  schweizerischen  0.  R.  Hinlerlegungsvertrag. 
Das  dentsche  B.  G.  B.  wollte  sich  dieser  Termino- 
logie anschliessend),  allein  in  letzter  Stunde  schuf 
der  Reichstag  den  Terminus  c(  Verwahrungsvertrag 
da  dieser  dem  Sprachgebrauche  des  täglichen  Le- 
bens besser  entspreche  und  Hinterlegung  nach 
deutschem  Rechte  Verwahrung  bei  öffentlicher  Stelle 
bedeute^).  «Hinterleger»  und  ((hinterlegte  Sache» 
wurden  indessen  im  Titel  vom  Verwahrungsver- 
trage beibehalten.  Der  k  auf  mann  ischeVer - 
Wahrungsvertrag  ist  der  des  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches^), d.  h.  er  ist  identisch  mit  diesem.  Für 
unser  schweizerisches  Recht  ist  der  bürgerliche 
und  der  kaufmännische  Verwahrungsvertrag  in  den 

Motive  II.  519;  Jokuhezky,  Bemerkungen  zu  dem  Ent- 
würfe des  B.  G.  B.,  München  4892  S.  144;  Endemann,  Einführung 
in  das  Studium  des  B.  G.  B.,  Berlin  1898,  S.  637;  838;  Planck,  d.. 
a.  0.  S.  437. 

^)  Dernburg,  a.  a.  0.  S.  515. 

^)  Gareis,  Das  deutsche  Handelsrecht,  Berlin  1899,  S.  694 ; 
Kohn  in  Endemanns  Handbuch  III  S.  936  ff.  Kosak,  Lehrbuch 
des  deutschen  bürgerl.  Rechts ;  Jena  1900  S.  558  ff. 
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gleichen  Rahmen  des  0.  R.  gebracht  und  durch  die 
gleichen  Paragraphen  ^)  geregelt.  Wir  schliessen 
uns  in  der  Terminologie  dem  deutschen  B.  G.  R.  an 
und  bezeichnen  den  Depotvertrag  unseres  Schrank- 
fachgeschäftes als  Verwahrnngsvertrag. 

Sein  Regriff  besteht  in  der  Hauptsache  nun 
ebenfalls  darin,  dass  die  eine  Partei  von  der  anderen, 
der  Depositar  vom  Deponenten,  eine  bewegliche 
Sache  übernimmt,  um  sie  an  geeignetem  Orte  auf- 
zubewahren. Wenn  auf  diese  Weise  einerseits  der 
Oberbegriff  des  Depotveitrages  im  Gesetze  genau 
llxiert  ist,  so  sind  dessen  Unterarten,  wie  gerade 
unsere  Schrankfachverträge,  in  den  einzelnen  Fällen 
doch,  wenn  auch  nur  wenig,  von  einander  verschie- 
den. Es  l^ann  nun  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  alle 
die  unbedeatenden  Abstufungen  darzustellen,  son- 
dern wir  versuchen  aus  den  uns  zugegangenen 
Reglementen  einen  Normaltypus  des  Schrankfach- 
vertrages zu  gewinnen,  in  welchem  wir  alle  wich- 
tigen Punkte  vereinigen.  Ihn  legen  wir  allen  unsern 
fernem  Retrachtungen  zu  Grunde,  indem  wir  nur 
Rücksicht  nehmen  auf  die  neuesten  Vervollkomm- 
nungen und  indem  wir  schweigen  von  solchen  Ein- 
richtungen, welche  über  kurz  oder  lang  überlebt 
sein  werden.  Und  zwar  wollen  wir  den  Schrank- 
fachvertrag zuerst  allgemein  definieren,  um  dann 
die  einzelnen  Gesichtspunkte  noch  näher  auszu- 
führen. Die  Bank  übernimmt  die  vom  Fachinhaber 
in  das  von  ihm  gemietete  Fach  eingelegten  Papiere 
zur  Aufbewahrung^  welche  sich  nach  der  Oertlich- 
keit  bestimmt^).  Das  Hineinlegen  ins  Fach  betrachtet 
sie  als  Uebergabe  an  sie  selbst. 

0.  R.  §§  475  ff. ;  B.  G.  B.  §§  688  ff. 

2)  Siehe  oben  S.  40. 
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Die  Sache  muss  eine  bewegliche  sein^). 
Während  die  frühere  Depotkassette  immer  diesem 
Erfordernisse  genügte,  so  lässt  sich  das  vom  Schrank- 
fache nicht  unter  allen  Umständen  behaupten.  Da- 
durch, dass  es  in  vielen  Fällen  eingemauert  wird, 
erhält  es  den  Charakter  der  hiimobilien  und  des- 
wegen ist  es  unmöglich,  das  Fach  als  Gegenstand 
des  Vertrages  gelten  zu  lassen,  ganz  abgesehen  von 
den  früheren  Erwägungen^).  So  sehr  es  speziell 
nach  deutschem  Rechte  die  Sache  kompliziert^),  so 
müssen  wir  als  Vertragsgegenstand  den  Fach inh alt 
auffassen^).  Der  Natur  der  Sache  nach  besteht  er 
aas  Mobilien.  Durch  Vertrag  wird  die  Natur  dieses 
Inhaltes  noch  enger  begrenzt.  Unter  den  Bedingungen 
des  Mietvertrages  figuriert  namentlich  die,  dass  die 
Benützung  nur  zum  Zwecke  der  Aufbewahrung  von 
Wertschriften,  Urkunden  und  Wertsachen,  sofern 
diese  in  ein  Schrankfach  passen,  stattfinden  dürfe. 
Folglich  können  auch  nur  die  genannten  Gegen- 
stände Objekte  der  Verwahrung  sein.  Ein  Vermögens- 
wert wird  nicht  gefordert^).  (Also  können  auch 
Familienschriften,  wictitige  Briefe,  welche  nur  einen 
Affektionswert  besitzen,  Vertragsgegenstand  sein.) 
Fangibilien  können  ebenfalls  Gegenstand  des  Schrank- 
fachvertrages sein.  Durch  das  Hineinlegen  ins  Fach 
werden  dieselben  individualisiert^).  Ein  Geldstück  je- 
doch, welches  besoaders  alt  oder  besonders  neu  oder 
selten  ist  (z.  B.  ein  100  Fr.  Goldstück),  hat  diese  Indivi- 
dualisierung gar  nicht  nötig,  da  es  als  eine  Münze  von 

0.  R.  475;  B.  G.  B.  688. 
2)  Siehe  oben  S.  41  ff. 
^)  Siehe  unten  S.  64  ff. 

So  auch  Hancke,  a.  a.  0. 

R.  G.  XXIII.  312. 

Scherrer,  a.  a.  0.  S.  978. 
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ganz  bestimmter  Art  den  gewöhnlichen  Fungibihen- 
eharakter  abgelegt  hat.  Wohl  aber  kann  gewöhn- 
liches Geld  in  den  erwähnten  Falt  der  hidividuaii- 
siemng  kommen.  In  der  Regel  wird  es  ja  aus  wirt- 
schaftlichen Gründen  einen  sehr  kleinen  Teil  des 
Depots  ausmachen.  Die  Reichsbank,  w^elche  das 
Schranktacli  nicht  kennt,  hat  in  ihrem  Aufbewah- 
rungsdepot nur  etwa  500,(300  Mark  bares  Geld 
gegenüber  mehr  als  3,000,000,000  in  Wertschriften i). 
Der  Kapitalist  wird  sein  Geld  in  Wertpapieren  an- 
legen, und  diese  werden  mit  anderen  ähnlichen 
Urkunden  faktisch  den  weitaus  grössten  Teil  des 
Schrankfachinhaltes  ausmachen  -). 

Die  bewegliche  Sache  muss  dem  Depositar  über- 
geben werden,  d.  h.  sie  muss  wirtschaftlich  so  ge- 
stellt werden,  dass  jener  überhaupt  in  die  Lage 
kommt,  seine  Verw^ahrerpflichten  ausüben  zu  können. 
Er  muss  Gewahrsam  an  den  aufzubewahrenden 
Sachen  erhalten.  Dieser  ist  je  nach  der  Ueber- 
tragung  verschieden  zu  beurteilen,  und  solche  be- 
stimmt sich  hinwiederum  nach  dem  Zwecke  des 
Geschäftes.  Unser  Fall  ist  die  Verwahrung,  und  da 
soll  durch  die  Ti'adition  weder  Eigentum  noch  juris- 
tischer Resitz  übertragen  werden,  sondern  einfache 
Detention  Und  tatsächlich  hat  die  Rank  auch  den 
Willen,  nicht  für  sich,  sondern  für  den  Deponenten 
zu  besitzen.  Es  erübrigt  hier  festzustellen,  dass  die 
tatsächliche  Gewalt  mit  dem  Hineinlegen  der  Sachen 
ins  Fach  entsteht,  hidem  der  Deponent  seinen  ersten 
Verschluss  anlegt,  so  bekundet  er  damit  sein  Ein- 
verständnis, dass  die  Rank  Gewahrsam  an  dem 

^)  Obst,  Depositen-Kontokorrent-  und  Gheckverkehr  S.  49. 
-)  Obst,  Kapitalanlage  und  ^Wertpapiere  S.  40. 
^)  B.  G.  B.  868;  Koch,  Kommentar  zum  H.  G.  B.  313  (alte 
Fassung  N.  109). 
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Fachiiihalte  erwerben  möge.  Sie  tat  das  durch  Hin- 
einstecken iin-es  Schlüssels  in  ihr  Schloss  und 
Schliessen  desselben.  Der  nachfolgende  allfällige 
Verschluss  des  Deponenten  dient  der  Vervollstän- 
digung des  ersten^).  Es  wird  dadurch  nicht  ein 
Besitzverhältnis  begründet,  etwa  in  der  Weise,  dass 
Deponent  Ys  Besitz  und  die  Bank  hätte.  Es 
wäre  dies  Mitbesitz,  und  damit  wäre  dem  Erforder- 
nisse des  Verwahrungsvertrages,  dass  der  Depo- 
sitär Gewahrsam  an  der  hinterlegten  Sache  haben 
müsse,  genügt;  wenn  die  Bank  sich  zur  Verwali- 
rung  herbeilässt,  ohne  dass  man  ihr  vollen  Gewahr- 
sam einräumt,  ist  das  ihre  Sache.  Wir  haben  uns 
oben  über  den  Alleingewahrsam  der  Bank  ausge- 
lassen und  stellen  hier  nur  noch  fest,  dass  zu  der 
Bedeutung  des  ersten  Verschlusses  des  Deponenten 
als  Beweiserleichterung  bei  Diebstahl  hier  die  tritt, 
dass  der  Fachinhaber  in  dem  Verschlusse  ein  Mittel 
hat,  seinen  Willen  deutlich  kundzugeben,  sei  es  dass 
er  Sachen  aus  dem  Schrankfache  herauszunehmen 
oder  hineinzulegen  wünscht.  Durch  die  Uebergabe 
des  Kastens  in  der  Koje  an  den  Bankdiener,  damit 
er  ihn  nach  dem  Fache  trage,  hat  noch  nicht  die 
den  Verwahrungsgewahrsam  der  Bank  begründende 
Tradition  stattgefunden^). 

Auf  Grund  ihres  Gewahrsams  soll  die  Bank 
die  hinterlegten  Gegenstände  cc  verwahr en  )\  Sie 
verpflichtet  sich  zur  custodia.  Diese  bestimmt  sich 
nach  der  Oertlichkeit,  in  deren  wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse die  Sachen  mit  dem  Willen  beider  Par- 
teien eingetreten  sind.  Die  Bank  hat  diejenige  Ob- 
hut zu  gewähren,  in  Avelche  die  Sachen  durch  das 

^)  Ueber  ihre  Bedeatang  vergleiche  S.  38. 
Vgl.  S.  96. 
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Bringe Q  in  eine  Stahlkammer  normaler  Weise  ge- 
stellt werden^).  Diese  Sicherheit  wird  immer  eine 
sehr  grosse  sehi  und  sich  namentlich  gegen  Feuer 
und  Diebstahl  richten.  Die  Bank  hat  dafür  zu  sorgen^ 
dass  sie  vorhanden  ist  und  muss  den  Schaden  der 
aus  Nichter  füll  ang  dieser  Pflicht  entsteht^,  vergüten. 
Die  Verschwiegenheit,  zu  welcher  die  Bank 
sich  ja  beim  offenen  Aufbewahrangsdepot  schon 
verpflichtet,  wird  beim  Schrankfachgeschäfte  ganz 
besonders  verabredet.  Die  Bank  muss  verwahren 
und  darf  auf  die  aufzubewahrende  Sache  nur  einen 
oberflächlichen  Blick  w^erfen,  um  zu  kontrolheren, 
dass  nicht  vertragswidrige  Gegenstände  ins  Fach  ge- 
legt werden.  Die  Verwahrung  wird  dadurch  vielleicht 
erschwert,  aber  ihrem  Weesen  schadet  eine  solche 
Abrede  nichts;  sie  ist  ja  im  Rahmen  des  disposi- 
tiven Rechtes  gehalten. 

Für  die  Verwahrungsleistang  wird  ein  Entgelt 
bezahlt,  mit  dem  zugleich  der  Mietzins  für  die  Miete 
des  Fachs,  in  dem  verwahrt  werden  soll,  ver- 
schmolzen hat.  Ausserdem  ist  die  Vergütung  auch 
noch  aufzufassen  als  Aeqaivalent  für  die  Gewährung 
der  verschiedenen  dem  Fachinhaber  geschaffenen 
Annehmlichkeiten.  Dadurch,  dass  die  Bank  auf 
dieselben  in  ihrem  Reglemente,  welches  die  Grund- 
lage des  Schrankfachvertrages  bildet,  hinweist,  er- 
halten sie  rechtliche  Erheblichkeit^).  Wir  heben 
die  Benutzung  des  Vorraumes  mit  seinem  Konfort 
(Kabinen,  Zeitungen-,  Kursblätter)  und  die  Bedienung 
durch  die  Bankbeamten  speziell  hervor.  W^enn  wir 
nun  das  Entgelt  von  diesen  verschiedenen  Gesichts- 
punkten aus  betrachten  und  es  vergleichen  mit  den 


')  Siehe  unten  S.  71. 
Vgl.  S.  26. 
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Leistungen  der  Bank,  so  müssen  wir  behaupten, 
dass  es  für  diese  letzteren  nicht  ein  blosses 
Honorar  ist,  sondern  ein  Aequivalent.  Der  Schrank- 
fachvertrag ist  eine  zweiseitige  Obligation 
und  zwar  eine  bilateralis  cequalis^).  Wenn  wir 
schon  in  der  eigentlichen  Verwahrung  nur  Rechte 
des  Deponenten  und  Pflichten  der  Bank  finden,  so 
beruht  dies  eben  auf  dem  genannten  Chiasmus^), 
aber  damit  Hechte  der  Bank  und  Pflichten  des 
Deponenten  antizipiert  werden  konnten,  mussten 
sie  doch  überhaupt  vorhanden  sein.  Wenn  wir 
Hechte  und  Pflichten  einer  jeden  Vertragspartei  mit 
einander  vergleichen,  so  können  wir  bei  einer  Sub- 
traktion der  ersteren  von  den  letzteren  nicht  etwa 
sagen,  dass  auf  Seite  der  Bank  ein  Plus  der  Pflichten 
restiere.  Zu  solchen  unvorteilhaften  Kalkulationen 
findet  sich  eine  Bank  nicht  bereit.  Da  im  Gegen- 
satz zum  römischen  Rechte  einerseits  die  Entgelt- 
lichkeit heute  überhaupt  einen  solchen  Umfang  an- 
genommen hat^),  dass  die  Vergütung  als  volles  Aequi- 
valent für  die  Leistungen  des  Depositars  betrachtet 
werden  kann,  und  diese  andererseits  heute  bei 
unsern  sichern  staatlichen  Verhältnissen  und  den 
eminenten  neuen  Einrichtungen  (Stahlkammer,  Pan- 
zerkassen mit  elektrischen  Läutvorrichtungen  u.  s.w.) 
verhältnismässig  geringer  anzuschlagen  sind,  so 
erklären  wir  uns  für  die  gleichmässig  zweiseitige 
Eigenschaft  des  Schrankfachvertrages. 

V^ir  gehen  über  zur  E  n  t  s  t  e  h  u  n  g  des  Schrank- 
fachvertrages.   Nach  Gesetz  ist  der  Abschluss 


^)  Vgl.  Oertmann,  Das  Recht  der  Schuldverhältnisse,  Bedin 
1899  S.  425  ff. 

2)  Endemann,  a.  a.  0.  S.  838, 
=')  Vgl.  oben  S.  41. 
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eines  Verwahrungsvertrages  zwar  formlos,  doch 
fordern  in  dispositiver  Rechtsvorschrift  namentUcli 
Speichergesellschatten  und  Banken  neben  der  Ein- 
reichung eines  schrifthchen  Antrages  auch  noch 
Unterzeichnung  der  für  die  Verwalirung  aufgestellten 
Bedingungen.  Beim  Schrankfachgeschäfte  verhält 
sich  dies  ebenso  und  findet  die  ErfüUung  beider 
Erfordernisse  gewöhnlich  auf  dem  gleichen  For- 
mulare statt.  Die  Bank  versendet  solche  an  ihre 
Kundschaft:  rechtUcii  stellt  sicli  ein  solches  Formular 
als  eine  Einladung  zur  Offerte  dar.  Der  Klient, 
welcher  einen  Schrankfachvertrag  abzuschliessen 
wünscht,  hat  das  Formular  einfach  auszufüllen  und 
kann  nun  das  gleiche  Formular,  Avelches  ihm  die 
Bank  als  Einladung  zur  Offerte  zuschickte,  als  Of- 
ferte selbst  benützen.  Er  schickt  diesen  fertigen 
Vertragsentwurf  der  Bank  zu  und  kommt  dadurch 
in  die  Stellung  des  Offerenten.  In  dem  Momente, 
wo  die  Bank,  welcher  die  Position  des  Akzeptanten 
zukommt,  seinen  Antrag  annimmt,  ist  der  Schrank- 
fachvertrag abgeschlossen.  Es  geschieht  dies  ge- 
wöhnlich a  u  f  b  e  s  t  i  m  m  t  e  Zeit,  und  regelmässig 
enthält  der  Vertrag  die  Bestimmung,  dass  er  stih- 
schweigend  für  eine  gleiche  Zeitdauer  erneuert  gelte, 
wenn  vor  Ablauf  der  ersten  Vertragsdauer  von  keiner 
Seite  eine  gegenteilige  schriftliche  Erklärung 
erfolgt. 

Aus  diesen  Ausführungen  geht  nun  klar  hervor, 
dass  das  Massgebende  für  den  Abschluss  des 
Schrankfachvertrages  der  Konsens  ist  und  nicht 
etwa  die  Uebergabe  einer  res.  Nach  unserem 
schweizerischen  Rechte  bereitet  diese  Auffassung 
keine  Schwierigkeiten,  stellt  sich  doch  der  Hinter- 
legungsvertrag des  0.  R.  als  K  0  n  s  e  n  s  u  a  1 V  e  r  t  r  a  g 
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dar.  Anders  verhält  sich  die  Sache  nach  deutschem 
Rechte,  wo  der  Verwahrungsvertrag  des  Artil<:els 
688  des  B.  G.  ß.  nach  herrschender  Meinung  als 
Realkontrakt  aufzufassen  ist.  Wie  können  wir  hier 
unsern  Schrankfach  vertrag,  welchen  wir  als  Kon- 
sensualkontrakt charakterisiert  haben  und  der  doch 
Verwahrungsvertrag  ist,  unterbringen?  Es  stehen 
uns  zwei  Wege  offen.  Entw^eder  zeigen  wir,  dass 
die  Auffassung,  der  deutsche  Verwahrungsvertrag 
sei  Realkontrakt,  unrichtig  ist,  oder  wir  greifen  zu 
der  Fiktion,  dass  zugleich  mit  dem  Abschlüsse  des 
Schrankfachvertrages  eine  Uebergabe  von  Schrank-^ 
fachgut  stattgefunden  habe,  indem  wir  darauf  auf- 
merksam machen,  dass  der  Zeitpunkt,  wo  der  Fach- 
inhaber Gegenstände  in  sein  Fach  legt,  sich  gar 
nicht  ohne  weiteres  ermitteln  lässt^).  Wir  ziehen: 
es  aber  vor,  zu  zeigen,  dass  es  dem  Bedürfnisse 
der  Gegenwart  eher  entspricht,  auch  in  dem  deut- 
schen Verwahrungsvertrag  nicht  einen  Real-,  sondern 
einen  Konsensualkontrakt  zu  erblicken.  Es  wird 
dies  um  so  leichter,  als  man  in  Deutschland  sichtbar 
Mühe  hat,  mit  dem  Realkontraktsprinzipe  die  ganze 

^)  Wenn  der  Deponent  sich  aus  seinem  Fache  zum  ersten- 
mal den  geschlossenen  Blechkasten  nach  der  Koje  bringen  und 
nachher  wieder  geschlossen  nach  dem  Fache  tragen  lässt,  so  ist  des- 
wegen noch  nicht  gesagt,  dass  er  etwas  in  das  Fach  gelegt  habe. 
Dass  der  Bankdiener  etwa  auf  dem  Wege  von  der  Koje  zum  Fache 
nachschaue,  ginge  nicht  an  und  von  der  Bank  extra  zu  ver- 
langen, dass  sie  aufpasse,  wenn  ein  Fachinhaber  zum  ersten 
Male  in  die  Stahlkammer  komme  und  dann  nachher  sogleich  ihr 
Kontrollrecht  gebrauche  um  nachzusehen,  ob  jetzt  etwas  in  dem 
neu  gemieteten  Fache  sich  befindet,  das  wäre  zu  viel  verlangt. 
Die  Bank  wird  eben  einfach  annehmen,  dass  zu  einem  bestimm- 
ten Zeitpunkte  Gegenstände  ins  Fach  gelegt  seien,  d.  h.  die  Ver- 
wahrung beginne,  und  da  ist  gewiss  der  Moment  des  Vertrags- 
scblusses  der  richtigste ;  vergl.  auch  Hancke^  a.  a.  0.  Deutsche- 
Juristenzeitung  V  389. 
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Situation  zu  beherrschen^).  Wenn  auch  förmlich 
der  Konsens  keine  Bedeutung  haben  soll,  so  müssen 
ihm  dann  doch  ganz  nennenswerte  Wirkungen  zu- 
geschrieben werden.  Wenn  A  mit  dem  B  überein- 
gekommen ist,  er  wolle  bei  ihm  deponieren,  darauf- 
hin Anschaffungen  macht^),  so  muss  B,  wenn  er 
dann  nicht  hinterlegt,  A  entschädigen.  Die  Wir- 
kungen des  Vertragsverhältnisses  beginnen  also 
doch  schon  vor  der  Uebergabe  der  Sachen  mit  dem 
Konsense.  In  gleicher  Weise  kann  das  Verwahrungs- 
verhältnis vor  oder  nach  der  Zurückgabe  der  Sachen 
beendet  werden.  Man  möchte  uns  hier  vielleicht 
entgegenhalten,  dass  wir  den  eigentlichen  Depot- 
vertrag nicht  unterschieden  von  dem  pactum  de  de- 
ponendo,  welches  für  die  letztgenannten  Fälle  allein 
in  Frage  komme.  Es  ist  dies  von  uns  absichthch 
so  geschehen,  da  wir  der  Ansicht  sind,  dass  in  dem 
modernen  Begriffe  des  Verwahrungsvertrages  der 
des  röm.  contradus  depositi  mit  dem  des  pactum 
de  deponendo  verschmolzen  sei,  wobei  aus  dem  Um- 
stände, dass  dieses  letztere,  als  ein  wichtiger  Teil 
des  Ganzen,  reiner  Konsensualvertrag  ist,  ein  neues 
Argument  für  die  Auffassung  des  Verwahrungsver- 
trages als  eines  Konsensualvertrages  gewonnen 
wird.  Das  B.  S.  B.  trägt  in  §  688  der  herrschenden 
Auffassung,  dass  im  Begriffe  des  Verwahrungsver- 
trages das  pactum  de  deponendo  mit  einverstanden 


^)  Hancke  betont  dies  ausdrücklich  und  Iconstruiert  als 
Notbelielf  zur  Ausliülfe  für  die  Zeit,  wo  nichts  im  Schrankfache 
liegt,  ein  pactum  de  deponendo,  welches  Konsensualvertrag  ist, 
bei  dem  aber  dann  die  Frage  entsteht,  ob  es  unabhängig  vom 
Verwahrungsvertrage  sei,  oder  zu  demselben  gehöre. 

^)  Dernburg,  a.  a.  0.  S.  518 ;  dabei  wird  ausdrücklich  vom 
Ankauf  eines  Geldschrankes  gesprochen ;  Planck,  B.  G.  B.  S.  440 
und  441. 


Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Gescliäft. 
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sei,  keine  Rücksicht,  was  aber  den  Begriff  sichtlich 
nicht  umzugestalten  vermag;  das  Gesetz  sollte  sicli 
vielmehr  der  herrschenden  Verkehrsauffassung  an- 
passen. Wir  ziehen  aus  dem  Gesagten  den  Schlass, 
dass  der  Konsens  wichtiger  sei,  als  die  Uebergabe 
der  Gegenstände  und  behaupten,  dass  auch  der 
deutsche  Verwahrungsvertrag  als  Konsensualkontrakt 
zu  betrachten  sei. 

Die  Aushändigung  der  Hinterlegungsurkunde,  in 
unserem  Falle  der  Legitimationskarte,  die  Verab- 
redung des  Passwortes  und  die  Uebergabe  der 
Schlüssel  von  Seite  der  Bank,  sowie  die  Entrichtung 
der  vom  Deponenten  gewöhnlich  pränumerando  zu 
zahlenden  Vergütung  geschehen  schon  in  Ausführung 
des  Vertrages  und  sind  dessen  erste  Wirkungen. 
Die  Legitimationskarte  lautet  auf  den  Namen  und 
berechtigt  mit  Nennung  des  Passwortes  zum  Ein- 
tritt in  Stahlkammer  und  Vorraum.  Das  Schlüssel- 
oder Passwort  wird  mit  jedem  neuen  Facliinhaber 
frisch  verabredet,  d.  h.  es  wird  bei  jedem  Abschlüsse 
eines  Schrankfachvertrages  ein  neues  Passwort  ge- 
w^ählt,  so  dass  es  Jeweilen  nur  die  Bank  und  der 
Fachinhaber  allein  kennen,  sofern  dieser  letztere  es 
nicht  weiter  mitteilt.  Es  dient  dem  gleichen  Zwecke 
wie  die  Legitimationskarte  und  soll  mit  derselben 
die  Kontrolle  verschärfen.  Der  Fachinhaber  hat  es 
beim  Eintritt  zugleich  mit  dem  Vorzeigen  der  Legi- 
timationskarte zu  nennen,  worauf  der  Beamte  in  den 
Büchern  nachschaut,  ob  es  richtig  ist.  V\^enn  ja,  kann 
der  Fachinhaber,  nachdem  er  seineUnterschrift,  welche 
ebenfalls  auf  ihre  Richtigkeit  geprüft  wird,  in  eine  Fre- 
quenzliste eingetragen  hat,  in  die  Stahlkammer  ein- 
treten. In  der  Schatzkammer  selbst  bilden  die  Schlüs- 
sel den  zum  Oeffnen  des  Faches  nötigen  Ausweis. 
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Die  Bank  hat  auf  die  Bewahrung  des  Depots 
ehie  bestimmte  Sorgfalt  anzuwenden,  und  verpflichtet 
sich  regelmässig,  dasselbe  gegen  Diebstahl  und  Feuer 
in  Schutz  zu  nehmen.  Da  dies  einerseits  die  weit- 
aus wichtigsten  Gefahren  sind,  welclie  Wertsachen 
bedrohen,  andei'erseits  die  Bank  ausdrücklich  nur 
für  Schaden  einsteht,  welcher  aus  Diebstahl  oder 
Feuer  entstanden  ist,  so  ginge  es  nicht  an,  ihre 
Haftung  auch  für  anderswie  entstandene  Schäden  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Durch  seine  Abgeschlossen- 
heit ist  der  Fachinhalt  ausgenommen  von  der  Ver- 
waltung und  namentlich  von  den  beim  oftenen  Depot 
obwaltenden  Zweifeln,  welche  zum  Depotgesetze  ^) 
führten.  Es  bestehen  beim  Schrankfachvertrage 
überhaupt  keine  über  den  eigentlichen  Vertrag 
hinausgehende  Wirkungen.  Wenn  also  eine  Bank 
sich  dadurch,  dass  jemand  viele  grössere  Fächer 
mietet  und  sie  auch  ordentlich  anfüllt,  täuschen  lässt 
über  seine  Kreditfähigkeit,  so  dass  sie  ihm  in  der 
Hoffnung,  durch  das  Schrankfachgut  gedeckt  zu  sein, 
grosse  Vorschüsse  gewährt,  dann  « kauft  sie  die 
Katze  im  Sacke » ;  sie  ist  unvorsichtig  und  hat  den 
Schaden,  der  ihr  daraus  entsteht,  dass  die  im  Schrank- 
fache liegenden  Werte  sie  für  ihre  Forderungen 
nicht  decken,  zu  tragen.  Von  einer  arglistigen 
Täuschung  des  Deponenten  kann  meistens  nicht 
-einmal  die  B.ede  sein.  In  welche  Stellung  der 
Schrankfachinhalt  bei  seiner  Herausnahme  durch 
die  Bank  kommt,  werden  wir  unten  sehen. 

Der  Schrankfachvertrag  wird  beendet 
•durch  Kündigung  oder  Rücktritt  vom  Vertrage. 


')  Vgl.  oben  S.  2. 
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Blosser  Zeitablaaf  hebt  das  Verhältnis  nicht  aaf^). 
Die  Kündigung  hat  auf  Ende  der  Vertragszeit,  ge- 
wöhnlich eines  Monates  oder  Jahres  und  in  der 
Regel  schriftlich  zu  erfolgen.  Berechtigt  dazu  sind 
sowohl  der  Deponent  als  auch  die  Bank^).  Das 
Rücktrittsrecht  ist  entweder  durch  Vertrag- 
geregelt  oder  besteht  nach  Gesetz  bei  wichügem^ 
Grunde.  Die  Bank  lässt  sich  nun  meistens  im  Ver- 
trage das  Piccht  zugestehen,  ohne  einen  Grund  zu 
nennen,  vom  Vertrage  zurückzutreten.  Sie  ver- 
pflichtet sich  dabei  nur,  dem  Deponenten  in  Form 
einer  Kündigung  davon  Kenntnis  zu  geben,  so  dass 
er  wenigstens  Zeit  genug  hat,  den  Fachinhalt  selbst 
heraus  zu  nehmen^).  Nach  den  meisten  uns  vor- 
liegenden Verträgen  gilt  diese  Kündigung  als  dem^ 
Deponenten  zugestellt  mit  der  Uebergabe  an  die 
Post  an  seine  letzte  bekannte  Adresse  und  berech- 
tigt dann  in  wenigen  Tagen  die  Bank,  das  Vertrags- 
verhältnis aufzulösen"^).  Wenn  der  Deponent  seine 
Wertsachen  nicht  schon  selbst  herausgenommen 
hat,  so  ist  die  Bank  nach  Vertrag  berechtigt,  das 
Facli  selbst  ohne  gerichtUche  Hilfe  zu  öffnen  und 
ihm  den  Inhalt  zu  entnehmen.    Sie  kann  ihn  dem 

^)  Tod  des  Fachinhabers  löst  den  Vertrag  noch  nicht  ohne 
weiteres  auf.  Rechte  und  Pflichten  gehen  einfach  auf  die  Erben* 
über.  In  gleicher  Weise  tritt  bei  einer  Firmenänderung  der 
Bank  oder  einer  Fusion  die  neue  Firma  an  Stelle  der  alten;  im. 
Falle  des  Konkurses  der  Bank  gehen  deren  Reclite  und  Pflichten; 
auf  die  Liquidatoren  über,  welche  im  Zusammenbruche  der  Bank,, 
ganz  gleich  wie  wenn  das  Bankgebäude  durch  Feuer  oder  Erd- 
beben zerstört  worden  wäre,  einen  wichtigen  Grund  zum  Rück- 
tritte vom  Vertrage  finden. 

2)  Vgl.  oben  S.  63. 

^)  Nach  B.  G.  B.  ist  sie  sogar  dazu  gezwungen,  vgl.  B.  G.  B.. 
606,  157;  242  und  300. 

4)  Planck,  a.  a.  0.  S.442;  Scherrer,  a.  a.  0.  S.  973;  Motive  II 
583 ;  Mathiass,  a.  a.  0.  S.  417. 
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Deponenten  zustellen,  als  gewöhnliches  Depot  bei 
sich  behalten^)  oder  sie  kann  ihn  gerichtlich  hinter- 
legen. Der  Fachinhaber  hat  kein  vertragUches  Rück- 
trittsrecht, das  gesetzliche  nur,  wenn  er  einen  wich- 
tigen Grund  nachweist.  Hingegen  kann  er  faktisch 
das  Vertragsverhältnis  jederzeit  auflösen,  indem  er 
den  Fachinhalt  herausnimmt  und  die  Schlüssel, 
eventuell  auch  die  Legitimationskarte^)  der  Bank 
zurückschickt.  Darin  liegt  nach  unserer  Meinung 
eine  deutliche  Erklärung,  dass  der  Deponent  das 
Vertragsverhältnis  aufgelöst  habe,  es  wäre  denn,  dass 
er  sich  in  einem  Begleitschreiben  gegen  eine  solche 
Auffassung  verwahrte.  Tut  er  dies  nicht,  oder  erst 
später  und  verlangt  etwa  die  Schlüssel  zurück,  so 
wird  die  Bank  ihm  erklären,  dass  das  frühere 
Schrankfachverhältnis  beendet  ist  und  dass  somit  die 
•darauf  basierten  Rechte  und  Pflichten  aufgehört 
haben  zu  existieren^).  Von  dem  meistens  zum 
Voraus  zu  zahlenden  Entgelte  erhält  der  Fachinhaber, 
im  Falle  er  das  Vertragsverhältnis  einseitig  auflöst, 
nichts  zurück,  so  dass  seine  Leistung  gewisser- 
oiassen  bis  Ende  der  Vertragszeit  fortdauert"^), 
während  die  Bank  doch  von  iliren  Pflichten  ent- 
bunden ist. 

^)  Vielleicht  hat  die  Bank  ein  Retentions-  oder  Pfandrecht 
•am  Schrankfachgute,  so  dass  es  wider  ihr  eigenes  Interesse  wäre, 
•den  Fachinhalt  aus  ihren  Händen  zu  geben,  bevor  ihre,  durch 
denselben  gedeckten  Forderungen  getilgt  oder  sichergestellt  sind. 

^)  hl  erster  Linie  kommen  die  Schlüssel  in  Betracht,  ob 
die  Legitimationskarte  dabei  ist  oder  nicht,  ist  gleichgültig. 

^)  Wenn  der  Fachinhalt  noch  nicht  aus  dem  Schrankfache 
herausgenommen  ist,  so  würden  wir  der  Zurücksendung  der 
Schlüssel  oder  der  Legitimationskarte  an  die  Bank  überhaupt 
aiicht  die  erwähnte  Bedeutung  beimessen. 

^)  Es  resultiert  also  ein  Plus  der  Leistung  auf  Seite  des 
Deponenten,  worin  gleichsam  eine  Strafe  für  die  vorzeitige,  ein- 
:seitige  Auflösung  des  Vertragsverhältnisses  liegt. 
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II.  Abschnitt. 

Die  Stelln-ng"  dei?  Vertrag*®-» 
Parteien. 


Einleitende  Bemerkungen. 

Die  Rechte  und  Pflichten  der  Parteien  bestim^ 
men  sich  nach  dem  einzelnen  Schrankfachvertrage 
in  dessen  allfäUige  Lückcm  das  Gesetz^)  eintritt. 
Einseitige  Anordnungen  einer  Partei  haben  für  die 
andere  keine  bindende  Wirkung  und  sind  juristisch 
nur  in  soweit  erhebUcb,  als  sie  möglicher  Weise 
Grund  zur  Aufhebung  des  Vertrages  abgeben  können. 

Was  die  Methode  unserer  Darstellung  anbe- 
trifft, so  könnten  wir  zuerst  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Bank  erörtern,  um  ilmen  dann  die  des  Depo- 
nenten folgen  zu  lassen.  Allein  dabei  würden  die 
letzteren  bei  der  Behandlung  der  ersteren  in  deren 
Darstellung  als  ihrem  Spiegelbild  vor  uns  Revue 
passieren,  so  dass  eine  nachfolgende  spezielle  De- 
monstration derselben  weder  interessant  noch  über- 
haupt am  Platze  wäre.  Wir  ziehen  es  daher  vor^ 
den  Stoff"  nicht  nach  den  Subjekten,  sondern  nach 
den  Objekten  zu  ordnen  und  so  zuerst  den  wich- 
tigsten Punkt,  die  Rechte  und  Pflichten  beider  Par- 
teien bei  der  Aufbewahrung  folgen  zu  lassen. 

Siehe  oben  S.  56  ff. 

0.  R.  475  ff.    B.  G.  B.  688  ff.  für  das  Nebenverhältnis 
der  Miete  0.  R.  274  ff.  B.  G.  B.  535  ff. 
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§  8. 

Die  Aufbewahrung. 

Die  Aufbewahrung  ist  der  eigentliche  wirtschaft- 
liche Zweck  des  Schrankfachgeschäftes ;  in  ihr  sind 
daher  die  wichtigsten  Rechte  und  Pflichten  der 
Parteien  verkörpert. 

Vor  allem  beziehen  sie  sich  auf  die  custodia^ 
die  c( Bewachung  und  Sicherung»  der  Depots.  Es 
muss  darauf  von  Seite  der  Bank  eine  gewisse  Sorg- 
falt verwendet  werden.  Im  gemeinen  Rechte  präs- 
tierte der  Depositar  nur  dolus  und  culpa  lata;  nur 
ausnahmsweise  hatte  er  für  omnis  culpa  einzu- 
stehen^). Aüein  mit  der  Einführung  des  Entgeltes 
begann  eine  andere  Entwicklung,  welche  in  den 
neuern  Gesetzgebungen  ihren  Abschluss  gefunden 
hat  -).  Sowohl  0.  R.  als  B.  G.  B.  verlangen  vom  De- 
positar, dass  er  für  alles  Verschulden  einstehe,  und 
nur  bei  Unentgeltlichkeit  wird  von  dieser  Regel 
eine  Ausnalime  gemacht.  Nur  der  Gode^)  verlangt 
noch  diligentia  quam  suis,  was  mit  der  Unentgelt- 
lichkeit des  Depots  im  französischen  Picchte  im  Zu- 
sammenhang steht. 

Wer  nun  für  summa  diligentia  haftet,  wie  die 
Bank  im  Schrankfachvertrage,  der  ist  verpflichtet 
zum  Ersätze  eines  Schadens,  welcher  durch  ab- 
wendbaren Zufall  entstanden  ist,  nicht  aber^),  wenn 

^)  Vergl.  Pandekten  von  Dernburg  II.  §  92;  Windscheid  II. 

§  378. 

-)  B.  G.  B.  276 ;  690  0.  B.  477 ;  Buchka  a.  a.  0.  S.  128  ff. 
Krückmann,  Institutionen  des  B.  G.  B.  1898  S.  95. 
§  1927;  1928. 
^)  B.  Slg.  XXII  1352. 
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der  Schade  durch  vis  maior  hervorgerufen  war^). 
Nach  heute  herrschender  Ansicht  bezeichnet  man 
als  solche  die  Zufälle,  welche  trotz  Anwendung  jeder 
überhaupt  möglichen  Sorgfalt  nicht  abgewendet  wer- 
den können.  Dabei  wird  verlangt,  dass  man  mo- 
derne, speziell  technische  Einrichtungen,  welche 
einem  zu  Gebote  stehen,  nicht  unbenutzt  lasse. 
Wenn  nun  eine  Stahlkammer  so  angelegt  ist,  wie 
wir  sie  geschildert  haben,  so  darf  man  wohl  be- 
haupten, dass  überhaupt  alles  Menschenmögliche 
geschehen  sei,  um  Gefahren  abzuwenden.  Die  Fach- 
leute bezeichnen  solche  Schatzkammern  ja  auch  als 
dieb-  und  feuersicher,  und  im  einzelnen  Falle  ist 
der  Richter  auf  ihr  Gutachten  angewiesen.  Eine  Ab- 
wendung des  durch  vis  maior  verursachten  Scha- 
dens geht  über  unser  gegenwärtiges  menschhches 
Können.  Vor  allem  nennen  wir  hier  das  Erdbeben 
oder  ähnliche  vulkanische  Erscheinungen,  dann 
Ueberschwemmungen  und  Sprengstoffwirkungen. 
Bei  den  letzteren  beiden  Gefahren  lassen  sich  je- 
doch auch  Fälle  denken,  bei  denen  sie  bei  weniger 
mächtigem  Auftreten  hätten  abgewendet  werden 
können. 

Die  Gegenstände,  welche  in  die  Stahlkammern 
gebracht  sind,  treten  in  ihre  wirtschafthchen  Be- 
dingungen ein.  Deponent  will  seine  Sachen  in  ab- 
solute, d.  h.  die  denkbar  grösstmögliche  Sicherheit 
hingen  und  mietet  deshalb  in  der  Stahlkammer  ein 
Schrankfach^  um  darin  deponieren  zu  können.  Die 


^)  Eine  Pflicht  des  Depositars,  die  liinterlegten  Saclien  zu 
versichern,  ist  nicht  zu  präsumieren  (Scherrer  a.  a.  0.  S.  966) ; 
dadurch  wird  überhaupt  nicht  eine  Gefahr  als  solche  abzu- 
wenden, sondern  nur  ihre  Folgen  nicht  fühlbar  zu  machen  ge- 
sucht. 
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Bank  erklärt  sicli  damit  einverstanden,  und  nun  be- 
stimmt sich  ihre  Sorgfalt  nach  der  wirtschaftlichen 
Beschaffeiiheit  des  Ortes,  wo  nach  übereinstimmen- 
dem Parteiwillen  hinterlegt  wird.  Diese  Oertlichkeit 
ist  ausgezeichnet  durch  die  grösstmögUche  Sicher- 
heit; folglich  verpflichtet  sich  die  Bank  zu  grösst- 
möglicher  Sorgfalt,  zu  summa  diligentia,  d.  h.  in 
unserem  Falle  wird  das  gesetzliche  Mass  der 
Diligenz  durch  die  Natur  der  Oertlichkeit 
nicht  gemindert.  Aus  unseren  Ausführungen 
erhellt  auch,  dass  die  Bank  nicht  haftet  für  einen 
Schaden,  welcher  durch  die  Stahlkammeranlage  als 
solche  nicht  konnte  abgewendet  werden  (vis  maior). 
Wir  kommen  auf  zwei  verschiedenen  Wegen  zum 
gleichen  Ergebnis. 

Entstellt  z.  B.  bei  einem  Brande,  wenn  dieser 
auch  der  Bank  selbst  zur  Last  zu  legen  wäre^), 
oder  durch  Diebstahl  ein  Schaden,  so  ist  die  Bank, 
wenn  dieser  trotz  der  von  Fachmännern  als 
dieb-  und  feuersicher  bezeichneten  Ein- 
richtung entstanden  ist,  von  jeglicher  Haftung  — 
soweit  diese  durch  den  Schrankfach  vertrag  be- 
gründet ist  —  freizusprechen,  nicht  aber,  wenn  er 
trotz  der  Unterhaltung  oder  Bewachung 
der  Anlage  hervorgebracht  wurde,  welche 
hätten  besser  sein  können.  Denn  in  einem 
solchen  Falle  liegt  ein,  wenn  auch  noch  so  kleines, 
Verschulden  von  Seite  der  Bank  oder  ihrer  Beamten 
Tor.  Hierher  würden  z.  B.  fallen  folgende  Tatbe- 
stände: die  Mauern,  Boden  und  Decke  w^urden  zu 
lange  Zeit  nicht  kontrolliert.  Die  Kontrolle  am  Ein- 


^)  Man  denke  an  die  Unvorsichligkeit  eines  Angestellten, 
für  den  die  Baak  verantwortlich  ist. 
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gange  war  ungenügend.  Der  Beamte,  welcher  abends 
die  Stahlkammer  schloss,  bemerkte  nicht,  dass  ja 
noch  jemand  darin  war,  der  nun  über  die  Nacht 
stiehlt  und  am  Morgen  noch  unangehalten  davon 
kommt.  Der  Bankbeamte,  dem  der  Kasten  über- 
geben war,  um  ihn  von  der  Koje  nach  dem  Fache 
zu  bringen,  passte  nicht  genügend  auf,  so  dass 
unterwegs  aus  dem  Kasten  etwas  entwendet  wurde. 
Der  Bankbeamte,  welcher  in  der  Stahlkammer  die 
Aufsicht  führt,  gibt  nicht  Acht,  so  dass  ein  Fach- 
inhaber aus  einem  ihm  nicht  gehörenden  Fache  auf 
irgend  eine  Weise  Wertsachen  herausnimmt.  Bei 
einem  Fache,  oder  gar  bei  einer  Türe  der  Stahl- 
kammer funktioniert  der  Verschluss  nicht  mehr, 
wie  es  sein  sollte,  und  die  Bank  unter] ässt  die 
nötige  Reparatur.  Wenn  eine  Koje  nicht  richtig 
sich  verschliessen  lässt,  wie  angegeben  wird,  und 
infolgedessen  dem  harmlos  darin  Sitzenden  Sachen 
entwendet  werden,  oder  wenn  die  Kursblätter^) 
nicht  richtig  erneuert  werden,  und  daraus  einem 
Fachinhaber  ein  Schaden^)  entsteht,  so  kann  die 
Bank  nicht  ohne  weiteres  behaftet  werden,  da  man 
meistens  sich  sagen  wird,  dass  das  Verschulden 
des  Inhabers  grösser  sei,  als  das  der  Bank,  er  fahr- 
lässiger gehandelt  habe  als  sie.  Allen  diesen  Tat- 
beständen liegt  eine  Unterlassung  oder  Fahr- 


^)  Sie  Jiegen  gewöhlich  im  Vorraum  auf;  wenn  die  Bank 
es  übernommen  hat,  dem  Facliinhaber  die  Benutzung  eines  Lese- 
zimmers zu  gestatten,  so  hat  sie  auch  die  Pflicht,  gewisse  passende 
Zeitungen  oder  Kursblätter  darin  aufzulegen  und  sie  richtig  zu 
erneuern. 

2)  Er  kauft  oder  verkauft  zu  teuer  oder  zu  billig  infolge  des 
nicht  erneuerten  Kurszeddels,  welcher  ja  allereings  gewöhnlich 
sein  Datum  am  Kopfe  trägt,  worauf  der  Deponent  auch  achten 
sollte. 
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lässigkeit  in  den  Vei'waltnngsliandlungen 
zu  Grande. 

Der  Natur  der  Sache  nach  übt  die  Banlv  die 
ganze  Verwahrung  durch  Angestellte  aus  und  steht 
dann  für  deren  Sorgfalt  ein^). 

Ein  etwas  anderes  Bild  bietet  die  Verwahrung 
dar,  wenn  die  gesetzliche  Haftung  der  Bank  für 
omnis  culpa  durch  Vertrag  zur  Haftung  für 
diligentia  quam  suis  vermindert  wird.  In  einem 
solchen  Falle  hat  der  Fachinhaber  den  Beweis  zu 
erbringen,  dass  die  Bank  ihre  eigenen  Sachen  besser 
behandelt  habe  als  die  seinen,  und  letztere  hat  den 
aus  dieser  schlechten  Wartung  entstandenen  Scha- 
den zu  vergüten.  Von  der  einmal  zugesagten  dili- 
gentia quam  suis  gibt  es  keine  Befreiung,  auch 
nicht  im  Falle  der  Not^),  denn  wirkhch  wäre  es 
bedenklich;  wenn  der  Depositar  zuerst  die  eigene 
Sache  retten  und  die  fremde  zu  Grunde  gehen 
lassen  dürfte. 

Nur  für  dolus  und  culpa  lata  haftet  die  Bank, 
wenn  der  Fachinhaber  infolge  Nichtbeachtung  einer 
ihm  zugestellten  Kündigung  in  Bücknahmeverzug 
kommt  Doch  wird  dieser  Fall  beim  Schrankfache 
nur  selten  vorkommen,  weil,  wenn  die  Voraus- 
setzungen des  Verzuges  des  Fachinhabers  vorliegen, 
die  Bank  regelmässig  das  Fach  öffnen  und  dessen 
Inhalt  herausnehmen  wird. 

Die  Aufbewahrung  hat  unter  dem  Siegel  der 
strengsten  Verschw^iegenheit  zu  erfolgen. 

^)  Wenn  nun  ein  Beamter  z.  B.  selbst  stiehlt,  so  hat  der 
Deponent  die  Wahl,  ob  er  die  Bank  für  die  unterlassene  Sorg- 
falt oder  die  ausser  Vertrages  begangene  unerlaubte  Handlung 
des  Beamten  verhaften  will.  0.  R.  62  und  115  B.  G.  B.  831  und  278. 

2)  Motive  II.  574. 

Planck  a.  a.  0.  S.  442. 
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Wie  der  Kaufmann  seine  Geschäftsbücher  vor  den 
Augen  Dritter  zu  verbergen  sucht,  so  wih  auch  der 
Privatuiann  Unberufenen  keine  Einsicht  in  seine 
Vermögensverhältnisse  gewähren.  Die  Gründe  für 
dieses  Verhalten  sind  verschiedener  Art,  und  nament- 
lich hat  sich  bei  den  Banken  die  Gewohnheit  her- 
ausgebildet, den  Steuerbeamten  über  den  Verkehr, 
in  welchen  die  Bank  mit  ihren  Klienten  steht,  nichts 
zu  verraten.  Wenn  der  Deponent  ia  der  früheren 
Zeit  seinem  Depot  sein  Siegel  aufdrückte,  so  ge- 
schah das  nicht  nur  in  der  Absicht,  einen  allfälUgen 
Diebstahl  durch  die  Schadhaftigkeit  des  Siegels 
besser  nachweisen  zu  können,  sondern  namentlich 
auch  deshalb,  weil  er  nicht  wollte,  dass  die  Bank 
wisse,  was  oder  gar  wie  viel  er  da  in  dem  Gouvert 
deponiere.  Aussen  schrieb  er  einen  Wert  darauf 
und  bezahle  demnach  seine  Vergütung  und  damit 
hatte  die  Bank  sich  zufrieden  zu  geben.  Das  Gleiche 
ist  zu  sagen  von  der  verschlossenen  Depotkassette. 
Wie  steht  es  bei  dem  Schrankfache?  Gewiss  hegt 
auch  hier  der  Fachinhaber  noch  den  Wunsch,  die 
Bank  möge  nicht  nachsehen,  was  oder  gar  wie  viel 
er  in  seinem  Fache  liegen  habe.  Doch  während 
man  beim  Gouvert  ohne  weiteres,  und  bei  der 
Kassette  etwa  durch  Schütteln  sich  leicht  über- 
zeugen konnte,  dass  nur  Wertpapiere  oder  ähnliche 
Gegenstände  hinterlegt  würden^  ist  das  beim  Schrank- 
fache nicht  mehr  der  Fall.  Wohl  wird  in  den  B.egle- 
menten  ausdrückhch  gesagt,  dass  nur  bestimmte 
Gegenstände  in  das  Fach  gelegt  werden  dürfen, 
allein  was  nützte  dies,  wenn  die  Bank  über  die 
Erfüllung  dieser  Vorschrift  keine  Kontrolle  ausüben 
könnte.  Es  muss  ihr  daher  das  P^echt  zugestanden 
werden,  nach  Belieben  von  dem  Inhalte  der 
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Fächer  Einsicht  zu  nehmen;  sie  darf  denselben 
kontrollieren,  d.  h.  nachsehen,  ob  wirklich  nur 
Wertpapiere  und  ähnliche  Gegenstände  —  im  Regle- 
mente  sind  sie  genannt  —  hinterlegt  worden  sind. 
Sie  darf  nachsehen,  ob  Briefe  im  Fache  hegen,  ob 
es  aber  Hypothekenbriefe  oder  Liebesbriefe  sind 
und  etwa  noch  was  darin  steht,  darnach  hat  sie 
nicht  zu  forschen ;  sie  darf  nachschauen,  ob  Schmuck- 
sachen in  Fache  liegen,  soll  sich  aber  nicht  darum 
kümmern,  ob  die  Diamanten  echt  oder  falsch  sind 
u.  s.  f.  Man  sieht,  wie  scharf  das  Kontrollrecht  sich 
umschreiben  lässt  und  wie  leicht  es  in  eine  Privat- 
geheimnisverletzung ^)  ausarten  kann,  und  es  ist 
eine  Aufgabe  des  feinen  Taktgefühls  im  gegebenen 
Falle  die  Grenzen  des  Kontrollrechtes  nicht  zu  über- 
schreiten. Um  jeglichem  Misstrauen  von  vornherein 
vorzubeugen,  verpflichten  sich  denn  auch  viele 
Banken,  den  Fachinhaber  zu  einer  allfällign  Kon- 
trolle zuzuziehen,  sofern  sie  das  Doppel  der  Schlüssel, 
welches  bei  ihnen  bleibt,  nicht  sogar  unter  Siegel 
des  Deponenten  haben  legen  lassen.  Und  um  jeg- 
lichen Beweis  einer  Privatgeheimnisverletzung  un- 
möglich zu  machen,  verpflichtet  sich  die  Bank  noch 
zu  strengster  Verschwiegenheit  über  die  P».esultate 
der  Kontrolle.  Die  Bank  verpflichtet  sich,  nicht  ein- 
mal verlauten  zu  lassen,  ob  jemand  Wertpapiere 
oder  Schmucksachen  oder  gar  nichts  im  Fache  liegen 
hat,  geschweige  denn,  dass  gesagt  werden  dürfte, 
welche  Wertpapiere  oder  Schmucksachen  hinterlegt 


^)  Diese  ist  begangen  in  dem  Momente,  wo  z.  B.  vom  In- 
halt eines  deponierten  Briefes  Kenntnis  genommen  wird,  nicht 
etwa  erst  dann,  wenn  das  Resultat  der  Kenntnisnahme  weiter 
mitgeteilt  wird.  Dieses  bildet  regelmässig  nur  den  Beweis  der 
Geheimnisverletzung. 
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sind  oder  was  in  einem  deponierten  Briefe  steht; 
die  Bank  soll  das  ja  selbst  nicht  wissen.  Und  so- 
bald sie  merken  lässt,  dass  sie  es  weiss,  ist  damit 
der  Beweis  erbracht,  dass  sie,  respektive  ihr  Be- 
amter^) eine  Privatgeheimnisverletzung  begangen 
hat.  Wir  sehen,  dass  die  Aufbewahrung  trotz  des 
Kontrollrechtes  unter  strengster  Verschwiegenheit 
erfolgt.  Richtiger  Weise  interpretiert  man  diese  so- 
gar so,  dass  die  Bank  nicht  einmal  sagen  darf,  ob 
jemand  ein  Schrankfach  bei  ihr  habe  oder  nicht. 
Eine  Ausnahme  davon  tritt  nur  ein  im  Falle  der  Zah- 
lungsunfähigkeit des  Schuldners,  wo  die  Bank  dem 
Betreibungsamte  das  Vorhandensein  eines  Schrank- 
faches anzuzeigen  hat. 

Was  die  Form  der  Aufbewahrung  anbetrifft, 
so  hat  diese  letztere  in  dem  vom  Deponenten  ge- 
mieteten Schrankfache  stattzufinden.  Dazu  gehören 
gewissermassermassen  als  Zubehör  die  Kabinen, 
der  Vorraum  als  Warte-  oder  Lesezimmer,  Tele- 
phon u.  s.  w. 

Was  die  hier  in  Frage  kommenden  Rechts- 
mittel anbetrifft,  so  stehen  dem  Deponenten  eine 
actio  deposüi  directa  und  der  Bank  eine  actio  depo- 
siti  contraria  zu.  Erstere  geht  auf  richtige  vertrags- 
mässige  Aufbewahrung  und  Ersatz  eines  Schadens 
soweit  derselbe  durch  Diebstahl  oder  Feuer  verur- 
sacht und  in  letzter  Linie  in  einem  vertragswidrigen 
Verhatten  der  Bank  begründet  ist.  Die  Kontrolle 
am  Eingange  der  Stahlkammer  oder  in  derselben 


^)  strafrechtlich  ist  für  Delikte  nur  der  Täter  selbst  verant- 
wortlich, nicht  die  juristische  Person,  die  zivilrechtlich  für  ihn 
einzustehen  hat.   Vgl.  Liszt,  S.  100  und  389. 

^)  Herausgabe  und  Vergütungsrecht  werden  speziell  be- 
handelt in  §§  9  und  10. 
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war  fahrlässig,  so  dass  ein  Diebstahl  vorkam,  oder 
der  Unterhalt  der  Mauern  Hess  za  wünschen  übrig, 
so  dass  durch  Feuer  Schaden  entstanden  ist 
u.  s.  f.  Im  letzten  Falle  wird  es  stets  sehr  leicht 
sein,  nachzuweisen,  dass  ein  Schaden  entstanden  ist, 
allein  der  klagende  Deponent  muss  auch  noch  die 
Grösse  des  Schadens  und  in  der  Replik  eventuell 
noch  das  schuldhafte  Verhalten  der  Bank  beweisen 
und  das  könnte  Schwierigkeiten  bereiten.  Bei  einem 
Diebstahl  kann  es  schon  Mühe  machen,  überhaupt 
darzutun,  dass  ein  solches  Verbrechen  stattgefun- 
den hat.  hl  vielen  Fällen  und  das  vorab,  wenn 
Dritte  den  Diebstahl  begangen  haben,  wird  zwar  der 
Verschluss  des  Faches  Spuren  des  Einbruchs  auf- 
weisen, so  dass  man  darin  den  gewünschten  Be- 
weis findet;  aber  oft  besitzt  die  Bank  ja  ein  Doppel 
der  Schlüssel,  so  dass  sie  das  Fach  öffnen  und 
schhessen  kann,  ohne  dass  es  der  Inhaber  nur 
ahnt.  Wenn  der  Verschluss  unversehrt  ist  und  doch 
sind  Gegenstände  aus  dem  Fache  weggekommen, 
da  fällt  nun  ein  Verdacht  auf  die  Bank  und  doch  ist  des- 
wegen noch  nicht  gesagt,  dass  sie  die  Unterschlagung 
begangen  hat^).  Der  Beweis  des  Diebstahls  muss 
in  einem  solchen  Falle  eben  auf  andere  Weise  als 
durch  Hinweis  auf  die  Beschädigung  des  Verschlusses, 
etwa  durch  Vorlegen  der  Bücher  geführt  werden. 


1)  Vergleiche  die  oben  erwähnten  Tatbestände.  S.  73  und  74. 
Geyer,  Grundriss. 

^)  Einen  Diebstahl  im  technischen  Sinne  kann  die  Bank 
nicht  begehen,  da  sie  das  Depot  ja  in  ihrem  Gewahrsam  hat. 
Nach  röm.  Recht  war  Angreifen  versiegelten  Geldes  crimen  furti 
(1.  29  pr.  DXVI  3  Nemtetel  a.  a.  0.  S.  4) ;  doch  nach  modernem 
Recht  läge  hier  der  Tatbestand  der  Unterschlagung  vor  R.  St. 
G.  B.  §  246  ff. ;  dazu  R.  G.  in  Strafsachen  XVII  59 ;  Geyer,  Grund- 
riss II  S.  51. 
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Wir  sehen,  dass  schon  der  blosse  Nachweis  eines- 
Diebstahls,  ganz  abgesehen  von  dessen  Grösse,  be- 
deutende Schwierigkeiten  bereiten  kann.  Der  Depo- 
nent wird  in  der  Regel  besser  tun  mit  der  Zivil- 
klage aus  dem  Vertrage  gegen  die  Bank  vorzugehen 
als  mit  einer  Strafklage,  wo  zu  dem  sonst  schon 
schwierigen  Beweis  des  Diebstahls  auch  noch  der 
der  Täterschaft  treten  würde  Beim  früheren  Depot 
war  ein  Wert  aufgeschrieben,  für  welchen  die  Bank 
einen  Empfangschein  ausstellte.  Ging  das  Depot 
ganz  verloren,  so  hatte  sie  einfach  gegen  Ueber- 
gabe  der  ausgestellten  Quittung  den  deklarierten 
Wert  zu  ersetzen.  Die  Sache  war  sehr  einfach: 
dass  nur  gewisse  Sachen  aus  einem  Gouvert  ent-^ 
wendet  wurden,  ohne  dass  man  etwas  bemerkte^ 
war  nicht  möglich,  da  ein  Siegel  sich  eben  nie  ganz, 
mikroskopisch  genau  nachmachen  lässt;  leichter  ist  es, 
einen  Verschluss  zu  öffnen  und  zu  schliessen,  ohne 
dass  man  Spuren  davon  bemerkt. 

Als  dann  die  Depotkassette  eingeführt  wurde^ 
komplizierte  sich  der  Nachweis  eines  Diebstahls 
schon  mehr,  und  nun  beim  Schrankfach e  ist  der 
Nachweis  geradezu  unmöglich  geworden,  soweit  er 
wenigstens  nur  durch  Schadhaftigkeit  des  Ver- 
schlusses geführt  werden  soll.  Während  früher  bei 
einem  Diebstalil  regelmässig  das  Gouvert  oder  die 
Kassette  mit  dem  Inhalt  verschwanden  und  Dieb- 
stähle eines  blossen  Teis  des  Inhalts  selten  waren, 
so  muss  beim  Schrankfache  das  Umgekehrte  ange- 
nommen werden,  denn  ganz  w egnehmen  kann 
man  dasselbe  ja  meistens  gar  nicht.  Und  nun 
sind  diese  Diebstähle  eines  blossen  Teiles  der  hinter- 


')  Motive  II.  573  G.  P.  0.  261  2. 
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legteil  Wertsachen  für  den  Beweis  von  jeher  die 
schwierigsten  gewesen.  Eine  Aufschrift  des  Wertes 
auf  das  Depot  hat  bei  einem  solchen  teilweisen 
Diebstahl  nur  die  Wirkung:  Der  Deponent  beweist, 
dass  aus  seinem  Gouvert  oder  seiner  Kassette  Ge- 
genstände weggekommen  sind  und  verlangt  den 
vollen  angegebenen  Wert  des  Depots,  worauf  die 
Bank  durch  den  Nachweis,  dass  ja  nocli  gewisse 
W^erte  im  Gouvert  verblieben  sind,  die  verlangte 
Summe  zu  reduzieren  sucht.  Dieser  Beweis  der 
Bank  ist  auch  nicht  leicht;  denn  sie  muss  ja  dem 
Deponenten  das  Depot  erst  übergeben,  bevor  er 
nachsehen  kann,  ob  etwas  darin  fehlt,  und  wenn  er 
das  kann,  das  Depot  also  ofTen  vor  sich  liegen  hat, 
so  könnte  er  ja  auch  Werte  selbst  herausnehmen 
und  dann  behaupten,  diese  hätten  ebenfalls  schon 
bei  der  Uebergabe  gefehlt.  Der  Deponent,  welcher 
vielleicht,  um  ein  kleineres  Entgelt  zahlen  zu  müssen, 
den  Wert  nicht  voll  deklariert  hat,  beteuert  durch 
Eid  (wo  der  Manifestationseid  noch  besteht),  dass  ihm 
die  und  die  Summe  gestohlen  woi'den  sei.  Schhess- 
lich  könnte  es  auf  diese  W^eise  vorkommen,  dass  in 
einem  Gouvert,  aus  dem  sichtbar  Werte  gestohlen 
worden  sind,  noch  Werte  vorhanden  sind,  welche 
den  auf  dem  Gouvert  angegebenen  Wert  übersteigen. 
Wie  hier?  Die  Bank  hat  so  viel  zu  vergüten,  als  in 
einem  sichtbar  erbrochenen  Gouvert  weniger  ist 
als  der  deklarierte  Wert  anzeigt,  also  im  letzteren 
Falle  gar  nichts.  Dem  Deponenten  ist  durch  die  De- 
klaration also  unter  Umständen  sehr  wenig  gedient 
und  der  Bank  ladet  sie  bei  solchen  teilweisen  Be- 
schädigungen nur  eine  oft  schwierige  Beweislast 
auf.  Den  Beweis  vereinfacht  die  Deklaration  nur, 
wenn  ein  Diebstahl  des  ganzen  Depots  vorliegt,  und  da 

Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Greschäft.  6 
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solche  beim  Schraiikfache  eine  Seltenheit  sind  und 
die  bloss  teilweisen  Diebstähle  die  Regel  bilden 
werden,  so  ist  man  beim  Schrankfachgeschäfte  auch 
von  der  Deklaration  abgekommen. 

Der  Deponent  hat  nicht  erst  den  Diebstahl  und 
den  deklarierten  Wert  zu  beweisen  und  dann  die 
Bank  darzutun,  dass  noch  eine  bestimmte  Summe 
vorhanden  war,  sondern  gleich  von  Anfang  an  hat 
Deponent  nachzuweisen,  dass  ihm  die  und  die  Werte 
gestohlen  w^orden  sind.  Die  sehr  schwierige  Frage 
löst  sich  nach  und  nach  ganz  einfach  und  die  Natur 
des  Fachinhaltes  sorgt  in  der  Regel  dafür,  dass  ein 
Deponent  nicht  fälschlicherweise  behaupten  kann, 
es  seien  ihm  bestimmte  Titel  gestohlen  worden. 
Gewöhnlich  kommen  ja  Wertpapiere  in  Frage  und 
solche  werden  im  Falle,  dass  sie  gestohlen  werden 
oder  verloren  gehen,  zur  Amortisation  ausgeschrieben. 
Ein  rechtmässiger  Besitzer  wird  sich  da  schon 
melden,  so  dass  das  unlautere  Gebahren  des  Fach- 
inhabers an  den  Tag  käme.  Und  meldet  sich  nie- 
mand, so  wird  der  Wert  amortisiert,  so  dass  schliess- 
lich die  Bank  nicht  einmal  zu  grossem  Verluste 
kommt  und  nur  die  Amortisationskosten  zu  bezahlen 
hat.  Bei  Schmucksachen  ist  es  ähnlich,  nur  Geld 
bietet  in  dieser  Hinsicht  grössere  Schwierigkeiten. 
Doch  es  bildet  schon  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
nur  einen  kleinen  Teil  des  Schrankfachinhaltes 
Wenn  die  Banken  beim  gewöhnlichen  Depot  Wert- 
deklaration verlangen,  so  ist  das  dispositives  Recht, 
aber  Erfordernis  (essentiale  oder  naturale)  des 
Depots  ist  das  nicht.  Man  kann  z.  B.  ein  Pferd  in 
Verwahrung  geben,  ohne  dessen  Wert  anzugeben. 
Wenn  der  Depositar  es  annimmt,  ohne  zuvor  sich 

Vgl.  S.  58  und  59. 
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genau  nach  dem  Werte  zu  erkundigen,  so  ist  das 
seine  Sache.  Wenn  das  Pferd  infolge  schuldhaften 
Verhaltens  des  Depositars  umsteht,  so  hat  er  den 
wahren  Wert  desselben  zu  vergüten,  ob  er  ihn 
nun  gekannt  habe  oder  nicht^).  Auch  der  Wirt  ist 
als  Depositar  für  die  Sachen  des  Gastes  verant- 
wortlich, ohne  dass  ihm  deren  Wert  vorerst  an- 
gezeigt ist. 

Ausser  auf  Schadenersatz  geht  die  actio  depositi 
clirecta  namentlich  auf  Herausgabe-)  des  Depots. 
Dabei  hat  der  Deponent  ein  Recht  auf  Benutzung 
des  vorhandenen  Komforts  (Kabinen,  Lesezimmer 
u.  s.  w.),  welches  er  ebenfalls  mit  der  actio  depositi 
directa  geltend  machen  kann,  sofern  wir  diesen 
römisch -rechtlichen  Ausdruck  für  die  moderne 
Klage  des  Deponenten  aus  dem  Schrank  fach  vertrage 
verwenden  wollen. 

Auf  der  Seite  der  Bank  entspricht  ihr  die  actio 
depositi  contraria  als  die  Klage  der  Bank  aus  dem 
Schrankfach  vertrage.  Sie  geht  auf  Ersatz  eines  durch 
den  Deponenten  oder  durch  die  von  ihm  ins  Fach 
gelegten  Saclien  verursachten  Schadens.  Hier  wäre 
z.  B.  zu  denken  an  das  Verlieren  eines  Schlüssels, 
Beschädigung  an  den  Kabinen,  am  Mobiliar  des 
Lesezimmers  u.  s.  w.  oder  an  den  Fall,  wo  ein  Ex- 
plosion sstofT,  der  sich  dann  entzündet^),  ins  Fach  ge- 

^)  Es  wird  zwar  mit  Recht  behauptet,  die  bona  fides  verlange, 
dass  man  den  Depositar  auf  den  hohen  Wert  eines  scheinbar 
nicht  so  teuern  Objektes  aufmerksam  mache,  doch  für  ein 
Schrankfachdepot  ist  dieser  Gesichtspunkt  bedeutungslos. 

2)  Wir  behandeln  diese  speziell  in  §  10. 

Dabei  braucht  man  nicht  gleich  an  eine  Höllenmaschine 
7M  denken,  es  kann  sich  z.  B.  um  einen  kostbaren  geladenen 
Revolver  oder  eine  Pistole  handeln.  Wenn  das  Schrankfach 
durch  Feuer  erhitzt  wird,  können  die  geladenen  Patronen  explo- 
dieren und  Schaden  anrichten. 
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legt  wird,  oder  ein  l^ostbares  Parfumfläsclichen,  das 
sich  zufällig  entleert  und  die  Luft  in  dem  ganzen 
Schranke  verpestet  u.  a.  m.  Die  Bank  müsste  auch 
mit  der  actio  depositi  contraria  vom  Deponenten  ver- 
langen, dass  er  z.  ß.  Sachen,  welche  nicht  ins  Fach 
gelegt  werden  dürfen,  herausnehme,  dass  er  sich 
beim  Eintritt  ordentlich  ausweise  und  im  Lesezimmer 
sich  den  bestehenden  Ordnungsvorschriften  unter- 
ziehe. Namentlich  aber  macht  sie  mit  dieser  Klage 
ihr  R.echt  auf  die  Vergütung  geltend. 


§  9. 

Das  Entgelt. 

Für  die  Aufbewahrung  und  die  übrigen  mit  dem 
Schrankfachverhältnisse  verbundenen  Annehmlich- 
keiten wird  eine  Vergütung  bezahlt.  Während  beim 
gewöhnlichen  Verwahrungsvertrage  der  Depositar 
vorzuleisten  hat^),  so  wird  die  Bank  beim  Schrank^ 
fachvertrage  durch  Vertrag  durchweg  nur  zur  Nach- 
leistung  verpflichtet,  d.  h.  Deponent  hat,  wie  ein 
Versicherungsnehmer  die  Prämie,  das  Entgelt,  voraus 
zu  zahlen.  Seine  Leistung  bezieht  sich  immer  auf 
gewisse  Zeit  und  ist  am  ersten  Tage  derselben  fällig.. 

Nun  wäre  es  wohl  interessant  zu  vernehmen, 
ob  eine  Versicherung  der  Wertgegenstände  billiger 
oder  teurer  wäre  als  die  Schrankfachgebühr '^).  Da 

0  Planck,  ä.  a.  0.  S.  443. 

2)  Prospekte  der  Versicherungsgesellschaften  «  Helvetia  »  in 
St.  Gallen;  «Zürich»  in  Zürich:  «Kölnische  Unfallversicherungs- 
gesellschaft)) in  Köln;  «Schweiz.  National versicherungsgesell^ 
Schaft))  in  Basel;  «Union  Suisso)  in  Genf. 
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müssen  wir  nun  zunächst  bemerken,  dass  Ver- 
sicherungs-  und  Schrankfachgeschäft  gerade  hin- 
sichtlich des  Entgeltes  absolut  nichts  miteinander 
gemein  haben.  Beim  Versiclierungsgeschäfte  frägt 
man  nach  dem  Wert  der  Sache  und  der  Ver- 
sicherungsnehmer muss  angeben,  was  und  wieviel 
er  versichern  lassen  will.  Je  nach  der  Sache,  nach 
deren  Eigentümer^),  nach  deren  Verschluss  (feuer- 
fester Schrank  oder  gewöhnlicher  Verschluss),  je 
nach  dem  Hause,  worin  die  Sache  sich  befindet,  ist 
die  Prämie  verschieden.  Dazu  kommt  dann  noch, 
dass  Versicherung  gegen  Einbruch  und  P'euer  nicht 
miteinander  verbunden  sind,  wie  beim  Schrankfach- 
geschäfte, sondern  für  jede  eine  Extraprämie  bezahlt 
werden  muss.  Bares  Geld  und  W^ertpapiere 
können  gar  nicht  gegen  Feuer  versichert 
werden.  Selbst  bei  den  Einbruchsversicherungen 
bestehen  Einschränkungen,  indem  bares  Geld,  welches 
nicht  in  einbruchsicheren  Schränken  liegt,  gar  nicht 
in  die  Versicherung  aufgenommen  wird,  sobald  der 
Gesamtwert  3000  Fr.  übersteigt.  Die  Prämie  beträgt 
4 — 5^00^),  wenn  die  übrigen  Gegenstände  des  Ver- 
sicherungsnehmers auch  versichert  sind.  Wenn  er 
Geld  und  Wertpapiere  allein  will  versichern  lassen, 
so  ist  die  Prämie  entsprechend  höijer  und  steigt 
bis  auf  87oo,  hat  er  aber  bares  Geld  und  Wert- 
papiere im  Gesamtwerte  von  über  3000  Fr.,  so  kann 
er  sie  entweder  nicht  vollständig  versichern,  oder 
er  muss  sie  in  einen  feuerfesten  Schrank  legen. 


^)  Kaufmann  oder  Privatmann. 

-)  Nach  der  Geschäftsordnung  der  Reichsbank  über  ver- 
schlossene Depots  beträgt  die  Versicherungsgebühr  für  jedes 
angefangene  Tausend  des  über  5000  Mark  hinaus  angegebenen 
Mehrwertes  25  Pfennig  für  das  Jahr. 
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In  solchen  ist  die  Versicherang  unbeschränkt  und 
es  beträgt  die  Prämie  durchschnitthch  0,6  7oo;  bei 
Banken,  Fabriken,  Kaufleuten  u.  s.  w.  ist  sie  noch 
etwas  höher  als  bei  Privaten  Das  Prinzip  ist  also 
bei  der  Versicherung  ein  ganz  anderes  als  beim 
Schrankfachvertrag,  dessen  Entgelt  mehr  den  Cha- 
rakter einer  modernen  Einheitstaxe  trägt.  Für  die 
Aufbewahrung  in  einem  gewissen  Behälter  wird  eine 
gewisse  Taxe  bezahlt,  ob  nun  bares  Geld  oder 
Schmucksachen,  welche  bei  kleinerem  Wert  viel 
Platz  versperren,  oder  umgekehrt  ein  einfacher 
Check,  auf  Hunderttausende  lautend,  hineingelegt 
werde. 

Die  Grösse  der  Vergütung  ist  verschieden 
je  nach  den  Dimensionen  des  Faches,  der  Dauer 
des  Vertrages  und  des  Komforts  der  ganzen  Ein« 
richtung^).  Allgemein  wird  bei  Benutzung  mehrerer 
Schrankfächer  auf  der  A^ergütung  eine  Ermässigung 
gewährt. 

Das  Recht  auf  die  Vergütung  erfährt  nun  aber  - 
gewisse  Einschränkungen.  Bei  der  gewöhn- 
lichen Verwahrung  setzt  das  Gesetz  fest,  dass,  wenn 
das  Vertragsverhältnis  vor  der  Zeit  z.  B.  durch  Brand 
aufgelöst  wird,  von  einem  im  voraus  bezahlten  Ent- 
gelt ein  ensprechender  Teil  zurückbezahlt  werden 
müsse  für  die  Zeit,  wo  nun  der  Depositar  seiner 

Ä.  Manes,  Die  Diebstahlsversicherung  Berlin  1899. 
-)  Zur  Erläuterung  führen  wir  eine  Tarif tabelle  an,  welche 
sich  als  Durchschnitt  der  uns  zugegangenen  Reglemente  darstellt. 


Höhe 

Breite 

Tiefe 

1  Jahi' 

Vs  Jahr 

V. 

Jahr 

1  Monat 

12  cm 

25  cm 

45  cm 

Fr.  18.  — 

Fr.  10.  ~ 

Fr. 

6.— 

Fr.  4.— 

15  )) 

25  » 

45  )) 

■>■>  25.— 

))  15.— 

•>) 

8.- 

»    5.  — 

20  » 

25  » 

45  )) 

»  30.— 

))  20.— 

>) 

10.— 

))    6.  — 

30  » 

25  » 

45  )) 

^>  45.— 

»  25.— 

)) 

15.— 

))  8.— 

40  » 

50  » 

45  » 

)>  65.— 

))  35.— 
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.)  10.— 

50  » 

50  » 

45  )) 

.)  90.— 

))  50.— 

1) 

25.— 

.)  12.— 
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Pflichten  überhoben  ist^).  Dasselbe  ist  beim  Schrank- 
fache zu  präsumieren,  zumal  da  die  Bank  in  einem 
ähnlichen  Falle  sich  durch  Vertrag  regehnässig  zur 
Rückerstattung  verpflichtet.  Beim  Schrankfache  sind 
es  nämhch  aiicht  so  sehr  Brand,  Ueberschwemmung 
oder  dergleichen  Naturereignisse,  welche  zu  einer 
plötzlichen  Aufhebung  des  Vertragsverhältnisses 
führen  können,  als  die  Kündigung'^)  von  Seite  der 
Bank.  Und  da  findet  sie  denn  doch  selbst,  dass  es, 
wenn  sie  den  Deponenten  vielleicht  wenige  Tage, 
nachdem  er  das  Entgelt  für  das  ganze  Jahr  bezahlt 
hat,  veranlasst  das  Fach  zu  räumen,  doppelt  un- 
gerecht wäre,  obendrein  nun  doch  die  Vergütung 
für  das  ganze  Jahr  zu  behalten.  Noblesse  oblige, 
sie  verpflichtet  sich,  einen  verhältnissmässigen  Be- 
trag zurückzugeben. 


§  10. 

Das  Hineinlegen  und  Herausnehmen  von 
Sachen  in  das  und  aus  dem  Schrankfache 

erscheint  in  der  Hauptsache  als  eine  Pflicht  der 
Bank  und  als  ein  Becht  der  Deponenten.  Allein 
als  solches  erfährt  es  zunächst  gewisse  Einschrän- 
kungen; diese  sind  aber  bloss  formeller  Natur 

Der  Fachinhaber  ist  in  der  Ausübung  seines 
Rechtes  an  die  bestimmten  Geschäftsstunden  ge- 

0  R.  G.  VIII  373 ;  B.  G.  B.  699,2  Oertmami,  Das  Recht  der 
Schuldverhältnisse,  Berlhi  1899  S.  432. 
-)  Siehe  oben  S.  67. 

^)  Ueber  die  Form  im  allgemeinen;  Kohn  in  Endemanns 
Handb.  III.  S.  430,  Nr.  9  H.  G.  B.  358. 
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blinden.  Gewöhnlich  werden  dieselben  nicht  im 
Vertrage  selbst  festgesetzt,  sondern  in  einem  Reg- 
lemente,  auf  welches  derselbe  verweist.  Es  wird, 
wie  dasjenige  über  Benutzung  des  Lesezimmers,  des 
Vorraumes  u.  s.  f.  in  der  Regel  einseitig  von  der 
Bank  aufgestellt  und  kann  infolgedessen  auch  von 
ihr  allein,  ohne  Anfrage  an  den  Fachinhaber,  ab- 
geändert werden.  Allein,  auch  wenn  die  Geschäfts- 
stunden im  Vertrage  fixiert  sind,  so  müsste  man 
doch  annehmen,  dass  aus  wichtigen  Gründen  die 
Bank  sie  ohne  weiteres  verlegen  dürfe Fehlen 
solche  Gründe,  so  ist  das  Stillschweigen  des  Fach- 
inhabers als  Einverständnis  auszulegen.  Aehnlich 
verhält  es  sich  mit  den  übrigen  Formalitäten ;  auch 
hier  darf  ein  Stillschweigen  der  andern  Partei  im 
Zweifel  als  Einverständnis  aufgefasst  werden.  Die 
Vorweisung  der  Erkennungskarte,  das  Nennen  des 
Passwortes  und  eventuell  die  Eintragung  der  Unter- 
schrift in  die  Frequenzhste  hat  am  Eingang  in  den 
Vorraum  oder  in  die  Stahlkammer  oder,  wo  das 
Schrankfachsystem  noch  nicht  so  weit  entwickelt 
ist,  am  Kassenschalter  zu  erfolgen^).  In  der  Stahl- 
kammer hat  der  Fachinhaber  sich  über  den  Besitz 
des  richtigen  Schlüssels  auszuweisen. 

Wenn  der  Deponent  nun  aber  k r a n k  oder 
gestorben  ist,  wie  muss  da  verfahren  werden? 
In  solchen  und  ähnhchen  Fällen  gestatten  die  Banken 
durchweg,  dass  ein  Bevollmächtigter^)  ernannt 


') '  Weyl,  a.  a.  0.  S.  476. 

-)  Es  ist  dies  gewissermassen  noch  ein  Rest  des  frülieren 
Depots,  dessen  Verkehr  ja  ausschliesslich  am  Kassenschalter 
stattfand. 

^)  Die  Vollmacht  kann  eine  spezielle  oder  eine  generelle 
sein,  letzteres  namentlich,  wenn  eine  Firma  Fachinhaberin  ist. 


—    89  ~ 


werde,  und  verabreichen  meistens  liiefür  gedruckte 
Formulare^).  Der  Bevoll mäciitigte  iiat  die  Legi- 
tiniationskarte  des  Vollmachtgebers  mit  der  Voll- 
machtsurkunde  vorzuzeigen,  das  Schlüsselwort  zu 
nennen  und  in  der  Stahlkammer  sich  über  den  Besitz 
der  richtigen  Schlüssel  zu  legitimiereii.  In  welchem 
Rechtsverhältnisse  Bevollmächtigter  und  Vollmacht- 
geber zu  einander  stehen,  geht  die  Bank  nichts  an, 
wenn  sie  im  übrigen  im  guten  Glauben  ist,  so  hat 
sie  nur  formal  die  Legitimation  zu  prüfen. 

Wenn  der  Deponent  gestorben  ist,  so  hat  er  viel- 
leicht das  Passwort  niemandem  genannt,  und  die 
Erben  bringen  es  nicht  zu  Stande,  selbst  einen  Be- 
vollmächtigten zu  ernennen;  wie  gestaltet  sich  da 
die  Sache'?  Alle  Erben,  welche  gesetzlich  als  solche 
legitimiert  sind,  zugleich  über  das  Fach  herfallen 
zu  lassen,  geht  nicht  wohl,  selbst  zu  öffnen  und  die 
Papiere  herauszunehmen,  widerspricht  der  Pflicht 
der  Bank,  sich  nicht  einzumischen^).  Entweder 
muss  sie  auf  irgend  eine  Weise  die  Erben  zur  Er- 
nennung eines  Bevollmächtigten  zu  vermögen  suchen, 
ober  sie  lässt  durch  den  Vertrag  für  den  Todesfall 
des  Fachinhabers  sich  selbst  diese  Stellung  ein- 
räumen, oder  endlich  sie  kündigt  und  erhält  dann 
in  kürzester  Zeit,  vielleicht  noch  ehe  die  Erben  sich 
einigen  konnten,  ein  Oeffnungsrecht.  Eine  vierte 
Art  endlich  ist  die,  dass  die  Bank  dem  Fachinhaber 
ein  Formular  behändigt  worauf  dieser  bemerken 
soll,  wer  nach  seinem  Ableben  der  Bank  gegenüber 
bevollmächtigt  ist,  das  Fach  zu  öffnen.    Das  For- 


^)  Vergleiche  Annexe. 

-)  Vergl.  eine  Refere-Entscheidung  des  Präsidenten  des 
Tribunal  de  Nimes  vom  21.  XII  1899,  dann  oben  S.  76  fY. 
^)  Sielie  Annexe. 
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miliar  bleibt  entweder  im  Besitze  des  Deponenten 
oder  kommt  in  den  der  Bank,  welche  den  darin 
Genannten  im  gegebenen  Falle  benachrichtigt,  sofern 
er  sich  nicht  selbst  meldet. 

Daran  schliesst  sich  der  Fall  an,  wo  mehrere 
oder  e  i  n  e  F  i  r  m  a  ein  Fach  inne  haben.  Die  Bank 
kann  nach  Wunsch  die  Legitimation  auf  einen  ein- 
zelnen Vertreter  oder  auf  mehrere  ausstellen.  Im 
ersteren  Falle  ist  die  Sache  einfach  und  wie  oben; 
solange  der  Bank  nicht  ein  Entzug  der  Vollmacht 
gemeldet  ist,  so  hat  sie  den  Betreffenden  wie  einen 
Fachinhaber  anzuerkennen.  Sind  mehrere  mit  Aus- 
weisen versehen,  so  ist  im  Zweifel  jeder  Einzelne 
als  alleinberechtigt  anzusehen.  Eine  Pflicht  der 
Bank,  wie  bei  der  Sequestration,  nur  an  alle  zu- 
sammen herauszugeben,  würde  zuUnzulänghchkeiten 
führen;  man  stelle  sich  nur  das  Gedränge  vor, 
weiches  in  der  meistens  sehr  engen  kleinen  Stahl- 
kammer entstünde,  wenn  die  Bank  zehn  bis  zwanzig 
Personen  den  Eintritt  gestatten  sollte,  um  ein  Fach 
zu  öffnen.  Viele  Banken  weigern  sich  überhaupt, 
Schrankfachverträge  mit  Mehreren^  Gesellschaften 
oder  Firmen,  abzuschliessen :  Es  soll  jeder  Einzelne 
ein  Fach  mieten!  Dagegen  ist  anzunehmen,  dass 
ein  Fachinhaber  auch  fremde  Sachen  ohne  Anstand 
in  sein  Fach  legen  darf,  solange  er  nicht  speziell 
für  diese  sichere  Unterbringung  in  einem  Schrank- 
fache ein  Entgelt  bezieht  ^j.  In  einem  solchen  Falle 
würde  ein  Verstoss,  wenn  auch  nicht  gegen  das 
Aftermietverbot  selbst,  so  doch  gegen  den  darin  aus- 
gesprochenen Vertragswillen  vorliegen.    Die  Bank 

^)  Ein  Entgelt,  welches  z.  B.  für  die  Verrriögensverwaltung 
oder  ähnliche  Leistungen  bezahlt  wird,  ist  wohl  zu  unterscheiden 
von  einer  Vergütung  für  Benützung  des  Faches. 
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würde  mit  Recht  dagegen  opponieren  oder  kündigen. 
Eine  Vertragsabrede,  wonach  der  Fachinhaber  nur 
eigene  Sachen  ins  Fach  legen  darf,  dilrfte  znweit 
nach  der  andern  Seite  gehen  nnd  ist  völlig  unprak- 
tisch, da  sich  ja  die  Eigentumsverhältnisse  nur  in 
den  seltensten  Fällen  kontrolheren  lassen. 

Weitere  Schwierigkeiten  in  der  Herausgabe  ent- 
stehen durch  Konkurs  o  d  e  r  P  f  ä  n  d  u  n  g  der  einen 
oder  andern  Partei.  Für  den  Fall,  dass  der  Fach- 
inhaber gepfändet  wird,  erwähnen  wir  noch  unten, 
dass  der  Schrankfacliinlialt,  wie  die  übi'ige  Habe, 
ebenfalls  mit  Beschlag  belegt  werden  kann.  Der 
Konkursverwalter  oder  Betreibungsbeamte  erscheint 
alsdann  als  zur  Herausnahme  legitimiert.  Wird  das 
Schrankfach  aus  irgend  einem  G  runde  nicht  mit  Be- 
schlag belegt,  so  hat  die  Bank  unter  Vorbehalt  ihrer 
eigenen  Rechte  auch  an  einen  im  Konkurse  be- 
tlndlichen  Fachinhaber  zu  leisten,  so  lange  sie  von 
seinem  Konkurse  nichts  weiss.  Und  weiss  sie  davon, 
so  hat  sie,  um  der  Beihilfe  bei  der  Unterschlagung 
nicht  beschuldigt  zu  werden,  wenn  nach  ordnungs- 
gemässem Gange  der  Dinge  der  Fachinhalt  auch 
beschlagnahmt  werden  sollte^),  bei  Gericht  Anzeige 
zu  machen  und  so  einen  Arrest  zu  bewirken-).  Das 
gleiche  ist  zu  sagen,  wenn  sie  weiss-^),  dass  sich  im 
Fache  gestohlene  Sachen  befinden*).  Die  Pflicht  zur 

^)  Vielleicht  will  Deponent  dadurch  etwas  auf  die  Seite 
schaffen,  dass  er  in  aller  Stille  Werte  in  ein  verborgenes  Fach 
bringt. 

^)  Sie  kann  ja,  während  der  Fachinhaber,  mit  dem  ein 
Bankbeamter,  wie  zufällig  eine  Unterhaltung  begonnen  hat, 
wartet,  das  Betreibungsamt  per  Telephon  oder  Telegraph  an- 
fragen und  in  der  gleichen  Minute  das  Erfüllungs verbot  beziehen. 

^)  Durch  ihr  Kontrollrecht  kann  sie  sich  Gewissheit  ver- 
schaffen. 

Scherrer,  a.  a  CS.  973. 
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Herausgabe  besteht,  auch  wenn  diese  Anordaungen 
von  dritter  Seite  zuwider  hefe,  ausgenommen  der 
amtliche  Arrest,  wie  bereits  erwähnt^). 

Im  Konkurse  der  Bank  hat  der  Fachiniiaber 
ein  Aussonderungsrecht,  der  Fachinhalt  ist  von  der 
Konkursmasse  ausgeschlossen.  Selbst  wenn  die 
Bank  mit  oder  ohne  Recht  das  Fach  geöffnet  und 
die  Papiere  herausgenommen  hat,  so  bleibt  das  Se- 
parationsrecht bestehen,  solange  die  Papiere  über- 
haupt noch  da  sind^). 

Bis  jetzt  haben  wir  die  Herausnahme  stets 
als  Recht  des  Deponenten  aufgefasst,  allein  sie 
ist  auch  ein  Recht  der  Bank.  Wenn  nämlich  das 
Vertragsverhältnis  des  Schrankfaches  aufgehoben 
wird,  so  hat  der  Fachinhaber  nicht  nur  das  Recht, 
sondern  auch  die  Pflicht  den  Fachiiihalt  herauszu- 
nehmen. Nach  Natur  der  Sache  ist  die  Schrankfach- 
leistung eine  Holschuld  ^)  und  der  Deponent,  der 
nicht  rechtzeitig  zurücknimmt,  kommt  nicht  nur  in 
Annahme  —  sondern  auch  in  Leistungsverzug*). 

^)  Wenn  eine  Firma  oder  Gesellschaft  ihrem  legitimierten 
Vertreter  die  Vollmacht  entzieht  und  davon  der  Bank  Mitteilung 
machend,  sie  anweist,  nicht  mehr  an  ihn  zu  leisten,  so 
ist  das  keine  Anweisung  von  dritter  Seite ;  die  Firma  oder 
die  Gesellschaft  ist  ]a  eigentlicher  Fachinhaber.  Wenn  aber 
B  behauptet,  A  habe  Sachen  in  seinem  Fache,  welche  ihm 
(B)  gehören,  und  die  Bank  anweist,  nicht  mehr  A  öfTnen  zu 
lassen,  so  ist  das  eine  solche  ungültige  Anordnung  von  dritter 
Seite;  B  soll  den  Arrest  erwirken.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  dem 
B  die  fragliche  Sache  gerichtlich  zugesprochen  wurde,  und  er 
der  Bank  das  Urteil  mitteilt. 

^)  Sind  sie  unbefugterweise  —  nicht  in  Vollziehung  eines 
Pfandrechts  —  veräussert,  so  liegt  Unterschlagung  vor.  Vergl. 
ferner  Brandau,  a.  a.  0.  §  32.  Planck,  a.  a.  0.  S.  443;  Sarivey, 
Kommentar  zur  G.  0.  §  352 ;  Willnowsky,  do.  §  354. 

Beatz,  die  Lehre  vom  Erfüllungsorte,  Berlin  1890  B.  G.  B. 
696,  Oertmann  a.  a.  0.  S.  431 ;  Code  1942/3. 

4)  Kosak,  a.  a.  0.  S.  547  N.  3  d. 
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Dieser  hat  gewisse  Folgen.  Wenn  der  Fachinhaber 
eine  bestimmte  Zeit^)  verstreichen  lässt,  ohne  seiner 
Abholungspflicht  nachznkommen ,  so  entsteht  da- 
durch für  die  Bank  das  Recht,  das  Fach  zu  öffnen 
und  zü  räumen.  Die  herausgenommenen  Papiere 
verlieren  dadurch  den  Schrankfachcharakter  und 
bekommen  die  Stellung  eines  gewöhnlichen  Depots. 
Ein  Recht  der  Preisgabe  derselben  besteht  nicht 
ebensowenig  ist  eine  Veräusserungsbefugnis  des 
Depositars  zu  präsumieren,  hingegen  darf  die  Rank, 
wenn  sie  es  nicht  vorzieht,  die  Papiere  bis  auf 
weiteres  noch  zu  behalten,  um  gewisse  Rechte  da- 
ran geltend  zu  machen,  den  Fachinhalt  gerichtlich  de- 
ponieren Die  Kosten,  welche  durch  dieses  ganze 
Verfahren  verursacht  werden,  trägt  der  Schrankfach- 
inhaber 

Eine  R ew^eispf licht  der  Herausgabe  an  den 
Fachinhalt  hat  die  Rank  nicht.  Sie  muss  im  Streit- 
falle höchstens  dartun,  dass  sie  dem  Fachinhaber 
die  Möglichkeit  verschafft  habe,  seine  Werte  au& 
dem  Fache  herauszunehmen.  Nur,  wenn  dies  von 
Seite  der  Rank  bereits  geschehen  ist,  und  sie  die 
Sachen,  welche  im  Fache  *  lagen,  als  gewöhnliches 
Depot  bei  sich  behalten  hatte,  trifft  sie  die  gewöhn- 
liche Reweispflicht  der  Rückgabe 

^)  Sie  beträgt  gewöhnlich  3 — 4  Tage  und  läuft  bei  Kündi- 
gung vom  Momente,  da  der  eingeschriebene  Brief  mit  der  letzten 
bekannten  Adresse  des  Fachinhabers  der  Post  übergeben  würde. 
-)  Scherrer,  a.  a.  0.  S.  9752. 

Planck,  a.  a.  0.  S.  442. 
^)  Ueber  die  Bedeutung  des  Oeffnungsrechts  siehe  Reten- 
tions- und  Pfandrecht. 

Oertmann,  a.  a  0.  S.  427. 
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Retentions-  nnd  Pfandrecht. 

Zur  Sicherung  ihrer  Forderungen  ^)  hat  die  Bank 
ein  Retentions-  ^)  oder  Pfandrecht  an  den  Gegen- 
ständen, welche  sich  als  Fachinhalt  darstellen.  Das 
Retentionsrecht  wird  zum  Kompensationsrecht 
wenn  der  Gegenstand  der  Zurückbehaltung  Geld  ist. 
Das  Pfandrecht  entsteht  in  iVusführung  des  Reten- 
tionsrechtes oder  durch  Vertragt). 

1.  Teil. 

Das  Retentionsrecht. 

Retention  und  Kompensation  waren  beim 
Depot  lange  Zeit  ausgeschlossen,  weil  man  sich 
sagte,  dass  sie  gegen  den  Vertragswihen  der  Parteien 
Verstössen.  Die  lex  11  Cod.  depos.  IV  34  stellte 
ausdrücklich  ein  Kompensationsverbot  auf.  Als  dann 
die  damit  in  Verbindung  stehenden  Pi"ozessgrund- 
sätze  ausser  Gebrauch  gesetzt  wurden  und  mit  dem 
Aufblühen  des  Handels,  speziell  von  Genua  und 
Florenz  das  kaufmännische  Retentionsrecht  aasge- 
bildet wurde,  da  interpretierte  man  die  genannte 

^)  G.  A.  Leist:  Die  Sicherang  von  Forderungen,  Jena  1889 
S.  120  ff. 

-)  Sträuli,  Das  Retentionsrecht  nach  dem  0.  R.,  Zürich 
Diss.  1885 ;  Schenk^  Das  Retentionsrecht  1857 ;  GrosJiopf,  Die  Lehre 
vom  Retentionsrecht  1858;  Luden,  Das  Retentionsreclit  1859. 

^)  Dernburg,  Die  Kompensation  nach  dem  römischen  Rechte 
1854;  Eifele,  Die  Kompensation  1860;  spez.  S.  316,  351  ff.;  Bahr 
a.  a.  0.  §  229.  Motive  II  106 ;  Endemann  a.  a.  0.  648,  12. 

*)  Lagerhäuser  lassen  sich  z.  B.  fast  regelmässig  ein  Pfand- 
oder gar  Veräusserungsrecht  stipulieren  für  den  Fall  des  Ver- 
zuges des  Deponenten. 
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Stelle  des  corpus  juris  so,  dass  sie  zwar  ein  Reten- 
tionsrecht zulasse,  aber  ein  bloss  beschränktes 
Im  Laufe  der  Jahrhunderte  griff  man  auch  das  Kom- 
pensationsverbot an.  Doch  in  zwei  Entscheidungen 
traten  das  ReichsoberhandelsgericJit  und  das  Reichs- 
gericht dieser  Strömung  entgegen  Allein  als  der 
Handel  sich  immer  mächtiger  entwickelte,  konnte 
man  schliesslich  nicht  mehr  anders  als  Retentioii 
und  Kompensatiou  allgemein  zuzulassen.  So  wenig 
wie  beim  Mandat  heiTscht  beim  Depot  ein  Grund 
zu  deren  Ausschliessung,  da  die  Entgel thchkeit  doch 
nun  einmal  Brauch  geworden  ist  ^).  Nachdem  bei 
Anlass  der  Genfer  Landesaustellung  das  schweize- 
rische Bundesgericlit  bereits  über  Zulässigkeit  der 
Retention  beim  Depot  entschieden  hatte  ^),  gestattete 
das  B.  G.  B.  Retention  und  Kompensation  nach  den 
allgemeinen  Regeln  der  §§273/4;  387  ff.  ^).  Von  den 
bedeutenderen  gegenwärtigen  Gesetzbüchern  ist  es 
nur  noch  der  Code  *^),  welcher  auf  dem  alten  gemein- 
rechtlichen Standpunkte  verharrt. 

Unser  jetziges  R  etent ionsrecht  ist  im  Gegen- 
satz zu  demjenigen  des  gemeinen  R.echtes  nicht  nur 
Zurückbehaltungs-  sondern  auch  Verwertungs- 
recht. Dennoch  stellt  es  sich  nicht  als  dingliches, 
sondern  als  persönliches  Recht  dar.  Es  steht  der 
Bank  zu,  gegen  den  Fachinhaber,  dessen  bevoll- 
mächtigten Vertreter  und  jeden  Dritten,  der  in  des 

Windscheid  a.  a.  0.  S.  432;   Holzschuher^  Theorie  und 
Kasuistik  des  gemeinen  Rechts  S.  526. 
^)  R.  G.  H.  G.  IX  437.  R.  G.  XII  85. 
••)  Motive  II  579. 
^)  B.  Slg.  XXV.  2.  148,  3. 

Vgl.  0.  R.  224  ff.;  131  ff.  H.  G.  B.  369  ff.;  Brandau  a.  a. 
O.  S.  35  ff. ;  Scherrer  a.  a.  0.  S.  974 ;  Endemann  a.  a.  0.  S.  648, 
2;  Ders.  Handb.  III.  S.  900. 
§  1293,  2. 
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Fachinhabers  persönliche  Rechte  aus  dem  Schrank- 
fach m-trag  eintritt  Indessen  kann  es  dem  Schuldner 
gegenüber  nicht  geltend  gemacht  werden,  wenn  der 
Gläubiger  die  Verpflichtung  übernommen  hat,  in  be- 
stimmter Weise  mit  den  Gegenständen  zu  verfahren 
und  es  dieser  widersprechen  w^ürde  Als  persön- 
liches Recht  ist  das  Retentionsrecht  wohl  zu  unter- 
scheiden von  dem  dinglichen  Pfandrechte,  wenn  auch 
das  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Kon- 
kurs für  die  Verwertung  beider  Rechte  Gleiches 
bestimmt.  Es  unterscheidet  sich  von  dem  Pfand- 
rechte namentlich  auch  dadurch,  dass  es  anders  als 
dieses  durch  Sicherheitsleistung  ^)  abgewendet  werden 
kann 

Dabei  geht  jedoch  auch  heute  noch  das  Reten- 
tionsrecht in  erster  Linie  auf  Zurückbehaltung  einer 
Sache  und  erst  in  zweiter  auf  Verwertung.  Die  Zu- 
rückbehaltung besteht  im  Falle  des  Schrankfaches 
in  der  Verweigerung  der  Herausnahme  des 
Schrankfachinhaltes.  Diese  kann  beim  Schrankfach- 
geschäfte auf  drei  Arten  erfolgen.  Entweder  wird 
von  der  Hank  dem  Deponenten  der  Eintritt  in  die 
Stahlkammer  versagt  oder  es  wird  ihm  das  Oeffnen 
seines  Faches  verweigert  (und  ohne  dass  die  Bank 
ihren  Verschluss  öffnet,  kann  Deponent  nichts  heraus- 

Z.  B.  die  Erben. 

^)  0.  R.  225.  Vergl.  über  einen  solchen  Spezialauftrag  S.  60. 

^)  Ausgenommen  solche  durch  Bürgen  B.  G.  B.  273,  3. 
Hg.  B.  II  369 ;  Kosak,  a.  a.  0.  S.  158. 

Infolge  der  verschiedenen  Natur  der  Faustpfandrechte 
ist  der  Unterschied  zwischen  dem  Retentionsrecht  und  Pfand- 
recht im  deutschen  Rechte  noch  grösser  als  im  schweizerischen. 
Während  dieses  nämlich  für  das  Pfandrecht  wie  für  das  Reten- 
tionsrecht gerichtlichen  Verkauf  vorsieht,  so  gestattet  jenes  beim 
Faustpfandrecht  aussergerichtlichen  Verkauf.  B.  G.  B.  4228 ;. 
1231—1233;  vergl.  unten  Pfandrecht  S.  108. 
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nehmen)  oder  endlich  hat  die  Bank  das  Fach  bereits 
geöffnet  und  dessen  Inhalt  herausgenommen,  den 
sie  nun  dem  Deponenten  vorenthält.  Im  ersteren 
Falle  wird  die  Bank  sich  bereit  erklären  zu  öffnen 
unter  der  Bedingung,  dass  der  Fachinhaber  zahle 
oder  Gegenstände  von  einem  bestimmten  Werte  bei 
der  Bank  zurücklasse,  so  dass  sie  dadurch  für  ihre 
Ansprüche  gedeckt  ist.  Die  Zurücklassung  muss  so 
erfolgen,  dass  die  Sachen  im  Gewahrsam  der  Bank 
bleiben,  also  durch  Wiederhineinlegen  ins  Fach  oder 
Uebergabe  als  anderes  Depot  oder  gar  Pfand.  Will 
der  Deponent  auf  eine  solche  Bedingung  nicht  ein- 
treten, so  verharrt  die  Bank  einfach  auf  ihrem  Stand- 
punkte und  kündigt,  wodurch  sie  in  kurzer  Zeit  das 
Recht  bekommt,  den  Fachinhalt  herauszunehmen  ^). 
Es  ist  dieses  Vorgehen  auf  jeden  Fall  viel  richtiger 
und  praktischer,  als  wenn  sie  den  Inhaber  das  Fach 
ruhig  öffnen  liesse  und  dann,  wenn  die  Papiere  offen 
daüegen,  die  Hand  darüber  schlüge,  um  sie  zurück- 
zubehalten, wie  ein  Verkäufer,  der  die  verkaufte 
Sache  für  den  Kaufpreis  retinieren  will,  fürchtend, 
dass  der  wenig  Vertrauen  erweckende  Käufer  damit 
den  Laden  verlassen  wolle.  So  lange  der  Käufer 
die  Sache  noch  nicht  ergriffen  hat,  ist  keine  Tradition 
zustande  gekommen  und  deswegen  könnte  er  nicht 
mit  einer  Besitzesklage  die  Retention  bekämpfen. 
Das  Gleiche  ist  zu  sagen  für  das  Schranktachgeschäft. 

Damit  die  Herausgabe  des  Schrankfachinhaltes 
—  von  einer  Verwertung  noch  ganz  zu  schweigen  — 
verweigert  werden  kann,  müssen  bestimmte  Vor- 
aussetzungen erfüllt  sein.  Diese  sind :  Gewahrsam 
der  Bank  an  einer  retentionsfähigen  Sache  des 


')  Siehe  oben  S.  66  und  92. 

Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Greschäft. 


7 
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Schuldners  bei  einem  zur  R.etention  berechtigenden 
Anspruch  gegen  den  Fachinhaber. 

Ueber  den  Gewahrsam  der  Bank  am  Schrank- 
fachgute haben  wir  uns  bereits  schon  oben  ausge- 
sprochen. Es  erübrigt  hier  ihn  noch  vom  Gesichts- 
punkte der  Retention  zu  beleucliten.  Er  muss  mit 
dem  Willen  des  Schuldners  entstanden  sein,  d.  h. 
er  muss  eine  justa  causa  haben,  darf  also  nicht 
vitiös  sein,  hu  übrigen  wird  aber  keine  Ptücksicht 
genommen  auf  das  rechtUche  Verhältnis  des  Detentors 
zur  Sache  nuda  detentio  genügt.  Beim  Schrank- 
fachverhältnisse weist  der  Gewahrsam  der  Bank 
diese  verlangten  Eigenschaften  auf.  Sie  hat  daher 
Retentionsbefugnis  und  kann  diese  offenbar  ausüben 
durch  Verweigerung  des  Oeffnens  ihres  Verschlusses, 
welcher  ja  mit  dem  Willen  des  Schuldners  da  ist 
sofern  sie  den  Inhalt  nicht  schon  herausgenommen 
hat,  wo  wir  es  dann  mit  einer  ganz  gewöhnlichen 
Retention  zu  tun  haben.  Schwierigkeiten  kann  nun 
nur  die  Frage  bereiten,  ob  die  Bank  nicht  schon 
dadurch,  dass  sie  ihren  Verschluss  vollständig  öffnet, 
so  dass  dem  Fachinhaber  Gelegenheit  geboten  wird, 
seine  Werte  in  seinen  Besitz  zu  nehmen,  ihren  Ge- 
wahrsam aufgibt.  Wir  sind  nun  der  Ansicht,  dass 
sie  dadurch  erst  den  Willen  kundgibt,  ihren  Besitz 
am  Schrankfachgute  auf  den  Deponenten  zu  über- 
tragen. Allein  so  lange  dieser  Letztere  dasselbe  noch 
nicht  an  sich  genommen  hat,  so  befindet  es  sich 
noch  im  Gewahrsame  der  Bank.  Sie  kann  also  noch 
retinieren,  während  sie,  wenn  sie  ihren  Gewahrsam 
einmal  aufgegeben  hat,  auch  das  Retentionsgut  nicht 
mit  einer  condictio  indebiti  zurückfordern  könnte. 
Ja,  wann  und  wie  ergreift  denn  der  Deponent  Besitz 

^)  Schenk,  die  Lehre  vom  Reteiitioiisreclit  1837  S.  76  ff. 


—    99  — 


von  seinen  Sachen'?  Etwa  dadurch,  dass  er  seinen 
Schlüssel  in  das  noch  zu  öffnende  Schloss  steckt'? 
dass  er  das  Fach  öffnet?  dass  er  die  Schublade  oder 
den  Kasten  herauszieht'?  dass  er  Papiere  ergreift 
und  in  seine  Tasche  steckt?  oder  endlich  dadurch, 
dass  der  Diener  ihm  den  Kasten  in  der  Koje  über- 
reicht? Bei  der  früheren  Depotkassette  erwarb  der 
Deponent  den  Besitz  an  seinen  Sachen  durcli  Ueber- 
reichung  der  Kassette.  Das  Schrankfach  kann  ihm 
nun  nicht  übergeben  werden,  wohl  aber  ein  Teil 
desselben,  der  sogenannte  Kasten,  wo  ein  solcher 
Yorlianden  ist.  Wenn  nun  ein  Deponent  denselben 
herauszieht  und  in  seine  Hände  nimmt,  so  ergreift 
er  von  ihm  und  allem,  was  darinnen  ist,  Besitz,  und 
der  .Gewahrsam  der  Bank  hat  damit  aufgehört 

Wo  weder  ein  Kasten  noch  eine  herausnehm- 
bare, sondern  nur  herausziehbare  Schublade  vor- 
handen ist,  da  erhält  Deponent  erst  Besitz 
an  dem  Inhalt  durch  Ergreifen  desselben. 
Im  einen  wie  im  andern  Falle  ist  mit  dem  Besitz- 
erwerb des  Deponenten  an  dem  Fachinhalte  der 
Gewahrsam  der  Bank  erloschen  und  wenn  sie  nun 
in  Reue  über  die  Herausgabe  der  Werte,  diese  «auf 
Grund  ihres  ((Retentionsrechtes»  dem  Fachinhaber 
wieder  entreissen  will,  so  weist  dieser  mit  einer  ein- 
fachen Besitzesklage  sie  von  sich.  Anders  wäre 
natürhch  dieses  Selbsthilfegebahren  der  Bank  zu 


^)  Wenn  er  den  Kasten  dann  wieder  einem  der  Diener  der 
Bank  übergibt,  damit  er  ihn  ihm  nach  der  Koje  bringe,  so  wird 
dadurch  allerdings  von  neuen  Gewahrsam  der  Bank  begründet 
werden,  allein  auf  Grund  desselben  kann  sie  nun  nicht  mehr 
retinieren,  da  ihre  jetzige  Innehabung  des  Schrankfachinhaltes 
auf  einem  übernommenen  Spezialauftrag  beruht  und  eine  Zurück- 
behaltung diesem  widersprechen  würde.  Vergl.  Motive  II.  42, 
O.K.  225. 
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beurteilen,  wenn  die  Heraasgabe  nur  unter  der  Be- 
dingung erfolgte,  dass  gewisse  Werte  zurückbleiben^ 
und  der  Deponent  nach  Annahme  dieser  Bedingungen 
sich  nun  nicht  mehr  darum  kümmern  will. 

Der  Gewahrsam  muss  bestehen  an  einer  reten- 
tionsfähigen  Sache  Nach  0.  B,.  und  B.  G.  B. 
kann  diese  Eigenschaft  nur  beweglichen  Sachen  zu- 
kommen. Von  ihnen  hebt  das  deutsche  H.  G.  B.  -) 
noch  speziell  die  Wertpapiere  hervor.  Der  Natur 
des  Schrankfaches  nach  können  in  unserm  Falle 
überhaupt  nur  bewegliche  Sachen  Gegenstand  des 
Vertragsverhältnisses  sein.  Meistens  werden  sie  sieb 
ja  als  Wertpapiere  qualifizieren,  doch  werden  auch 
andere  ins  Fach  gelegte  retentionsfähige  Mobilien,. 
wie  namentlich  Schmucksachen  von  dem  «Zurück- 
behaltüngsrechte)) betroffen. 

Ein  weiteres  Erfordernis  der  Betention  ist  der 
gute  Glaube  des  Pvctinenten,  dass  die  res  retenta 
Eigentum  des  Schuldners  sei.  Das  schweize- 
i'ische  Becht  ^)  verlangt  nämlich  bei  der  Zurückbe- 
haltung wie  beim  Pfandrecht  nur  den  guten  Glauben 
des  PiCtinenten,  dass  die  Sache  dem  Schuldner  zu 
eigen  gehöre,  und  führt  somit  in  konsequenter  Weise- 
bei  beiden  Pvechtsinstituten  den  Grundsatz  durch: 
fland  wahre  Hand.  Das  neue  deutsche  Becht  ^)  lässt 
dies  nur  für  das  Pfandrecht  gelten  und  verlangt  für 
die  Betention,  dass  der  Schuldner  wirklicher  Eigen- 
tümer der  res  retenta  sei. 


B.  Slg.  XXIV,  2,  361 ;  R.  0.  XIT.  85. 
2)  §  369. 

^)  0.  R.  227 ;  B.  Slg.  XXV.  2.  148. 

^)  H.  G.  B.  369;  R.  G.  III.  S.  153;  XII  S.  80;  XIII  S.  129; 
Cosac,  S.  155;  B.  G.  B.  929,  932;  1207,  1217;  H.  G.  B.  366/7; 
R.  st.  G.B.  259;  R.  0.  43  ff. 
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Dazu  hat  das  schweizerische  Bundesgericlit  auch 
äioch  gefordert,  dass  die  res  retenta  sich  als  Ver- 
mögenswert darstehe,  indem  es  namenthch  Beweis- 
iirkunden,  wie  z.  B.  Sparkassebüchlein,  von  der  Zu- 
i'ückbehaltung  ausschloss  Das  gleiche  gilt  für 
Sachen,  welche  einen  AlTektionswert  oder  öfTenthch- 
rechtliche  Bedeutung  haben  (Briefe,  Famihenpapiere 
und  Ausweisschriften,  welche  gewiss  auch  ins  Fach 
gelegt  werden  können).  In  einer  Retention  der 
ersteren  könnte  leicht  eine  unerlaubte  Nötigung 
liegen,  in  der  der  letzteren  ein  Verstoss  gegen  das 
Recht  der  freien  Niederlassung.  In  beiden  Fähen  kam 
das  Privatrecht  in  einen  Konflikt  mit  dem  Straf- 
resp.  öflentlichen  B.echte.  Aus  diesem  Grunde  muss 
denn  wohl  auch  für  die  Retention  des  deutschen 
Rechtes  diese  Eigenschaft  des  Vermögenswertes  ent- 
gegen frühern  Präjudizien  des  Reichsgerichts  ge- 
fordert werden. 

Im  speziellen  Falle  muss  zu  den  genannten 
Yoraussetzungen  noch  eine  weitere  treten,  nämlich 
ein  die  Retention  begründender  Anspruch  der 
Bank.  Diesem  steht  naturgemäss  das  Recht  des 
Schuldners  auf  flerausgabe  der  zurückbehaltenen 
Sachen  gegenüber.  Der  Anspruch  der  Bank  muss 
privatrechtlich  ^)  sein,  persönlich  oder  dinglich.  Im 
Gegensatz  zum  gemeinen  Recht  lässt  man  heute 
nämlich  auch  die  Retention  wegen  Eigentumsan- 
spruches zu^).  Wenn  also  ein  Fachinhaber  eine  der 
Bank  eigene,  ihr  aber  irgendwie  abhanden  ge- 


1)  B.  Slg.  XXV.  2  335 ;  XX  376,  8. 

-)  Eine  Staatsbank  dürfte  also  z.  B.  nicht  für  Steuern  reti- 
aiieren. 

••)  Dernhurg  Pandekten  §92^2;  Winäscheidt  do,  S.  561. 
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komniene  Sache  ins  Fach  legte,  so  dürfte  die 
Bank  sie  auf  Grund  ihres  Eigentumsanspruches 
retinieren. 

In  den  meisten  Fällen  wird  indessen  der  An- 
spruch der  Bank  persönlicher  Natur  sein.  Um  einen 
Grund  zur  Retention  abzugeben,  muss  er  aus  dem 
Schrankfachverhältnisse  selbst  stammen,  also  aus 
dem  gleichen  Verhältnisse,  auf  Grund  dessen  retiniert 
wird.  Man  bezeichnet  diese  wechselseitige  Beziehung 
der  beiden  Ansprüche  als  Konnexität.  Tritt  zu 
derselben  noch  das  Erfordernis  der  Fälligkeit  — 
und  durcli  Konkurs  wird  jede  Forderung  fällig  — ^ 
so  sind  die  Voraussetzungen  des  bürgerlichen 
Retentionsrechtes  erfüllt.  Es  kommt  in  Frage^ 
wenn  wenigstens  einer  der  beiden  bei  dem  Geschäfte 
beteiligten  Kontrahenten  Privatmann  ist. 

Für  die  Kaufleute  hat  das  Handelsrecht  ein 
spezielles  Retentionsrecht  geschafTen.  Damit  das- 
selbe zur  Anwendung  gelangen  könne,  wird  ver- 
langt :  Beide  Parteien  müssen  Kaufleute  sein,  die 
Forderung,  für  welche  retiniert  wird,  muss  auf  zwei- 
seitigem Handelsgeschäft  beruhen,  und  die  Tradition, 
wodurch  Retinent  Gewahrsam  bekam,  muss  ein- 
seitiges Handelsgeschäft  gewesen  sein.  So  nach 
deutschem  Rechte.  Unser  0.  Fi.  drückt  sich  se 
aus;  es  sagt,  die  Forderung  müsse  aus  dem  ge- 
schäftlichen Verkehre  unter  Kaufleuten  herrühren. 
Im  übrigen  stimmt  das  Retentionsrecht  des  schwei- 
zerischen Rechtes  im  allgemeinen  mit  dem  deut- 
schen überein.  Das  kaufmännische  Retentionsrecht 
unterscheidet  sich  vom  bürgerlichen  dadurch,  das& 
es  das  Erfordernis  der  Konnexität  fallen  lässt.  Es- 
gestattet  Retention  nicht  nur  für  die  Forderungen 
aus  dem  Schrankfachverhältnisse,  sondern  für  alle 
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Ansprüche  der  Bank,  aus  welchem  Geschäfts- 
zAveige  sie  auch  stammen. 

Wie  weit  man  indessen  das  «alle»  zu  fassen 
hat.  ist  bestritten.  Es  ist  neuerdings  die  Ansicht 
laut  geworden,  dass  mit  dem  «alle»  die  Forderungen, 
welche  vor  Entstehung  des  Schrankfachverhältnisses 
nicht  nur  etwa  fällig  geworden,  sondern  überhaupt 
begründet  worden  sind^),  nicht  gemeint  seien,  indem 
dargetan  wird,  dass  durch  eine  weitere  Interpretation 
allen  verschiedenen  hitriguen  Tür  und  Tor  ge- 
öffnet werde.  Man  würde  es  der  Bank  in  geradezu 
provozierender  Weise  erleichtern,  einen  insolvent 
werdenden  Schuldner  zu  veranlassen,  gewisse  Werte 
in  einem  Fache  zu  deponieren,  um  sich  dann  an 
denselben  für  alle  möglichen  bereits  bestehenden 
und  nun  gefährdeten  Forderungen  schadlos  zu  halten. 
Vielleicht  würde  sie  in  ihrer  Hilfeleistung  zur  Kon- 
kursunterschlagung sogar  noch  so  weit  gehen,  dass 
sie  dem  Schuldner  für  den  Fall,  dass  nach  ihrer  Be- 
friedigung noch  etwas  übrig  bleibt,  strengste  Ver- 
schwiegenheit verspricht,  damit  die  andern  Gläubiger 
davon  nichts  erfahren  und  so  ihrem  Schuldner  in 
dem  alles  verschlingenden  Schiffbruch  doch  noch 
etwas  bleibt.  Dass  die  Bank,  als  sie  das  Fach  dem 
Schuldner  anpries,  von  seiner  schlimmen  ökono- 
mischen Lage  Kenntnis  gehabt  habe,  das  werde 
schwer  zu  beweisen  sein.  Leichler  sei  auf  jeden  Fall 
darzutun,  dass  gewisse  Forderungen  der  Bank  vor  Ab- 
schluss  des  Schrankfachvertrages  fällig  geworden  oder 
begründet  worden  sind.  Und  indem  man  der  Bank 
nicht  gestatte,  ihr  Betentionsrecht  bezüglich  solcher 
geltend  zu  machen,  arbeite  man  allen  möglichen 

^)  Wir  verweisen  auf  Blätter  für  Handelsger.  Entscheidimgen 
Zürich  III  217. 
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und  scheinbar  unmöglichen  Intriguen  am  wirksam- 
sten entgegen,  das  sei  um  so  mehr  begründet  und 
habe  um  so  energischer  zu  geschehen,  als  das  mo- 
derne Retentionsrecht  sich  nicht  als  blosses  Zurück- 
behaltungsrecht, sondern  als  Verwertungrecht  dar- 
stelle. So  sehr  diese  x\uffassung  ihrer  Begründung 
wegen  Berücksichtigung  verdient,  so  lässt  sich  doch 
dafür  in  den  Gesetzen  kein  Anhaltspunkt  finden  und 
sind  wir  der  Meinung,  dass  man  den  allgemein  in 
ein  Wort  gelegten  Begriff  nicht  so  willkürlich  ver- 
stümmeln dürfe.  Alle  Forderungen  heisst  nun  einmal 
jede  Forderung  und  da  wird  nicht  gefragt,  wann  sie 
entstanden  sei.  Wir  schliessen  daher  in  den  Be- 
griff des  «alle  Forderungen»  auch  die  ein,  welche 
vor  Abschluss  des  Schrankfachvertrages  begründet 
worden  sind.  Durch  diese  Interpretation  wird  auch 
zwischen  Ptetentions-  und  Pfandrecht  Gleichheit  ge- 
schaffen. 

Nach  unserer  Meinung  erfährt  das  «alle  For- 
derungen» eine  Einschränkung  nur  dadurch,  dass  es 
sich  im  allgemeinen  nur  auf  die  fälligen  For- 
derungen bezieht.  Nur  in  ganz  bestimmten  Fällen, 
bei  Konkurs-  oder  Zahlungseinstellung  des  Schuld- 
ners, darf  auch  für  noch  nicht  fällige  Forderungen 
und  entgegen  einem  Spezialauftrag  retiniert  werden^). 
Ein  solches  Retentionsrecht  nennt  das  deutsche 
H.  G.  B.  Notretentionsrecht  im  Gegensatz  zum  ge- 
wöhnlichen Zurückbehaltüngsrechte. 

Das  kaufmännische  Retentionsrecht  wird  beim 
Schrankfachverhältnis  wohl  nur  selten  in  Frage 
kommen,  da  die  Kaufmannseigenschaft  dem  Depo- 
nenten gewöhnlich  abgehen  wird.   In  der  Regel  wird 

0.  R.  226;  H.  G.  B.  369;  R.  0.  H.  G.  XIX.  N.  408.  Cosac, 
S.  157 ;  B.  Slg.  XV  576 ;  R.  G.  XX  133. 
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es  sich  am  bürgerliche  Retention  handehi.  Doch 
auch  die  Banken  haben  das  eingesehen  und  suchen 
nun  durcii  Vertrag  die  bürgerliche  Retention  der  kauf- 
männischen in  ihrer  Wirkung  möghchst  zu  nähern. 
Viele  stellen  überhaupt  als  Bedingung  des  Verkehrs 
mit  ihnen  die  P'orderung  auf,  dass  ihnen  der  De- 
ponent, als  wäre  er  ein  Kaufmann,  Retention  für 
alle  ihre  Forderungen  gestatte  an  allen  seinen  Sachen, 
welche  sich  in  ihrem  Gewahrsam  befinden.  Wenn 
also  z.  B.  ein  Beamter  einer  Bank  in  einem  Schrank- 
fache bei  derselben  Werte  liegen  hat,  so  dürfte  sie 
diese  in  Anspruch  nehmen  für  Forderungen  aus  der 
Geschäftsführung  des  Betrefi'enden.  Ganz  gleich, 
wie  man  ein  Pfand  auch  noch  für  andere  For- 
derungen gelten  lassen  kann,  als  für  die,  für  welclie 
es  gerade  gesetzt  ist,  so  kann  ein  Schuldner  seinem 
Gläubiger  auch  gestatten,  eine  Sache  noch  für  andere 
Forderungen  zurückzubehalten  —  das  moderne  Re- 
tentionsrecht hat  sich  dem  Pfandrechte  überhaupt 
sehr  genähert  —  als  gerade  für  die  aus  dem  Ver- 
tragsverhältnisse, worauf  der  Gewahrsam  des  Re- 
tinenten beruht.  Wir  sind  also  der  Ansicht,  dass 
das  Gesetz  nur  subsidiäre  Geltung  habe  und  solche 
Vertragsabreden  zuzulassen  seien.  Dem  Nichtkauf- 
mann  wird  dadurch  die  Möglichkeit  gegeben,  sich 
in  gewissen  Punkten  dem  Kaufmann  gleichzustellen, 
damit  er  umso  besser  mit  ihm  verkehren  kann. 
Diese  Tendenz  ist  auch  anderwärts  schon  aufge- 
treten und  hat  Berücksichtigung  gefunden.  Wir 
denken  dabei  speziell  an  das  Wechselrecht  und 
verweisen  auf  llegister  B.  des  Schweizerischen  Han- 
delsregisters^). Der  Unterschied  zwischen  einem 
solchen  vertraglichen  Retentionsrechte  und 
^)  Vergl.  dazu  auch  Geschäftsordnung  d.  Reichsbank,  S.  50. 
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dem  eigentlichen  kaufmännischen  besteht  nur  darin, 
dass  es  kein  kaufmännisches  Notretentionsrecht  zu 
erzeugen  vermag.  Vom  Faustpfandrechte  ist  es  da- 
durch verschieden,  dass  es  als  R.etentionsrecht  durch 
Sicherheitsleistung  abgewendet  werden  kann. 

Nun  kann  ja  aber  bei  der  Jletention  der 
Schuldner,  welcher  vielleicht  Sachen  im  Fache  hegen 
hat,  die  er  jahrelang  nicht  braucht,  die  Bank  ruhig 
retinieren^)  und  die  Zinsen  seiner  Schuld  auflaufen 
lassen,  so  dass  das  retinierte  Gut  schhessUch  die 
Bank  für  ihre  Forderung  gar  nicht  mehr  decken 
würde.  Dazu  wird  die  laufende  Verjährung  durch 
die  Retention  weder  aufgehoben  noch  unterbrochen^). 
Die  Bank  könnte  dadurch  also  in  eine  ganz  unhalt- 
bare Stellung  kommen,  wenn  sie  ihr  Retentionsrecht 
nur  einrede  weise  geltend  machen  könnte. 
Diese  Verwertung  ihres  Rechtes  wird  ihr  nur  helfen, 
wenn  der  Fachinhaber  oder,  im  Falle  seiner  Insol- 
venz, seine  Gläubiger  klagend  gegen  sie  auftreten, 
in  welch  letzterem  Falle  sie  absonderungsbereclitigt 
ist.  Sie  kann  das  R.et entionsrecht  aber  auch 
klage  weise  verfolgen^)  und  dies  wird  das 
häufigere  sein.  Nach  schweizerischem  Ptechte  ^)  kann 
sie,  wenn  der  Schuldner  ihr  keine  Zahlung  oder 
nicht  genügende  Sicherheit^)  leistet,  nach  vorgängiger 

^)  Die  Bank  würde  in  einem  solclien  Falle  natürlich  von 
ihrem  Kündigungsrechte  Gebrauch  machen  und  die  Werte  aus 
dem  Fache  herausnehmen,  so  dass  sie  dasselbe  wieder  weiter 
verwenden  kann.  Für  die  Retention  ist  das  aber  gleichgültig,  ob 
die  Werte  im  Fache  oder  ausserhalb  desselben  retiniert  werden. 

-)  Motive  IL  43. 

3)  Motive  II.  42. 

0  0.  R.  228. 

^)  Diese  kann  im  letzten  Momente  noch  gegenüber  dem 
Betreibungsbeamten  erfolgen,  was  dann  gleich  gilt,  als  ob  sie 
dem  Gläubiger  selbst  gegenüber  erfolgt  wäre. 
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Benachrichtigung  des  Scljuldners  gleicli  einem  Faust- 
pfandgiäubiger  ihr  Retentionsrecht  i-ealisieren.  Nach 
deutschem  i^^echte^)  wird  auf  Kiage  der  ßanl^  der 
Schuldner  verurteiU,  Zug  um  Zug  zu  leisten,  d.  h. 
also  gegen  Herausgabe  des  Fachinhaltes.  Auf  Grund 
einer  solchen  Verurteilung  kann  die  Bank,  sobald 
der  Schuldner  im  Verzuge  ist,  olme  vorherige  ße- 
wirkung  ilu^er  Leistung  ihren  Anspruch  auf  dem 
Wege  der  Zwangsvollsti^eckung'^)  verfolgen.  Im 
übrigen  übt  bis  zur  Zahlung  oder  Zwangsvollstrek- 
kung  der  Verzug  des  Schuldners  einen  herab- 
mindernden Einlluss  aus  auf  die  Haftung  der  Bank 
für  das  Schrankfachgut,  welche  sich  sonst  nach  dem 
Schrankfach  vertrage  bestimmt. 

Gerade  an  dieser  Stelle  wollen  wir  noch  er- 
wähnen, dass  die  Retention,  sobakl  alle  ihre  Vor- 
aussetzungen gegeben  sii]d,  ohne  weiteres  in  Kom- 
pensation-^) übergeht,  wenn  im  Fache  eine  Geld- 
summe^) gefunden  wird'^).  Die  Kompensation  als  eine 
Art  Zahlung,  erscheint  hier  auch  als  eine  V^irkung  des 
Retentionsrechtes  als  Verwertungsrechtes,  nur  dass 
mit  Uebergehung  des  Betreibungs-  und  Verwertungs- 
verfahrens direkt  Befriedigung  der  Bank  eintritt.  Es 
wäre  inkonsequent  und  offenbar  gegen  den  Willen  der 


1)  B.  G.  ß.  274. 

B.  G.  B.  274,  C.  P.  0.  777. 

R.  G.  XII.  90 ;  V.  Hahn,  Kommentar  zum  B.  G.  B.  II.  S.  176; 
Goläschmidt,  Lehrbuch  des  Haudelsrechts  1  1034;  Seu/fert,  Archiv 
XVII  N.  28 ;  Endemann,  Handbuch  des  Handelsrechtes  II.  102/3. 

Ueber  den  Unterschied  von  Geldsumme  und  individuali- 
siertem Gelde  siehe  oben  S.  58. 

^)  Dabei  gehen  wir  allerdings  von  der  stillschweigenden 
Annahme  aus,  dass  der  Retentions-  oder  Kompensationsanspruch 
der  Bank  eine  Geldforderung  sei,  damit  dem  von  der  Kompen- 
sation verlangten  Prinzip  der  Gleichartigkeit  der  Forderungen 
genügt  ist. 
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Parteien,  in  einem  solchen  Falle  zu  behaupten,  dass 
die  Kompensation  nicht  gestattet^),  die  Retention  an 
Geldsummen  unmöglich  sei  und  die  Bank  infolge- 
dessen leer  ausgehend,  die  Geldsummen  heraus- 
geben müsse. 

IL  Teil 

Das  Pfandrecht. 

Nicht  nur  lassen  sich  viele  Banken^)  durch  Ver- 
trag ihr  bürgerliches  Retentionsrecht  ausdehaen, 
sondern  sie  verlangen  als  Grundbedingung  des  Ver- 
kehrs mit  ihnen  ein  Pfandrecht  an  allen  Sachen 
ihres  Kunden,  welche  sich  in  ihrem  Gewahrsame 
befinden  für  alle  ihre  Forderungen^),  aus  welchem 
Geschäftszweige  sie  auch  stammen.  Dieses  Pfand- 
recht unterscheidet  sich  von  dem  erwähnten  Reten- 

^)  Es  könnte  behauptet  werden,  im  konkreten  Vertrage  sei 
ausdrücklich  nur  von  Retention  für  alle  Forderungen  die  Rede, 
woraus  man  den  Schluss  ziehen  müsse,  Kompensation  sei  daher 
nur  im  gewöhnlichen,  gesetzlichen  Umfange  gestattet,  d.  h.  nur 
für  konnexe  Forderungen.  Wenn  man  die  Kompensation  auch 
im  Umfange  des  Retentionsrechtes  für  alle  Forderungen  gewollt 
hätte,  so  hätte  das  im  Vertrage  gesagt  werden  sollen,  wie  es 
z.  B.  die  Reichsbank  in  ihrem  Reglemente  (S.  50)  tue ;  —  sie  ver- 
langt sogar  für  sich  Kompensation  für  noch  nicht  einmal  fällige 
Forderungen  — .  Doch  alle  diese  Einwände  sind  nicht  stichhaltig, 
da  ja  in  unserem  Falle  die  Kompensation  stattfindet,  gewisser- 
massen  in  Ausführung  des  Retentionsrechtes,  und  aus  diesem 
Grunde  den  genau  gleichen  Umf  nig  haben  muss  wie  die  Re- 
tention. VergL  dazu  Planck,  a.  a.  0.  S.  445;  R.  G.  XII.  85;  Motive 
II.  III;  Dernburg  Pandekten  a.  a.  0. 1.  S.  190;  G.  P.  0.  730  ;  810, 
815  und  auch  Code,  im 

2)  Deutsche  Bank.  Reichsbank.  Schweyer,  a.  a.  0.  S.  151,  193. 

3)  Der  Fall,  dass  eine  Bank  sich  nach  Analogie  zum  bür- 
gerlichen Retentionsrecht  ein  Pfandrecht  nur  für  ihre  Forderungen 
aus  dem  Schrankfachvertrage  zusichern  liesse,  ist  zwar  denkbar, 
wäre  aber  unpraktisch,  da  für  diese  Forderungen  die  Bank  durch 
das  gesetzliche  bürgerliche  Retentionsrecht,  welches  ihr  zum 
mindesten  zusteht,  auf  alle  Fälle  gedeckt  ist. 
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tioiisrechte  dadurch,  dass  es  im  Falle  der  Nicht- 
bezahlung direkt  auf  Befriedigung  der  Bank  abzielt 
und  nicht  auf  blosse  Sicherstellung  durch  Zurück- 
behaltnng.  Es  steht  der  Exekution  gewissermassen 
eine  Stufe  näher.  Dass  durch  ein  solches  Pfand- 
recht der  Inhalt  des  Schrankfaches  auch  betroffen 
wird,  ist  klar,  zumal  da  die  hierzu  nötigen  Voraus- 
setzungen gegeben  sind^). 

Wenn  man  auch  nicht  behaupten  kann,  dass 
alle  Sachen,  an  denen  Pfandrecht  möglich  ist,  reten- 
tionsfähig  seien,  so  steht  doch  umgekehrt  fest,  dass 
alle  Sachen,  an  denen  Retention  möglich  ist,  (faust-) 
pfandrechtsfähig  sind,  denn  wenn  das  Zurückbehal- 
tungsrecht dem  Retinenten  Befriedigung  verschaffen 
soll,  so  muss  es  ja  gewissermassen  die  Phase  des 
Pfandrechtes  passieren 2). 

Das  Retentionsrecht  geht  nach  deutschem  Rechte 
durch  den  Erwerb  des  vollstreckbaren  Titels  gleich- 
sam in  ein  Pfandrecht  über,  und  nun  kann  an  dessen 
Stelle  auch  eine  blosse  Vertragsabrede  treten,  d.h. 
also,  wenn  die  Voraussetzungen  eines  Retentions- 
rechtes vorliegen  (retentionsfähige  Sachen  und  Ge- 
wahrsam des  Retinenten),  so  können  die  Parteien 
auch  ein  Pfandrecht  statt  eines  Retentionsrechtes 
verabreden.  Und  da  wir  nun  oben  gezeigt  haben, 
dass  der  Schrankfachinhalt  im  allgemeinen^)  reten- 
tionsfähig  ist,  so  ziehen  wir  hier  daraus  den  Schluss, 
dass  er  auch  pfandrechtsfähig  ist.  Indem  also  die 
eingangs  erwähnte  Bedingung  der  Bank  vom  Fach- 
inhaber durch  Abschluss  des  Schrankfachvertrages 


^)  Vergl.  namentlich  Retention  S.  406  ff.  Hancke,  a.  a.  0, 
Deutsciie  Juristenzeitung  V  389. 

2)  Vergl.  oben  Retention  S.  106  ff. 
^)  Ausnahmen  siehe  S.  101. 
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angenommen  wird,  so  ist  mit  der  Existenz  eines 
retentionsfähigen  FachinhaJtes  das  Pfandrecht  der 
Bank  an  demselben  entstanden. 

Solange  nun  die  Bank  für  ihre  Forderungen 
immer  prompt  bezahlt  wird,  verharrt  das  Pfandrecht 
sozusagen  in  einem  latenten  Zustande.  Erst  wenn 
sie  einmal  für  eine  Forderung  nicht  bezahlt  wird, 
bekommt  es  grössere  Wichtigkeit.  Und  die  erste 
Frage,  welche  sich  einem  hier  aufdrängt,  ist  die:  Für 
welche  Forderung  darf  die  Bank  den  Schrank- 
fachinhalt alsFaustpfandin  Anspruchnehmen? 
Für  alle  ihre  Forgernngen  gegen  den  Fachinhaber, 
aus  welchem  Geschäftskreise  sie  auch  stammen  I^) 

Die  oben  beim  Retentionsrechte  angeführten 
Gründe  veranlassen  uns  konsequenter  Weise,  das 
Pfandrecht  auch  auf  vor  Abschluss  des  Schrank- 
fachvertrages begründete  Forderungen  zu  bezielien. 
Darin  sind  naturgemäss  auch  die  vor  diesem  Zeit- 
punkte fähig  gewordenen  inbegriffen.  Im  Gegensatz 
zu  dem  oben  erwähnten  pLetentionsrechte  (Not- 
retentionsrecht  ausgenommen)  erstreckt  sich  das 
Pfandrecht  auch  auf  noch  nicht  fähige  Forderungen. 

Das  Pfandrecht  der  Bank  beziehlt  sich  somit 
auf  alle  fälligen  oder  nicht  fälligen,  vor  oder  nach 
Abschluss  des  Schrankfachvertrages  begründeten 
Forderungen.  Es  besteht  auf  unbestimmte  Zeit  und 
erlischt  nur  durch  ausdrücklichen  Verzicht  der  Bank, 
Wegnahme  des  Fachinhaltes  aus  ihrem  Gewahrsam 
und  Konsumtion  (d.h. Realisier ungjGeltendmachung)^), 
sofern  in  letzterem  Falle  es  nicht  etwa  immer  wieder 
neu  entsteht. 

^)  Dies  ist  im  Vertrage  klar  ausgedrückt;  vergl.  Annexe. 
-)  Planck,  a.  a.  0.  S.  443;  Sträuli,  a.  a.  0.  S.  75  ff;  H.  G.  B. 
366  ff;  B.  G.  B.  1234;  R.  G.  XX  153,  anders  Code  2082. 
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Von  diesen  drei  Arten  des  Aufliörens  des  Pfand- 
rechtes ist  die  letzte  die  interessanteste.  Wie  reali- 
siert die  Bank  ihr  Pfandrecht,  wie  befriedigt 
sie  sicli  ans  demselben?  Eine  Beschlagnahme  hat 
sie  nicht  nötig,  da  die  Pfandsachen  ja  bereits  in 
ihrem  Gewahrsame  sich  belinden.  Allein  nach  schwei- 
zerischem Rechte  darf  sie  sich  nicht  ohne  weiteres 
aus  demselben  zu  befriedigen  suchen.  Sie  wird  zu- 
nächst nach  vorausgegangener  Kündigung  mit  oder 
ohne  Mitwirlvung  des  Fachinhaltes  das  Fach  öffnen 
und  gestützt  auf  ihr  Pfandrecht  ein  Inhaltsverzeichnis 
aufnehmen,  damit  sie  den  zur  Betreibung  auf  Pfand- 
verwertung verlangten  Erfordernissen  ^)  nachkommen 
kann.  Das  Fach  wird  dann  wieder  versclilossen  und 
dem  Fachinhaber  ein  weiteres  Oeffnen  versagt.  In- 
zwischen wird  Betreibung  auf  Konkurs  oder  Pfand- 
verwertung angehoben ;  durch  dieses  Vorgehen  wird 
die  Zustellung  eines  Zalüungsbefehles  ^)  an  den 
Schuldner  bewirkt.  Erfolgt  kein  Rechtsvorschlag 
so  wird  frühestens  in  einem  Monat  und  spätestens 
in  einem  Jahre  die  Bank  das  Verwertungsbegehren 
stellen,  worauf  das  Betreibungsamt  die  Pfandobjekte 
verkauft  ^)  und  deren  Erlös  der  Bank  zustellt,  sow^eit 
er  wenigstens  zu  deren  Befriedigung  nötig  ist.  Diesem 
umständlichen  alten  Verfahren,  wo  die  Bank  sich 
tatsächlich  nicht  viel  besser  stellt  als  beim  kauf- 
männischen Retentionsrechte,  stellen  wir  das  moderne 


^)  Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung  und  Konkurs  vom 
11.  April  1889,  kurzweg  auch  nur  Betreibungs-  oder  nur  Kon- 
kursgesetz genannt,  Art.  151  und  97. 

-)  ebenda  70. 

Findet  einer  statt,  aber  ohne  Erfolg,  so  laufen  von  dessen 
Beendigung  die  Fristen  von  neuem. 
*)  Konkursges.  97,  102/3,  106—9. 
■0  ebenda  122  ff. 
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deutsche  gegenüber.  Nach  bürgerlichem  Gesetz- 
buche bekommt  die  Bank  ein  au ss ergericht- 
lich es  Verkaufsrecht,  wenn  der  Schuldner  einen 
Monat  sich  im  Verzuge  befindet  0-  Und  wenn  der 
Fachinhaber  erst  Kaufnann  ist,  und  der  Pfandvertrag 
beidseitig  Handelsgeschäft,  so  kommt  das  Handeis- 
gesetzbuch zur  Anwendung  und  die  Monatsfrist  sinkt 
auf  eine  Woche  herab,  ohne  jede  weitere  Ein- 
schränkung. 

Mit  diesem  Pfandrecht  hat  die  ßanli  ihre 
vorteilhaftesteStellung  errungen.  Stufenweise 
sind  wir  zu  derselben  emporgestiegen.  Wir  konsta- 
tieren, dass  der  Bank  in  allen  Fällen  am  Schrank- 
fachgute das  civile  Retentionsrecht  zusteht,  welches 
durch  Vertragsabrede  oder  dadurch,  dass  Fachin- 
haber Kaufmann  ist,  zum  kaufmännischen  verschärft 
werden  kann.  Mit  dem  Pfandrecht  haben  wir  nun 
den  Rahmen  des  Retentionsrechtes  überhaupt  ver- 
lassen und  sind  auf  dem  Wege  zur  Befriedigung  der 
Bank  eine  ganz  gewaltige  Stufe  vorwärts  gegangen. 
Im  Falle  der  Sc^huldner  nicht  zahlt,  kann  sie  sich 
nämlich  auf  Grund  des  Pfandrechtes  an  dem  Schrank- 
fachgute schadlos  halten.  Reicht  dies  zu  ihrer  Deck- 
ung dann  nicht  aus,  so  betreibt  sie  für  den  Rest  den 
Schuldner  wie  ein  anderer  Gläubiger.  Das  Schrank- 
fachgut, sofern  nicht  wieder  neue  Werte  in  das  Fach 
hineingelegt  würden,  was  nicht  gerade  anzunehmen 
ist,  spielt  dabei  aber  keine  Ptolle  mehr,  denn  es  ist 
ja  schon  verwertet. 

Anders  verhält  es  sich,  wenn  noch  während  des^ 
Vorhandenseins  von  Schrankfachinhalt  der  Schuldner,, 
weil  er  nicht  zahlt,  betrieben  wird  von  einem  Drit- 
ten oder  von  der  Bank  selbst,  da  ihr  der 

B.  Gr.  B.  1228,  4233/4,  1240. 
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Schranfachinhalt  für  ihre  fällige  unbezahlte  Forde- 
rung keine  Sicherheit  bietet  oder  von  der  Bank 
und  anderen  Gläubigern  zusammen.  Die  Be- 
treibung geht  auf  Pfändung  oder  Konkurseröffnung. 

Im  ersteren  Falle  ist  nach  Ablauf  einer  Frist 
von  20  Tagen  bis  ein  Jahr  nach  der  Zustellung  des 
Zahlungsbefehles  das  P  f  ä  n  d  u  n  g  s  begehren  zu 
stellen  Innerhalb  drei  Tagen  nach  Empfang  des 
Begebrens  soll  die  Pfändung  vom  Betreibungsamte 
vollzogen  werden.  Der  Schuldner  hat  dabei  alle 
seine  Vermögensstücke,  sowie  namentlich  auch  seine 
Ansprüche  gegenüber  Dritten  anzugeben.  Er  wird 
entweder  die  im  Schrankfache  liegenden  Werte  oder 
seinen  Anspruch  der  Bank  gegenüber  auf  Heraus- 
nahme des  Schrankfachgutes  nennen.  Gewöhnlich 
wird  ja  nun  nach  der  Begel  dass  der  Betreibungs- 
beamte Banknoten,  Geld,  Inhaberpapiere,  indossable 
Papiere  und  Kostbarkeiten  zu  seinen  Händen  zu 
nehmen  habe,  der  Inhalt  des  Faches  dem  Betrei- 
bungsamt übergeben  werden.  Es  hat  der  Betreibungs- 
beamte, sobald  er  sich  als  solcher  legitimiert,  der 
Bank  gegenüber  einen  Anspruch,  dass  ihm  das 
Schrankfach  geöffnet  werde,  welchen  er  nötigenfalls 
mit  Beiziehung  der  Polizeigewalt  durchsetzen  kann^). 
Die  Bank  muss  ihm  also  Einsicht  in  das  Fach  ge- 
währen und  er  entscheidet  dann,  was  von  dessen 
Inhalt  überhaupt  gepfändet  werden  kann  und  auf 
w^elche  Art  dies  geschieht.  Er  hest  die  Teile  des- 
selben aus,  welche  das  Betreibungsamt  nach  der 

^)  Wir  haben  da  an  das  Fehlen  eines  hinreichenden  (viel- 
leicht besteht  es  nur  für  konnexe  Forderungen)  Pfand-  oder 
Retentionsrechtes  zu  denken. 

-)  Konkursges.  88. 

^)  Konkursges.  98. 

Vergl.  Betreibungsgesetz  Art.  98  und  91,2. 


Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Geschäft. 
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oben  erwähnten  Rege]  an  sich  zu  nehmen  hat.  Wert- 
papiere, welche  nicht  in  dem  Art.  98  genannt  sind 
(z.  B.  Namenspapiere,  Schuldbriefe)  und  Beweis- 
urkunden muss  das  Betreibungsamt  nicht  in  seine 
Verwahrung  nehmen,  aber  es  darf  es  (Art.  98,  3). 
Wenn  nun  die  Bank  aber  sich  weigert,  dem  Betrei- 
bungsbeamten Einsicht  in  den  Fachinhalt  zu  ge- 
währen, so  dass  von  einer  direkten  Pfändung  des- 
selben nicht  geredet  werden  kann,  so  kann  der  Be- 
amte allerdings  die  Polizeigewalt  zu  Hilfe  rufen,  aber 
bis  sie  da  ist,  könnte  der  Schuldner  den  Fachinhalt 
ja  herausnehmen.  Deshalb  würde  es  sich  in  einem 
solchen  Falle  empfehlen,  sofort  bei  der  Weigerung 
der  Bank  zur  Sicherheit  den  flerausgabeanspruch 
des  Deponenten  zu  pfänden,  um  dann,  sobald  tunlich, 
wenn  z.  B.  die  Polizei  zur  Stelle  ist,  diese  indirekte 
Pfändung  des  Fachinhaltes  durch  die  oben  erwähnte 
direkte  zu  ersetzen.  Nach  deutschem  Rechte  hätte 
die  direkte  Pfändung  in  einem  Versiegeln  des  Fach- 
inlialtes  zu  bestehen  dabei  hätte  man  wohl  zu- 
nächst an  ein  Anlegen  der  Siegel  an  das  Fach  selbst 
zu  denken,  wozu  jedoch  das  Einverständnis  der  Bank 
nötig  wäre,  da  ja  hier  Eigentum  der  Bank  mitge- 
pfändet würde.  Lässt  sich  die  Bank  überliaupt  zur 
direkten  Pfändung  nicht  bereit  hnden,  so  muss,  da 
gegen  sie  nach  deutschem  Pvcchte  Pohzeigewalt  nicht 
angewendet  werden  kann^  der  Herausgabeanspruch 
des  Schuldners  gepfändet  werden. 

Da  nun  für  diesen  keine  an  den  Inhaber  oder 
an  die  Ordre  lautende  Urkunde  besteht,  so  erfolgt 

^)  Das  Betreibungsgesetz  regelt,  wie  das  Obligationenrecht 
schweigt  über  die  Verpfändung  von  Namenspapieren  und  grund- 
versicherten Forderungen,  auch  die  Verhältnisse  hinsichtlich  der 
Pfändung  solcher  Forderungen  nicht. 
Q_     0.  §§  808,  2 ;  809. 
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die  Pfändang  iii  der  Weise,  dass  die  Bank  ange- 
wiesen wird,  dass  sie  rechtsgiltig  nur  nocii  an  das 
Betreib ungsanit  leisten  kann  Dieses  tritt  auf  diese 
Weise  mit  iiir  in  direkten  Verkehr  und  bekommt 
um  so  siclierer  den  Facliinhalt  in  seinem  vollen  Um- 
fange übergeben;  wenn  die  Bank  nicht  von  ihrem 
Rücktrittsreclite  Gebrauch  macht  und  so  selbst  den 
Fachinhalt  herausnimmt,  so  kann  es  ihn  sogar  selbst 
aus  dem  Fache  nehmen.  Einen  Monat  und  spätestens 
ein  Jahr  nachdem  die  Sachen  gepfändet  worden  sind, 
kann  das  Verwertuiigsbegehren  gestellt  w^erden,  so- 
fern nicht  ein  Rechtsvorschlag  erfolgt  ist,  welcher, 
wenn  er  auch  nicht  die  Pfändung  aufgehoben  hat, 
doch  den  Fristenlauf  unterbricht.  Die  Sachen,  welche 
im  Schrankfache  gelegen  haben  und  gepfändet  worden 
sind,  werden  auf  das  Verwertungsbegehren  frühestens 
jzehn  Tage  und  spätestens  einen  Monat  nach  dem- 
selben vom  Betreibungsamte  verkauft. 

Wenn  der  Fachinhaber  Kaufmann  ist,  so  kommt 
es  nicht  zur  Pfändung,  sondern  zum  Konkurse. 
Nach  einer  Frist  von  zwanzig  Tagen  nach  Zusteh ung 
des  Zahlungsbefehles  kann  der  Gläubiger  beim  Be- 
treibungsamte  verlangen,  dass  dem  Schuldner  der 
Konkurs  angedroht  werde  Wenn  es  der  Gläubiger 
verlangt  und  das  Konkursgericht  es  für  angebracht 
hält,  kann  schon  nach  der  Zustellung  der  Konkurs- 
androhung vom  Betreibungsamte  ein  Güterverzeichnis 
aufgenommen  werden.  Gewöhnlich  geschieht  dies 
aber  erst  nach  der  Konkurseröffnung;  der  Gläubiger 
kann  nämlich  zwanzig  Tage  nach  der  Zustellung  der 
Konkursandrohung  beim  Konkursgerichte  das  Kon- 

Es  ist  dies  die  indirekte  Pfändung  mittelst  des  Erfüllungs- 
verbotes  des  Art.  99  des  Betreibungsgesetzes. 
-)  Konkursges.  159  ff. 
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kursbegehren  stellen.  Falls  diesem  entsprochen  wird^ 
so  gilt  der  Konkurs  als  eröffnet  Wir  bemerken 
hier,  dass  der  Konkurs  unter  gewissen  Umständen 
auch  ohne  vorhergehende  Betreibung  eröffnet  werden 
kann  Sofort  nach  Empfang  des  Konkurserkennt- 
nisses schreitet  das  Konkursamt  zur  Aufnahme  eines 
Inventars,  wobei  ihm  ein  eventuell  früher  ange- 
fertigtes Güterverzeichnis  zu  statten  kommen  kann. 
Der  Schuldner  ist  verpflichtet,  alle  seine  Vermögens- 
stücke  anzugeben ;  dabei  hat  er  auch  die  im  Schrank- 
fache liegenden  Gegenstände  zu  nennen.  Darauf  setzt 
sich  das  Konkursamt  mit  der  Bank  in  Verbindung 
und  nach  der  Regel,  dass  es  Geld  und  Wertpapiere 
in  eigene  Verwahrung  zu  nehmen  hat  wird  es 
das  Schrankfachgut  an  sich  ziehen.  Es  ist  das- 
selbe  zu  einem  Teile  der  Konkursmasse  geworden 
und  wird  nun  von  den  Schicksalen  einer  solchen 
betroffen. 

Schon  vor  oder  während  der  Betreibung  kann 
der  Schrankfachinhalt  mit  Arrest  belegt  werden, 
sofern  ein  Arrestgrund  vorliegt'*).  Der  Arrest  oder 
die  Beschlagnahme  ist  eine  vorläufige  Massregel  zur 
Sicherung  des  Gläubigers,  wodurch  dem  Schuldner 
die  Verfügungsmacht  über  die  in  Frage  kommenden 
Gegenstände  entzogen  wird.  Die  Vollziehung  des 
Arrestes  erfolgt  nach  den  Vorschriften  über  die 
Pfändung  auf  welche  wir  hier  daher  verweisen. 
Dass  die  Sachen  sich  im  Gewahrsam  eines  Dritten 


^)  lieber  genauere  Festsetzung  des  Zeitpunktes  vergl.  Kon- 
kursges.  175. 

^)  Vergl.  darüber  Konkursges.  190  ff. 

Vergl.  Konkursges.  223  und  98  (bez.  Pfändung). 
*)  Vergl.  über  Arrestgründe  Konkursges.  271  und  dazu  162  ff. 

Konkursges.  Art.  275  G.  P.  0.  und  930. 
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befinden,  schliesst  den  Arrest  so  wenig  aus  wie  die 
Pfändung  Wie  bei  dieser  wird  auch  hier  zunächst 
nicht  an  die  indirekte  Art  der  Beschlagnahme,  an 
das  Erfüllungs verbot  des  Art.  99  unseres  schwei- 
zerischen Betreibungsgesetzes  —  in  Deutscliland 
auch  unter  dem  Namen  des  Di'ittarrestes  bekannt 
—  zu  denken  ^ein,  sondern  an  einen  direkt  auf  den 
Fachinhalt  gelegten  Arrest  nach  dem  Muster  der 
direkten  Pfändung.  Selbst  wenn  nun  das  hierauf 
gehende  Ansuchen  von  einem  Dritten  allein  (ohne 
Beteiligung  der  Bank)  gestellt  worden  ist,  hätte  es 
keinen  Wert,  dass  sich  die  Bank  der  Beschlagnahme 
des  Schrankfachinhaltes  entgegensetzen  würde.  Einer- 
seits ist  es  ja  nur  eine  vorläufige  Massregel,  auf 
welche  innerhalb  bestimmter  Zeit  der  Gläubiger  die 
Betreibung  anheben  muss^),  andererseits  würde  dann 
einfach  der  Herausgabeanspruch  des  Schuldners  be- 
schlagnahmt, so  dass  die  Bemühungen  der  Bank 
doch  umsonst  gewesen  wären^).  Nicht  die  Bank, 
sondern  der  Schuldner  kann  gegen  den  iVrrest  pro- 
testieren*). Tut  er  das  nicht  oder  ohne  Erfolg,  so 
ist  der  Gläubiger  gehalten,  innerhalb  zehn  Tagen 
nach  Zustellung  der  Arresturkunde  die  Betreibung 
auf  P  f  ä  n  d  u  n  g  0  d  e  r  K  0  n  k  u  r  s  e  r  ö  f  f  n  u  n  g  anzu- 
heben, falls  dies  nicht  schon  früher  geschehen  ist. 

Wenn  die  Bank  der  allein  betreibende  Gläubiger 
ist,  so  kommt  das  gleiche  Resultat  heraus,  wie  wenn 
sie  am  Schrankfachinhalte  ein  Pfandrecht  gehabt 
hätte.  Wird  der  Fachinhaber  von  der  Bank  und 
Dritten  zusammen  oder  von  letzteren  allein  be- 


')  B.  Slg.  XXIV.  1.  737. 

Scherrer,  a.  a.  0.  S.  972 ;  Konkursges.  278. 
^)  Konkursges.  279. 

Scherrer,  a.  a.  0.  S.  973/4;  G.  P.  0.  713. 
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trieben,  so  macht  auf  alle  Fälle  die  Bank  ihre 
Rechte  —  und  ist  es  nur  das  bürgerliche  Reten- 
tionsrecht, das  sie  ja  immer  hat  —  den  betreibenden 
Gläubigern  gegenüber  geltend  und  diese  haben  da- 
rauf zu  reagieren^),  ansonst  die  Bank  in  allen, 
Punkten,  welche  nicht  mit  Erfolg  bestritten  sind,, 
als  im  Rechte  befindhch  angesehen  wird.  Diese 
Präsumtion  ist  der  Vorteil,  welchen  die  Bank  daraus 
zieht,  dass  das  Schrankfachgut  sich  in  ihrem  Ge- 
wahrsame befindet.  Sie  muss  ja  allerdings  den 
Fachinhalt  herausgeben,  aber  der  Betreibungsbeamte 
oder  Konkursverwalter  sorgt  dafür,  dass  aus  dem- 
selben sie  zuerst  befriedigt  wird  und  erst,  wenn 
dann  noch  etwas  übrig  bleibt,  kommt  es  den  andern 
Gläubigern  zu  gute.  Diese  Befriedigung  der  Bank 
geht  natürlich  nur  so  weit,  als  ihre  Ansprüche  be- 
stehen. Und  diese  wiederum  bestimmen  sich  nach 
den  Rechten,  welche  sie  sich  an  dem  Fachinhalte 
erworben  hat.  Sie  hat  entweder  ein  Pfandrecht^) 
oder  Retentionsrecht  für  alle  ihre  Forderungen  oder 


^)  Konkursges.  109. 

-)  Dass  wir  hier  also  im  Stadium  der  Betreibung  das 
Pfandrecht  noch  einmal  auftauchen  lassen,  nachdem  wir  doch 
oben  behauptet,  wenn  die  Bank  ein  Pfandrecht  am  Schrankfach- 
inhalte habe,  so  l^önne  dieser  in  der  Betreibung  nicht  mehr  auf- 
treten, Ivann  nicht  verblüffen.  Oben  handelte  es  sich  nämlich 
um  eine  Betreibung,  die  von  der  Bank  ausging  für  den  durch 
das  Fachgut  ihr  nicht  gedeckten  Betrag,  hier  ganz  allgemein  von 
der  Betreibung  gegen  den  Fachinhaber.  Diese  kann  ja  auch  von 
einem  Dritten  angehoben  werden  zu  einer  Zeit,  wo  die  Bank 
noch  gar  keine  fälligen  Forderungen  an  den  Fachinbaber  hat,, 
also  ein  Anlass  zu  einer  Betreibung  von  ihrer  Seite  gar  nicht 
vorliegt.  Da  wird  sie  ihr  Pfandrecht  eben  erst  in  der  Exekutions- 
instanz geltend  machen.  Dies  hat  dann  ausserdem  noch  den 
wirtschaftlichen  Vorteil,  dass  die  Bank  ihren  Verlvehr  mit  dem 
Schuldner  erst  in  der  Exekutionsinstanz  abbricht  und  die  ganze 
unangenehme  Sache  in  kürzester  Zeit  erledigt  wird. 
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nur  für  die  aus  dem  Schraukfaclivevtrage,  was  sich 
leicht  feststellen  lässt 

Nachdem  wir  gesehen,  dass  der  Fachin  halt 
von  Dritten  gepfändet  werden  kann^  interessiert 
mis  zum  Schlüsse  noch  die  Frage,  oh  er  ihnen  aucii 
verpfändet  werden  könne.  Könnte  der  Fach- 
inhaher  z.  B.  darcii  Uehergahe  der  Schlüssel  einem 
Dritten  am  Facliinhalte  ein  Pfandrecht  bestellen? 
Gegenstand  desselben  sind  Mobilien,  so  dass  es 
sich  nur  um  ein  Faustpfand-)  handeln  kann.  Wenn 
nun  Schuldner  einem  Dritten  die  Schlüssel  übergibt, 
damit  er  das  Fach  öffnen  kann,  und  ihn  dazu  noch 
gehörig  legitimiert,  so  halten  wir  dafür,  dass  dadurch 
dem  Dritten  noch  kein  Pfandrecht  bestellt,  sondern 
ihm  blos  die  Möglichkeit  gegeben  worden  sei,  es 
sich  selber  zu  bestellen.  Er  kann  die  Werte  heraus- 
holen und  dann  z.  B.  in  sein  Fach  legen  oder  auf 
eine  andere  W^eise  seine  Besitzergreifung  kenntlich 
machen.  Das  blosse  Vorhaben  des  Deponenten, 
den  Fachinhalt  einem  Dritten  zu  verpfänden,  könnte 
im  aUgemeinen  für  die  Bank  keinen  Grund  abgeben, 
die  Herausnahme  zu  verweigern,  ausgenommen  den 
Fah,  wo  die  Bank  ein  Pfandrecht  sich  gesichert 
hat  und  zur  kritischen  Zeit  gerade  Forderungen  an 
den  Inhaber  hat.  Durch  Ueber tragung  eines  Schlüs- 
sels und  Einräumung  scheinbaren  Mitbesitzes  würde 
ebenfalls  kein  Pfandrecht  begründet.  Der  Deponent 
hat  ja  keinen  Gewahrsam,  kann  also  auch  nicht 
Mitbesitz  einräumen.  Es  scheint  also,  dass  solange 


')  Ueber  die  Zwangsvollstreckung  in  Schrankfachinhalt  ver- 
gleiche ferner  Bondi:  Zwangsvollstreckung  in  sog.  Banksafes  in 
Sächsisches  Archiv  für  bürgerliches  Recht  und  Prozess.  Bd.  XIII, 
Heft  1/2. 

0.  R.  210  ff. 
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der  Fachinhalt  sich  im  Gewahrsam  dei'  Bank  be- 
findet und  überhaupt  wirkUcher  ^Schrankfachinhalt 
ist,  an  demselben  überhaupt  ein  Pfandrecht  eines 
Dritten  nicht  bestehen  könne.  Und  nun  sagt  doch 
§  217  0.  R.,  dass  an  einer  schon  verpfändeten  Sache 
ein  nachgebendes  Faustpfand  bestellt  werden  liönne^). 
Wie  verhält  es  sich  damit'?  Nur  unter  der  Bedin- 
gung, dass  die  Bank  an  dem  Schrankfacliinhalte, 
welcher  in  ihrem  (-jewahrsame  sich  befindet,  bereits 
ein  Pfandrecht  hat,  kann  dadurch,  dass  sie  ange- 
wiesen wird,  ihn  nicht  vom  Inliabei',  sondern  einem 
Dritten  herausnelnnen  zu  lassen,  diesem  ein  Pfand- 
recht daran  bestellt  werden^).  In  allen  anderen 
Fällen,  wo  die  Bank  z.  B.  blos  ein  Betentionsrecht 
hat,  ist  dies  nicht  möglich,  und  ein  Fall,  wo  das 
Retentionsrecht  der  Bank  dem  Pfandrechte  eines 
Dritten  gegenüberstünde,  kann  im  Schweiz.  Rechte 
nie  vorkommen.  In  der  Regel  muss  der  Dritte,  wie 
oben  erwähnt,  um  ein  Pfandrecht  an  dem  Inhalte 
eines  Sclirankfaches  zu  erwerben,  ihn  herausnehmen 
und  in  seinen  Gewahrsam  bringen.  Dadurch  ver- 
lieren aber  die  Werte,  die  im  Fache  lagen,  ihren 
Charakter  als  Schrankfachinhalt  und  entzieht  sich 
daher  ihr  Schicksal  unserer  Betrachtung. 

Vergl.  dazu  B.  G.  B.  1205.  Konkursges.  151. 
B.  Slg.  XXI.  1102.  Vergl.  dazu  B.  G.  B.  1205. 


V.  KAPITEL. 

Sehlussbetraehtung. 

§12. 

Zunächst  werfen  wir  einen  kurzen  Rückblick 
aaf  unsere  Darstellung  des  Schrankfachgeschäftes 
^ils  eines  Depots,  um  sie  dann  betreffs  ihrer  Kon- 
sequenzen in  einigen  markanten  Punkten  zu  ver- 
gleichen mit  der  anderen  erwähnten  Auffassung, 
dass  in  genanntem  Falle  Raummiete  vorliege. 

Der  obwaltende  wirtschaftliche  Zweck  und  die 
rückwärts  in  der  Entwicklung  genau  zu  verfolgende 
Willens  rieh  tung  der  Parteien  haben  uns  bestimmt, 
das  Schrankfachgeschäft  als  Depotgeschäft  zu  quali- 
fizieren. Unter  den  Bankgeschäften  nimmt  es  den 
Platz  ein: 

Aufbewahrungsdepots: 
Verschlossene : 

1.  In  einfachen  Enveloppen, 

2.  In  Kassetten, 

;  3.  In  Schrankfächern, 

d.  h.  es  ist  eine  spezielle,  neueste  und  vollkom- 
menste Art  des  Depositum  reguläre.  Damit  sind  aber 
unleugbar  Elemente  der  Miete  kombiniert,  und  wir 
mussten  danach  trachten,  diesen  im  Schrankfach- 
vertrage eine  Stellung  anzuweisen.  Wir  lösten  diese 
Frage,  indem  wir  die  Miete  als  Nebenabrede  auf- 
fassten,  so  dass  unser  Schrankfachvertrag  nun  be- 
steht aus  zwei  miteinander  untrennbar  verbundenen 
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Gebilden,  nämlich  der  Hauptabrede  der  Verwahrung 
und  dem  Nebenverhältnisse  der  Miete.  Diese  ganx 
eliminieren  zu  wollen,  daran  war  von  vorneherein 
nicht  zu  denken. 

Andererseits  wird  es  aber  auch  für  die  Anhänger 
der  Auffassung  des  Schrankfachgeschäftes  als  Miete 
eine  absolute  Unmöglichkeit  sein,  das  Element  der 
Verwahrung  los  zu  werden.  Sie  suchen  es  umge- 
kehrt wie  wir  auf  die  Stufe  der  Nebenleistung  herab- 
zudrücken. Die  V\/irkungen  des  Ganzen  bleiben  auf 
diese  V\^eise  im  Grunde  dieselben,  nur  bekommen 
sie  eine  andere  Beleuchtung.  Die  Verwahrung  bleibt 
bestehen,  nur  dass  sie  nun  nicht  mehr  Haupt-,  son- 
dern Nebenabrede  ist:  Der  Vollgewahrsam  wird  auf 
Mitbesitz  herabgedrückt,  da  es  doch  nicht  geht, 
den  Gewahrsam  ganz  zu  leugnen.  Der  Fachinhaber 
ist  in  erster  Linie  Mieter,  dem  die  Benutzung  eines 
Raumes  gestattet  ist ;  die  mächtigen  Armaturen  der 
Stahlkammer  und  die  Kontrolle  am  Eingange,  auf 
welche  die  Bank  verspricht  die  grosste  Sorgfalt  zu 
verwenden,  das  ist  alles  Nebensache  (accidentalia 
negotii),  um  die  es  dem  Fachinhaber  viel  weniger 
zu  tun  ist,  als  um  die  Raumgewährung.  Gegenstand 
des  Vertrages  ist  in  erster  Linie  der  Raum,  das 
Fach  als  solches.  An  dessen  Illaten  hat  die  Bank 
ein  Retentionsrecht,  zunächst  nur  für  den  Mietzins; 
doch  durch  Vertrag  lässt  sie  es  sich  ausdehnen  auf 
andere  Forderungen  aus  dem  Mietverhältnisse  oder 
noch  weiter  auf  überhaupt  alle  ihre  Ansprüche  an  den 
Mieter,  aus  welchem  Verhältnisse  sie  auch  stammen. 
Das  Pfandrecht  schliesst  sich  dem  Zurückbehaltüngs- 
rechte an,  welches  ja  auf  zwei  Arten  zum  Pfand- 
rechtewerden kann  (in  seiner  Ausführung  und  durch 
Vertragsabrede).    Die  Vergütung  ist  in  erster  Linie 
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Mietzins  und  mit  diesem  ist  ein  kleines  Honorar  für 
die  Nebenleistung  der  Verwahrung  verbunden.  Ent- 
weder ist  nun  der  Mietzins  der  grössere  Teil  und 
dann  erscheint  er  zu  hoch  für  die  wenigen  dm^  Raum, 
oder  er  ist  der  kleinere  und  dann  geht  es  auch  nicht 
gut  an,  zu  sagen,  dass  der  grössere  Teil,  die  Ver- 
gütung für  die  Verwahrung,  mit  dem  kleineren  zu 
einem  Gebilde  verschmolzen  werde.  Normalerweise 
wird  das  Kleinere  dem  Grösseren  angehängt  und 
nicht  umgekehrt. 

Gerade  hier  springt  die  Unrichtigkeit  der  Auf- 
fassung der  Miete  als  Hauptvertragsabrede  am 
klarsten  in  die  Augen.  Ihre  allgemeine  Annahme 
würde  einen  Sieg  der  Form  über  den  Inhalt,  des 
äusseren  Wertes  über  den  Innern  bedeuten;  aller- 
dings auch  eine  moderne  Erscheinung! 


ANNEXE. 


Bestimmungen 

über  die 

Yerwatirung  von  Wertsachen  in  den  eisernen  Schrankfäcliern 

in  der  Stahlkammer 

der 

Schweizerischen  Bundesbank  in  Bern^). 


Die  schweizerische  Bundesbank  hat  einen  nach  Ansicht 
bewährter  Techniker  feuer-  und  diebsicheren  Raum  (Stahl- 
kammer) herstellen  lassen,  in  welchem  schmiedeiserne  Schränke 
mit  verschHessbaren  Fächern  sich  befinden.  Sie  empfiehlt 
sich,  in  diesen  letzteren  Wertsachen  aufzubewahren  unter 
folgenden  Bedingungen : 

1.  Der  Hinterleger  hat  ein  Schrankfach  zu  mieten,  worauf 
die  Bank  die  in  dasselbe  gelegten  Gegenstände  als  ihr 
zur  Aufbewahrung  übergeben  betrachtet  und  sich  ver- 
pflichtet, auf  Bewachung  und  Sicherung  sowie  auf  den 
Verschluss  der  Stahlkammer  die  grösste  Sorgfalt  zu 
verwenden,  und  haftet  für  jeden  Schaden,  welcher 
durch  Vernachlässigung  dieser  Sorgfalt  entsteht. 


2.  Die  Vergütung  für  die  Verwahrung,  worin  der  Miet- 
preis des  Schrankfaches  inbegriffen  ist,  wird  im  voraus 
bezahlt  und  beträgt  für : 
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Benützt  derselbe  Hinterleger  mehrere  Fächer  von 
gleicher  Grösse,  so  wird  von  dem  Gesamtentgelt  eines 
Jahres  ein  Abzug  von  25  7o  oder  mehr  gewährt» 
3.  Der  Schrankfach  vertrag  wird  auf  ein  Jahr  oder  auf 
kürzere  Zeit  abgeschlossen  und  gilt,  wenn  vor  Ablauf 
derselben  keine  dem  entgegenstehende  schriftliche  Er- 
klärung erfolgt  ist,  als  auf  einen  gleichen  weiteren 
Zeitraum  erneuert. 

Die  Bank  hat  das  Recht,  jederzeit,  ohne  Angabe 
eines  Grundes  vom  Vertrage  zurückzutreten,  nur  hat 
sie  den  Hinterleger  dreimal  24  Stunden  vorher  davon 
zu  benachrichtigen,  damit  er  seine  Sachen  noch  aus 
dem  Schrankfache  wegnehmen  kann.  Diese  Anzeige 
gilt  als  dem  Hinterleger  behändigt,  wenn  sie  an  dessen, 
letzte  der  Bank  bekannte  Adresse  unter  « Einschreiben » 
der  Post  übergeben  ist.  Die  Bank  gibt  im  Falle  einer 
solchen  einseitigen  Aufhebung  des  Vertragsverhältnisses 
für  die  Zeit,  während  welcher  sie  keine  Pflichten  mehr 
zu  erfüllen  hat,  einen  verhältnismässigen  Betrag  von 
dem  vorausbezahlten  Entgelt  zurück. 

Ist  der  Moment  der  Beendigung  des  Schrankfach- 
vertrages da  und  hat  der  Hinterleger  das  Fach  noch- 
nicht  geräumt,  so  erwächst  aus  diesem  Umstände  für 
die  Bank  das  Recht,  das  Fach  selbst  und  ohne  gericht- 
liche Hilfe  zu  öffnen  und  den  Inhalt  herauszu- 
nehmen. 

Das  Schrankfach  (inkl.  Blechkasten  und  Schlüssel)^ 
soll  nach  Beendigung  des  Vertragsverhältnisses  sich  im 
gleichen  Zustande  befinden,  in  welchem  es  dem  Hinter- 
leger übergeben  wurde,  ansonst  dieser  Zustand  auf 
seine  Kosten  wieder  hergestellt  wird.  Dabei  wird  betont, 
dass  überhaupt  nur  die  bestimmten  Handwerker  der 
Bank  zu  Berufshandlungen  in  der  Stahlkammer  zuge- 
lassen werden. 
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4.  Als  Inhalt  dürfen  in  das  Schrankfach  gelegt  werden: 
Wertpapiere,  Urkunden  und  andere  Wertsachen,  welche 
in  keinem  Falle  das  Fach  beschädigen  können. 

Die  Bank  hat  das  Recht,  jederzeit  den  Fachinhalt 
unter  Wahrung  strengster  Verschwiegenheit  zu  kon- 
trollieren. 

Nach  den  allgemeinen  Geschäftsbedingungen  hat  die 
Bank  für  alle  ihre  Forderungen  an  allen  Sachen  ihres 
Schuldners,  welche  sich  in  ihrem  Gewahrsame  befinden, 
ein  Pfandrecht,  also  auch  am  Inhalte  des  Schrankfaches, 
o.  Der  Schrankfachvertrag  gilt  nur  für  die  Person,  mit 
welcher  er  abgeschlossen  ist.  Es  wird  ihr  neben  der 
Erkennungskarte  in  verschlossenem  Gouvert  ein  Schlüssel- 
oder Passwort  überreicht,  ohne  dessen  Kenntnis  niemand 
in  die  Stahlkammer  eingelassen  wird. 

Wer  einem  Andern  an  seiner  statt  Zutritt  zum 
Schrankfache  verschaffen  will,  hat  denselben  durch  Voll- 
zug eines  von  der  Bank  gelieferten  Formulares  zu  er- 
mächtigen und  ihm  Erkennungskarte,  Passwort  und 
Schlüssel  zu  überreichen.  Diese  Vollmacht,  welche  auch 
mit  der  Handzeichnung  des  Bevollmächtigten  zu  ver- 
sehen ist,  muss,  eigenhändig  überschrieben,  der  Bank 
zugestellt  und  ihre  Zustimmung  eingeholt  werden ;  der 
Bevollmächtigte  erhält  dann  von  der  Bank  eine  eigene 
Erkennungskarle.  Bei  einem  Entzug  der  Vollmacht  muss 
derselbe  vom  Hinterleger  der  Bank  in  eingeschriebenem 
Briefe  mitgeteilt  und  die  von  ihr  dem  Fachinhaber 
überreichte  Erkennungskarte  ihr  wieder  zurückgestellt 
werden.  Indessen  wird  die  Vollmacht  als  erloschen  be- 
trachtet, wenn  der  Tod  des  Bevollmächtigten  oder  des 
Vollmachtgebers  der  Bank  bekannt  gegeben  worden  ist. 

Will  der  Hinterleger,  dass  nach  seinem  Tode  eine 
bestimmte  Person  berechtigt  sein  soll,  das  Schrankfach 
zu  öffnen  und  dessen  Inhalt  in  Besitz  zu  nehmen,  so 

Wettstein,  Das  Kassenschrankfach-Geschäft.  9 
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hat  er  auf  speziell  dazu  gelieferlein  Formulare  der 
Bank  Kenntnis  zu  geben. 

Bei  nur  zeitweiliger  persönlicher  Verhinderung  kann 
der  Hinterleger  eine  Vertrauensperson  durch  Ausstel- 
lung eines  Einlassscheines,  zu  dem  die  Bank  das  For- 
mular liefert,  zu  einmaligem  Besuche  befugen.  Dieser 
Schein  ist  bei  Benutzung  abzugeben  und  bleibt  in  den 
Händen  der  Bank. 

Wollen  mehrere  oder  will  eine  Firma  einen  Schrank- 
fachvertrag abschliessen,  es  muss  ein  Bevollmächtigter 
ernannt  werden,  welchen  die  Bank  dann  als  solchen 
in  der  oben  erwähnten  Weise  behandelt.  Nur  ganz 
ausnahmsweise  können  in  einem  solchen  Falle  mehrere 
Bevollmächtigte  ernannt  werden. 

Der  Hinterleger  hat  der  Bank  allen  Scliaden  zu 
vergüten,  welchen  er  oder  ein  Bevollmächtigter  ihr 
widerrechtlich  zufügt. 

6.  Das  Schrankfach  hat  drei  Verschlüsse,  von  denen  der 
Hinterleger  zwei  und  die  Bank  einen  öffnet.  Für 
seine  zwei  Verschlüsse  werden  dem  Hinterleger  zwei 
Schlüssel  behändigt.  Ein  Doppel  davon  bleibt  in  den 
Händen  der  Bank,  welche  dasselbe  wohl  verwalirt  und 
dem  Hinterleger  gestattet,  es  unter  sein  Siegel  zu  legen, 
damit  die  Bank  diese  Schlüssel  nicht  ohne  sein  Wissen 
gebrauchen  kann. 

Wenn  der  Hinterleger  einen  Schlüssel  verliert,  hat 
er  —  bei  eigener  Verantwortlichkeit  im  Falle  der  Unter- 
lassung —  der  Bank  davon  sofort  Anzeige  zu  machen ; 
die  Bank  öffnet  dann  mit  ihren  Schlüsseln  ohne  Ge- 
waltanwendung das  Fach  und  lässt  auf  Kosten  des 
Hinterlegers  neue  Schlösser  und  Schlüssel  anfertigen. 

7.  Die  Stahlkammer  ist  wochentäglich  von  9  Uhr  morgens 
bis  5  Uhr  (Sonnabend  bis  3  Uhr)  nachmittags  geöffnet. 
Nur  die  bestimmten  Beamten  der  Bank  und  die  Hinter- 


leger  oder  ihre  Bevollmächtigten  dürfen  in  diese  ein- 
treten. Von  letzteren  beiden  wird  verlangt  die  Erken- 
nungskarte (eventuell  mit  Einlasskarte  oder  Einlass- 
schein), Schlüsselwort  und  Eintragung  ihrer  Unterschrift 
in  eine  Frequenzliste,  sowie  Vorzeigung  der  Schlüssel. 
Wenn  nicht  allen  Erfordernissen  in  befriedigender  Weise 
genügt  ist,  so  hat  die  Bank  das  Recht  und  die  Pflichl, 
den  Betretfenden  den  Eintritt  in  die  Stahlkammer  zu 
verweigern. 

8.  Den  Innehabern  von  Schrankfächern  stehen  zur  Vor- 
nahme der  mit  den  hinterlegten  Gegenständen  etwa 
erforderlich  werdenden  Arbeiten  (Trennung  der  Zins- 
scheine u.  s.  w.)  die  neben  der  Stahlkammer  betind- 
lichen  Räume,  in  welchen  verschliessbare  Abteilungen, 
sowie  Lesezimmer  und  Telephonanlagen  sich  befinden, 
ohne  weitere  Vergütung  zur  Verfügung. 

9.  Diejenigen  Personen,  welche  die  Stahlkammer  und 
ihre  Vorräume  benutzen,  haben  sich  den  von  der 
Bank  oder  ihren  Beamten  im  Interesse  der  Sicherheit 
und  Ordnung  getroffenen  Vorschi'iften  und  Anweisungen 
zu  fügen. 


Auf  Grund  obiger  Bestimmungen  über  den  Schrankfach- 
ich 

vertrag  miete  — ^  zwecks  Abschluss  desselben  in  der  Stahl- 

®  WU' 

kammer  der 

Schweizerischen  Bundesbank 
von  derselben  als  Verwahrerin  d     Schranckfach  Nr. 

für  die  Zeit  von  heute  ...    bis  zum  

bei  einer  Vergütung  von  Fr.       für  Verwahrung  und  Miete. 

Bern,  den  

Name  

Stand  

Wohnung   . 
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  ist  hiermit  legitimiert  als 

Inhaber  von  Fach  N*'   in  der  Stahlkammer  der 

Schweizerischen  Bundesbank. 

Schweizerische  Bundesbank 

Der  Chef  der  Abteilung  Der  Direktor : 

für  Schrankfächer  : 


Bern  den 


Einlasskarte. 


  wird  dadurch  als  Bevoll- 
mächtigter von   

legitimiert  und  ist  ihm  der  Zutritt  zu  Fach    zu 

gestatten. 

Schweizerische  Bundesbank 

Der  Chef  der  Abteilung  Der  Direktor: 

für  Schrankfächer : 


Bern,  den 


Einlassschein : 


Schweiz.  Bundesbank 

Wechselstube  und  Depositenkasse 

BERN  den 

Zttricherstrasse  1 


it  Bezugnahme  auf  Punkt  5,  Absatz  3,  der  Bestim- 
mungen über  die  Aufbewahrung  von  Wertsachen 
in  eisernen  Schrankfächern  in  der  Stahlkammer  der 

Schweiz.  Bundesbank  wird;   

  zum  Zutritt  zu  Fach   ermächtigt,  sobald 

er  sich  über  den  Besitz  der  Erkennungskarte  

  der  Schlüssel  zu  Fach    und  über 

die  Kenntnis  des  zugehörigen  Passwortes  ausgewiesen  hat. 

Schweiz.  Bundesbank 

Der  Direktor:  Der  Fachinhaber: 


Der  Chef  der  Abteilung 
für  Schrankfächer :  Der  Bevollmächtigte: 


NB.  Dieser  Schein  wird  bei  Benutzung  dem  Bevollmäclitigten  von  der 
Bank  abgenommen. 
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 ,  den  190 

An  die  Schweiz.  Bundesbank 

Wechselstube  und  Depositenkasse 

BERN 

Züricherstr.  1. 

it  Bezugnahme  auf  Punkt  5,  Absatz  3,  der  Be- 
stimnnungen  über  die  Aufbewahrung  von  Wert- 
sachen in  eisernen  Schrankfächern  in  der  Stahlkammer 
der  Schweiz.  Bundesbank  in  Bern,  Züricherstr.  1,  erstatte 
ich  Ihnen  hiermit  die  Anzeige,  dass  


berechtigt  ist,  d         von  Ihnen  vermietete....  Schrankfach 

  an  meiner  statt  zu  öffnen  bezw.  zu  scliliessen 

und  mit  dem  Inhalte  desselben  gleich  mir  selbst  zu  ver- 
fahren. 

Indem  ich  ersuche,  hiervon  genehmigend  Vermerk 
zu  nehmen  und  mir  für  Genannte....  eine  Einlasskarte  aus- 
zufertigen, teile  ich  mit,  dass  ich  d  ... selbe....  sodann  von 
meinem  Schlüsselworte  Kenntnis  geben  werde. 

Hochachtend 
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An  die  Schweiz.  Bundesbank 

Wechselstube  und  Depositenkasse 

BERN 

Züricherstr.  1. 

Hierdui'ch  benachrichtige  ich  Sie,  dass   
^  :  

während  des  Yertragsverhältnisses  nach  meinem  Abieben 

berechtigt  ist,  mein  Schrankfach  N*'          zu  ötTnen  und 

dessen  Inhalt  in  Besitz  zu  nehmen. 

Diese  Berechtigung  de  

ist  ein  integrierender  Teil  unseres  Vertragsverhältnisses. 

Hochachtend 


